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Friedensvertrag 
zwiſchen Deutſchland, Öfterreich-Ungarn, Bulgarien und der 
Türkei einerſeits und Rumänien andererſeits. 


Deutſchland, Oſterreich⸗-Ungarn, Bulgarien und die Türkei einerſeits und 
Rumänien andererſeits, von dem Wunſche geleitet, den Kriegszuſtand zwiſchen ihnen 
zu beenden und die freundſchaftlichen Beziehungen ihrer Völker auf politiſchem, 
rechtlichem und wirtſchaftlichem Gebiete wiederherzuſtellen, haben beſchloſſen, die 
in Buftea am 5. März 1918 unterzeichneten Friedens-Präliminarien in einen end⸗ 
gültigen Friedensvertrag umzugeſtalten. Demzufolge ſind die Bevollmächtigten der 
Regierungen der vorbezeichneten Mächte, nämlich 


für die Kaiſerlich Deutſche Regierung 

der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, Kaiſerlicher Wirklicher Gee 
heimer Rat, Herr Richard von Kühlmann, 

der Kaiſerliche Wirkliche Geheime Rat Herr Paul von Körner, 

der Direktor im Auswärtigen Amte, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer 
Rat, Herr Dr. Johannes Kriege, 

der Königlich Preußiſche Generalmajor Herr Emil Hell, Chef des 
Generalſtabs des Oberkommandos der Heeresgruppe von Mackenſen, 

der Kaiſerliche Kapitän zur See Herr Hans Bene; 


für die K. u. K. gemeinſame Oſterreichiſch-Ungariſche Regierung 
der Miniſter des Kaiſerlichen und Königlichen Hauſes und des Außern, 
Seiner K. u. K. Apoſtoliſchen Majeſtät Geheimer Rat, Herr Stephan 
Baron Buriäͤn von Rajecz; 


für die Königlich Bulgariſche Regierung 
der Königliche Miniſterpräſident und Miniſter des Außern Herr 
Dr. Waſſil Radoslavoff, 
der Königliche Finanzminiſter Herr Dimiter Tontſcheff, 


der Königliche Generalmajor Herr Peter Tantiloff, 
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der Abgeordnete zur Nationalverſammlung Herr Ivan Koſtoff, 


der Profeſſor an der Univerſität Sofia, Herr Dr. Lubomir Miletitſch; 


für die Kaiſerlich Osmaniſche Regierung 
der Kaiſerliche Miniſter des Außern Ahmed Neſſimy Bey, 
der Kaiſerliche General der Kavallerie Ahmed Izzet Paſcha, 
der Unterſtaatsſekretär im Kaiſerlichen Miniſterium des Außern Rechad 


Hikmet Bey; 


für die Königlich Rumäniſche Regierung 

der Königliche Miniſterpräſident Herr Alexandru Marghiloman, 

der Königliche Miniſter des Außern Herr Conſtantin C. Arion, 

der Königliche bevollmächtigte Miniſter Herr Joan N. Papiniu und 

der Königliche bevollmächtigte Miniſter zur Dispoſition Herr Mihail 

N. Burghele, 

zur Weiterführung der Friedensverhandlungen in Bukareſt zuſammengetreten und, 
nach Vorlegung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, über 
nachſtehende Beſtimmungen übereingekommen: 


Erſtes Kapitel. 
Wiederherſtellung von Friede und Freundſchaft. 
Artikel J. 


Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Bulgarien und die Türkei einerſeits und 
Rumänien andererſeits erklären, daß der Kriegszuſtand zwiſchen ihnen beendet iſt. 
Die vertragſchließenden Teile ſind entſchloſſen, fortan in Frieden und Freundſchaft 


miteinander zu leben. 


Artikel II. 

Die diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen zwiſchen den vertrag— 
ſchließenden Teilen werden ſofort nach der Ratifikation des Friedensvertrags 
wiederaufgenommen werden. 

Wegen der Zulaſſung der beiderſeitigen Konſuln bleiben weitere Verein— 


barungen vorbehalten. 
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Zweites Kapitel. 
Demobiliſierung der rumänifchen Streitkräfte. 
Artikel UI. 
Die im Gange befindliche Demobiliſierung der rumäniſchen Armee wird un- 


mittelbar nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags nach Maßgabe der in den 
Artikeln IV bis VII enthaltenen Beſtimmungen durchgeführt werden. 


. . 
Artikel IV. 

Die allgemeinen militäriſchen Dienſtſtellen, höheren Kommandobehörden und 
militäriſchen Anſtalten bleiben beſtehen, wie ſie im letzten Friedens-Budget vorge— 
ſehen waren. 

Die Diviſionen 11 bis 15 ſetzen ihre Demobiliſierung fort, wie dies im 
Vertrage von Focſani vom 8. März 1918 beſtimmt worden iſt. 

Von den rumäniſchen Diviſionen 1 bis 10 bleiben die zur Zeit in Beßarabien 
verwendeten 2 Infanterie-Diviſionen, mit Einſchluß der aus den aufgelöſten Jäger— 
Diviſionen ausſcheidenden Jäger-Bataillone, und die 2 Kavallerie-Diviſionen der 
rumäniſchen Armee auf Kriegsſtärke, bis infolge der in der Ukraine durchgeführten 
militäriſchen Operationen der Verbündeten Mächte eine Gefahr für die Grenzen 
Rumäniens nicht mehr beſteht. 5 

Die übrigen 8 Diviſionen ſollen in der Moldau unter Beibehaltung ihrer 
Stäbe und Kommandobehörden in verringerter Friedensſtärke erhalten bleiben. Sie 
werden ſich aus je 4 Infanterie-Regimentern zu je 3 Bataillonen, 2 Kavallerie— 
Regimentern zu je 4 Eskadrons, 2 Feldartillerie-Regimentern zu je 7 Batterien, 
einem Pionier-Bataillon ſowie der erforderlichen, noch näher zu vereinbarenden 
Anzahl techniſcher Truppen und Trains zuſammenſetzen; dabei ſoll die Geſamt— 
ſumme der Infanterie dieſer 8 Diviſionen die Zahl von 20000 Mann, der Kaval— 
lerie von 3200 Mann und der geſamten Artillerie der rumäniſchen Armee, ab— 
geſehen von den mobil bleibenden Diviſionen, die Zahl von 9000 Mann nicht; 
überſchreiten. 

Die in Beßarabien mobil bleibenden Diviſionen find im Falle der Demobil- 
machung auf denſelben verringerten Friedensſtand zu bringen wie die im Abſatz 4 
erwähnten 8 Diviftonen. - 

Alle übrigen rumäniſchen Truppenteile, die nicht im Frieden beſtanden haben, 
werden aufgelöft. i 


on 
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Die aktive Dienſtzeit bleibt die gleiche wie im Frieden. Reſerviſten, mit 
Einſchluß der Mannſchaften der Calaraſch-Regimenter, ſollen bis zum Abſchluß 
des allgemeinen Friedens nicht zu Ubungen eingezogen werden. 


Artikel V. 

Die infolge der Herabſetzung oder Auflöſung der rumäniſchen Truppen⸗ 
teile verfügbaren Geſchütze, Maſchinengewehre, Handwaffen, Pferde-, Wagen⸗ und 
Munitionsbeſtände werden bis zum Abſchluß des allgemeinen Friedens dem Ober- 
kommando der verbündeten Streitkräfte in den beſetzten rumäniſchen Gebieten zur 
Aufbewahrung übergeben werden, wo ſie von rumäniſchen Depot-Truppen unter 


x 


Oberaufſicht des Oberkommandos bewacht und verwaltet werden. 

Die der rumäniſchen Armee in der Moldau zu belaſſende Munition wird 
auf 250 Patronen für das Gewehr, auf 2500 Patronen für das Maſchinen⸗ 
gewehr und auf 150 Schuß für das Geſchütz feſtgeſetzt. 

Die rumäniſche Armee iſt berechtigt, aus den Depots der beſetzten Gebiete 
unbrauchbares Material im Einvernehmen mit dem Oberkommando der verbündeten 
Streitkräfte auszutauſchen und aus den Munitions-Depots Erſatz für verſchoſſene 
Munition anzufordern. 

Die mobil bleibenden Diviſionen in Beßarabien behalten die ihney kriegs— 


mäßig zuſtehende Munition. 


Artikel VI. 


Die demobiliſierten rumäniſchen Truppen ſollen bis zur Räumung der be- 


ſetzten rumäniſchen Gebiete in der Moldau verbleiben. Ausgenommen hiervon ſind 


die im Artikel V Abſ. 1 erwähnten, zur Unterhaltung der in dieſen Gebieten nieder- 
gelegten Waffen und Materialbeſtände erforderlichen Dienſtſtellen und Mannſchaften. 

Die demobiliſierten Mannſchaften und Reſerve-Offiziere können in die be- 
ſetzten Gebiete zurückkehren. Aktive und ehemals aktive Offiziere bedürfen zur 
Rückkehr in dieſe Gebiete der Erlaubnis des Oberkommandos der verbündeten 
Streitkräfte. i 

Artikel VIL 

Zu dem rumäniſchen Oberbefehlshaber in der Moldau tritt ein Seneral- 
ſtabsoffizier der Verbündeten Mächte mit Stab, zu dem Oberkommando der ver— 
bündeten Streitkräfte in den beſetzten rumäniſchen Gebieten ein rumäniſcher General— 
ſtabsoffizier mit Stab als Verbindungsoffizier. 
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8. 
Artikel VIII. 

Die rumäniſchen Fluß⸗ und Seeſtreitkräfte werden bis zur Klarung der 
Verhältniſſe in Beßarabien in ihrer vollen Bemannung und Ausxüſtung belaſſen, 
ſoweit die Bemannung nicht nach Artikel IX eingeſchränkt werden ſoll. Alsdann 
ſind dieſe Streitkräfte auf den gewöhnlichen Friedensſtand zu bringen. 

Ausgenommen hiervon ſind die für Zwecke der Strompolizei erforderlichen 
Flußſtreitkräfte und die auf dem Schwarzen Meere zum Schutze der Handelsſchiff— 
fahrt und zur Herſtellung minenfreier Fahrſtraßen verwendbaren Seeſtreitkräfte. 
Unmittelbar nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags werden dieſe Fluß— 
ſtreitkräfte auf Grund beſonderer Vereinbarung den mit der Strompolizei beauf— 
tragten Organen zur Verfügung geſtellt. Über die Seeſtreitkräfte erhält die Nautiſch— 
Techniſche Schwarze-Meer⸗Kommiſſion das Verfügungsrecht; zur Herſtellung der 
Verbindung mit dieſer-Kommiſſion iſt ihr ein rumäniſcher Seeoffizier zuzuteilen. 


ng Artikel IX. 
Alle im Heere und in der Marine ſtehenden Mannſchaften, die im Frieden 
in den Häfen oder in der Schiffahrt tätig geweſen find, ſollen bei der Demobili— 
ſierung zuerſt entlaſſen werden, um in ihrer früheren Tätigkeit Verwendung finden 


zu können. 


Drittes Kapitel. 
Gebietsabtretungen. 
Artikel X. 


Uber die nach Nr. 1 der Friedens-Präliminarien von Rumänien abzutretende 
Dobrudſcha werden die nachſtehenden Beſtimmungen getroffen. 


g A. 

Rumänien tritt das ihm nach dem Bukareſter Friedensvertrag von 1913 
zugefallene bulgariſche Gebiet an Bulgarien mit einer Grenzberichtigung zu deſſen 
Gunſten wieder ab, dergeſtalt, daß in der Dobrudſcha die neue bulgariſche Grenze, 
die auf der anliegenden Karte mit roter Farbe eingetragen iſt, fortan wie folgt 
verläuft: 

Die neue Grenze Bulgariens in der Dobrudſcha beginnt an einem weſtlich 
vom Dorfe Cochirleni an der Donau gelegenen Punkte, wobei der den ſüdlich 


er 


Fe 


vom Dorfe Cochirleni gelegenen See und die Donau verbindende Bach Bulgarien 
zufällt.. Die führt durch die Mitte des ſüdlich vom Dorfe Cochirleni gelegenen 


Sees und durch die Mitte des Teiches, der nördlich des Dorfes Jvrinez Mie liegt, 


— folgt dem Talweg des Tales Peſtera, führt nördlich vom nördlichen Rande des Dorfes 


Saidia, das Bulgarien zufällt, ſchneidet die Höhe zwiſchen den Dörfern Saidia 


und Mircea Voda, führt nördlich vom nördlichen Rande des Dorfes Mircea Voda, 
das Bulgarien zufällt, folgt ſodann dem Kamm der Höhe, die ſich öſtlich vom 
Dorfe Mircea Voda erhebt, ſchneidet die Kote 127 (Idris Kiruos), ſetzt in 
öſtlicher Richtung bis zum Trajanswall fort, den fie etwa 2¼ Kilometer nördlich 
der Kote 129 erreicht, folgt ſodann dem Trajanswall bis zu einem ſüdlich vom 
Dorfe Osmancea gelegenen Punkte und dann dem Talweg des die Dörfer Os— 


mancea und Omurcea verbindenden Tales, läuft nördlich des nördlichen Randes 


des Dorfes Omurcea, das Bulgarien zufällt, ſodann in öſtlicher Richtung bis 
zur Kote 68 (Pipiliga Juk), ſchneidet dieſe und hält die öſtliche Richtung ein, indem 
fie Orta Tabia und dann 1 Kilometer nördlich vom nördlichen Rande des Dorfes 
Agigea, das Bulgarien zufällt, die Chauſſee Konſtanza-Techirghiol ſchneidet, läuft 
in ſüdöſtlicher Richtung in den öſtlich vom Dorfe Agigen gelegenen See und 
durchquert ihn ſo, daß fie in der Mitte des öſtlichen Ufers austritt, um in das 
Schwarze Meer zu münden. - - 

Die im Eingang erwähnte Karte bildet einen weſentlichen Beſtandteil 
des Friedensvertrags.“ Eine aus Vertretern der Verbündeten Mächte zuſammen⸗ 
geſetzte Kommiſſion ſoll alsbald nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags 
an Ort und Stelle die neue Gvenglinie in der Dobrudscha feſtſtellen und 
vermarken. 

Die Donaugrenze zwiſchen dem an Bulgarien abgetretenen Gebiet und Ru— 
mänien folgt dem Talwey des Stromes. Wegen der Beſtimmung des Talwegs 
ſoll alsbald nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags das Nähere zwiſchen 
den beiden Mächten vereinbart werden; die Vermarkung wird im Herbſte 1918 
bei niedrigem Waſſerſtand erfolgen. 

B. 

Rumänien tritt an die Verbündeten Mächte den nördlich der unter A 
beſchriebenen neuen Grenzlinie liegenden Teil der Dobrudſcha bis zur Donau ab, 
und zwar zwiſchen der Gabelung des Stromes und dem Schwarzen Meere bis 


zum St. Georgsarm. - 


e 
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Die Donaugrenze zwiſchen dem an . Verbündeen Mächte abgetretenen 
Gebiet und Rumänien wird durch den Talweg des Strows gebildet. Wegen der 
Beſtimmung des Talwegs ſoll alsbald nach der Unterzichmung des Friedensver⸗ 
trags das Nähere zwiſchen den beteiligten Mächten vereinbart werden; die Ver⸗ 
marking wird im Herbſte 1918 bei niedrigem Waſſetſtand erfolgen. 

Die Verbündeten Mächte werden dafür Sorge Magen, daß Rumänien einen 
geſicherten Handelsweg nach dem Er en über Cernavoda-Konſtanza 
erhält. 


Artitel NI | 
Rumänien ijt damit einverſtanden, daß ſeine G enze zu Gunſten Oſterreich⸗ 
Ungarns eine Berichtigung erfährt, dergeſtalt, daß 4? der anliegenden Karte 
mit roter Farbe eingetragene neue Grenze fortan 1 5 verläuft: 
Die neue Grenze beginnt beim Eiſenbahndurchhß weſtlich Turn- Severin, 
ſüdlich Dudaſu. N 
Im weiteren Verlaufe führt ſie 400 Meter ive der weſtlichſten Häuſer 
von Dudaſu und am Weſtrand des Ortes Seretu, übe das J der Beſchreibung 
Bach Jidoscita, über das J der Beſchreibung Ort Jidiscita, über Rote 682 D. 
Matoret (Höhe fällt Ungarn zu), ſodann längs der von der genannten Kote nach 
Cireſiu führenden Landſtraße, wobei die Straße Ungarn fällt, am Weſtrand von 
Cireſiu, entlang des Feldwegs über das N der Beſchreihung Jupanesci, auf das 
E der Beſchreibung Gornenti, über das E der Beſchreibung Coſtesci, auf Kote 
1333 Mt. Ser (Höhe fällt Ungarn zu), von da direkt in nötdlicher Richtung zur 
gegenwärtigen Grenze zwiſchen Rumänien und Ungarn, ann bis zur Einmün⸗ 
dung des Baches Craiova in die Cſerna aufrecht bleibt. 
Die neue Grenze bildet von der genannten Einmündung die Cſerna ſelbſt 


bis zum A der enz Riu Cernifora, ſodann biegt die 1 7 nach Oſten 


um und geht über Beſchreibung D. Milano, an der Beſchreibun D. Negoea ſüd— 
lich vorbei, über Beſchreibung D. Seitinlenlui in direkt öſtlicher Richtung zu der 
vom Vulkanpaß gegen Süden führenden Straße, welche 600 Metet ſüdlich Buliga 
geſchnitten wird, ſodann zum Schnittpunkt des Jilyfluſſes mit. kr Straße ſüd⸗ 
lich der heilung Lainici. ¥ 

Weiter direkt Seti bis zum Bach Sadu, ſodann längs dos Baches gegen 
Nordoſten bis zu deſſen Urſprung (1 Kilometer öſtlich des U dr 3 
Stana Prislopu), dann direkt nördlich zur gegenwärtigen Grenze bei Rote 2 


Sys 2 
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Vrf. Mändrei, entlang der alten Grenze bis 400 Meter ſüdweſtlich V der Be— 
ſchreibung Vrf. Ciobanul. 

Von dieſem Punkte führt die Grenze direkt in östlicher Richtung am Süd— 
rand Bucolie, ſüdlich der Beſchreibung Bry. Repede, ſüdlich der Beſchreibung 
Ciungetu und der Beſchreibung Par. Latoritg. 

Sie führt dann 400 Meter ſüdlich Kote 1632 Piscu Moldoviſului in öſt— 
licher Richtung bis zur Bacheinmündung 1 Kilometer ſüdweſtlich des R der Be— 
ſchreibung Racovita, 2 Kilometer ſüdlich des Ortes Boiſoara, am Nordrand von 
Titeſti, zur Rote 1248 Qanwaga (Höhe fällt Ungarn zu), über das U der Be— 
ſchreibung Stana Cioricu, ! Kilometer ſüdlich Rote 1862 Comarnicul, die Klein— 
bahn 3 Kilometer ſüdweſtlich Kote 2000 Mt. Lipitoarea ſehneidend, dann in öſt— 
licher Richtung über Roten 1961/1932, 1576, 1172, 1607, 2338 Mt. Batraͤna, 
2237, Trigonometer 2379 Mt. Päpuſa, 1785, 1411, 1264, 1265, 1074 (ſämt⸗ 
liche Höhen fallen Ungarn zu), ſehneidet die Straße Caͤmpulung-Braſſo bei der 
Brücke 1 Kilometer ſüdöſtlich des Punktes 1074, führt dann über Punkt 1265 
(Brücke und Höhe fallen Ungarn zu) und erreicht in nahezu öſtlicher Richtung 
halbwegs zwiſchen den Beſchreibungen Vrf. Santu Ilie und Vrf. Sigluia bei Rote 
1880 die gegenwärtige Grenze, 

Die gegenwärtige Grenze bis zur Kote 1909 bleibt aufrecht; die neue 
Grenze führt dann von der Rote über das zweite C der Beſchreibung Schitu 


Peſtera Decebal über das U der Beſehreibung Caraimanu, über das B der 


Beſchreibung V Cerbului, am Nordrand von Azuga vorbei über das zweite A der 
Beſchreibung Azuga, über die Rote 1505, die Rumänien verbleibt, über das V der Be— 
ſchreibung Vrf. Cazucu, dann nach Südoſten biegend 1 Kilometer ſüdlich Kote 1757 
Vrf. Cazacu vorbei Mapp ſüdlich der Beſchreibung Mt. Prislopüber Kote 153 1 (diefe fällt 
Ungarn zu), über Kote 1128, 878, 1235, 1540 (alle Koten fallen Ungarn zu), 1 Kilo— 
meter ſüdlich 1771 Mt. Grohotis 1450 (alle Punkte kommen Ungarn zu), dann 700 Meter 
ſüdlich des Punktes 871 Ort Teleajenul, über Punkt 961 (Punkt kommt 
Ungarn zu), 1 Kilometer ſüdlich des Punktes 1340 (über V der Beſchreibung 
Tatar Havas P.), über Punkt 975, 1486, 1115 (alle drei Punkte fallen Ungarn 
zu), dann weiter in nordöstlicher Richtung die Straße im Bodzatal, 2 Kilometer 
nordweſtlich G der Beſchreibung Gura Siriului ſchneidend, ſodann über Punkt 
1183, 1363, 600 Meter ſüdlich des Punktes 1338, dann nach Nordoſten bis 
Kilometer nördlich des Punktes 789, wo ſie in die gegenwärtige Grenze 
zwiſchen Ungarn und Rumänien einmündet. Die bisherige Grenze bleibt bis zum 
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Punkt 2½ Kilometer ſüdweſtlich Popii aufrecht, führt dann in nordöſtlicher 
Richtung bis zum Punkt 1 Kilometer ſüdöſtlich des Punktes 1530, biegt hier 
ſcharf Nordweſt öſtlich um den Punkt 1530 herum, öſtlich der Punkte 1521, 
1587, nach Nordoſten umbiegend um den Punkt 1490 Mt. Condratu herum, 
öſtlich des Punktes 950 die Schmalſpurbahn 4 Kilometer weſtlich Lepſa ſchneidend, 
öſtlich des Punktes 1374 Mt. Sboina Neagra, öſtlich Punkt 1014 Mt. Res⸗ 
boiului vorbei, die Kleinbahn 2 Kilometer öſtlich des Punktes 508 ſchneidend, 
I Kilometer öſtlich Trigonometer 1167 Mgr. Caſinului vorbei, ſodann über 
Punkt 843, 1 Kilometer öſtlich des Punktes 737, über Punkt 704, 716, 8 
der Beſchreibung Hirſa, Südweſtrand Harja, Kordonpoſten 962, Kordonpoſten 
3 Kilometer nordweſtlich davon (ſämtliche vorgenannten Punkte fallen Ungarn 
zu), ſodann nach Norden abbiegend über den Punkt 1050 Vrf. Cheſchiului 
(Punkt fällt Ungarn zu), hier ſcharf nach Nordweſten wendend nördlich des 
Punktes 1071 Mt. Cleja, am Hange nördlich des Punktes 1108, öſtlich des 
Trigonometers 1653. Mt. Nemira, öſtlich des Punktes 1370 vorbei, die Klein— 
bahn 3 Kilometer weſtlich des Punktes 479 Poiana Uzului ſchneidend, über 
Trigonometer 1342 (Höhe fällt Ungarn zu), 1800 Meter öſtlich des Punktes 
682 vorbei, die Trotustalbahn beim P der Beſchreibung Preluci ſchneidend, 
knapp öſtlich des U der Beſchreibung Agaſu, über Punkt 1275, 1613 Punkte 
fallen Ungarn zu), öſtlich Trigonometer Cfülemer 1651, öſtlich Trigonometer 
Tarhavas 1662, über das M der Beſchreibung Schimba Garda, öſtlich des 
Punktes 1573, vorbei öſtlich des Punktes 1463 Mt. Mairus, 703, knapp weſtlich 
des Punktes 1211, die Kleinbahn im Bicazuluital am Oſtausgang von Tasca 
ſchneidend, öſtlich Punkt 1245, weſtlich des Punktes 932 um Trigonometer 1904, 
Toca herum (2 Kilometer nordöſtlich des höchſten Punktes), über S der Beſchreibung 
Schitul Ducau, weſtlich des Punktes 1080, die Straße im Biſtricivaratal 
ſchneidend, über G der Beſchreibung Grintieſiul, dann öſtlich über Punkt 1145 
Fraſin, 1021, über C der Beſchreibung Farcaſa, öſtlich an den Punkten Trigono 
meter 1086, Punkt 1150, Trigonometer 1534, Monte Bivol, Punkt 1276 
Punkt 1208, 975, 1010, 862 vorbei, hier nach Nordoſten bis 2 Kilometer 
ſüdlich Paiſeni abbiegend über das N der Beſchreibung Paiſeni, 0 der Beſchreibung 
Moldava, L der Beſchreibung Kornoluncze, über Oſtrand des Ortes Rotopaneſti 
und Südrand Mihaeſti, dann Kote 393 bei A von Mihaeſti, ſodann die alte 
Grenze Oſterreichs gegen Rumänien bis 2 Kilometer ſüdöſtlich des Trigono— 
meters 503 La Zare, ſodann nach Nordoſt abbiegend über Punkt 305, 281 am 


1 oe 
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Sereth, Oſtrand von Talpa, Oſtrand von Calineſti, Punkt 396, 402, ½ Kilo⸗ 
meter öſtlich Dersca, über Punkt 189, 198, 332, 304, Ziehbrunnen 1 Kilo— 
meter ſüdweſtlich des Punktes 311, Oſtrand von Baranca, Oſtrand von Pili- 
pauti, Punkt 251, bis an den Pruth 1 Kilometer öſtlich Lunca. 

Die im Eingang erwähnte Karte bildet einen weſentlichen Beſtandteil des 
Friedensvertrags. Zwei gemiſchte Kommiſſionen, die ſich aus der gleichen Anzahl 
von Vertretern der beteiligten Mächte zuſammenſetzen, ſollen unmittelbar nach 
der Ratifikation des Friedensvertrags an Ort und Stelle die neue Grenzlinie 
feſtſtellen und vermarken. 


Artikel XII. 


Das Staatsvermögen in den abgetretenen rumäniſchen Gebieten geht ohne 
Entſchädigung und ohne Laſten, jedoch unter Wahrung der darauf ruhenden Privat⸗ 
rechte, auf die dieſe Gebiete erwerbenden Staaten über. 

Aus der früheren Zugehörigkeit der Gebiete zu Rumänien ſollen ſich 
weder für dieſe ſelbſt noch für die erwerbenden Staaten irgendwelche Verpflich⸗ 
tungen ergeben. art | 

Im übrigen werden diejenigen Staaten, denen die abgetretenen Gebiete zu— 
fallen, mit Rumänien unter anderem Vereinbarungen über folgende Punkte treffen: 

1. über die Staatsangehörigkeit der bisherigen rumäniſchen Bewohner dieſer 

Gebiete, wobei ihnen jedenfalls ein Options- und Abzugsrecht gewährt 
werden muß; 

2. über die Auseinanderſetzung wegen des Vermögens der durch die neuen 

Grenzen zerſchnittenen Kommunalbezirke, 
3. über die Auseinanderſetzung wegen der Archive, wegen der Akten der Ge— 
richts- und Verwaltungsbehörden, wegen der Gerichts- und Verwaltungs— 
Depots ſowie wegen der Perſonenſtandsregiſter; 
4. über die Behandlung der neuen Grenzen; 
5. über die Wirkung der Gebietsänderungen auf die Diözeſanbezirke, 

6. über die Wirkung der Gebietsänderungen auf die, Staatsverträge. 

Rumänien wird nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags die aus den 
abgetretenen Gebieten ſtammenden Offiziere und Mannſchaften auf deren Antrag 
entlaſſen und ihnen die Rückkehr in die Heimat geſtatten. 


13 
Viertes Kapitel. 
Kriegsentſchädigungen. 
. Artikel XIII. 

Die vertragſchließenden Teile verzichten gegenſeitig auf den Erſatz ihrer 

Kriegskoſten, d. h. der ſtaatlichen Aufwendungen für die Kriegführung. 
Wegen der Regelung von Kriegsſchäden bleiben beſondere Vereinbarungen 
vorbehalten. . 
Fünftes Kapitel. 
Näumung der beſetzten Gebiete. 
Artikel XIV. 

Die von den Streitkräften der Verbündeten Mächte beſetzten rumänischen 
Gebiete werden vorbehaltlich der Beſtimmungen im Dritten Kapitel über die Ge⸗ 
bietsabtretungen zu einem ſpäter zu vereinbarenden Zeitpunkt geräumt wer den 
Während der Zeit der Beſetzung wird die Stärke des Beſetzungsheers, abgeſehen 
von den im Wirtſchaftsbetrieb verwendeten Formationen, ſechs Diviſionen nicht 


überſteigen. 
Artikel XV. 


Bis zur Ratifikation des Friedensvertrags bleibt die gegenwärtige Offu- 
pationsverwaltung mit den von ihr bisher ausgeübten Befugniſſen beſtehen. Doch 
iſt die Rumäniſche Regierung alsbald nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags 
befugt, zur Ergänzung des Beamtenkörpers die ihr geeignet ſcheinenden Exrnen- 
nungen und Entlaſſungen vorzunehmen. 


Artikel XVI. 
Nach der Ratifikation des Friedensvertrags wird die Zivilverwaltung der 
beſetzten Gebiete den rumäniſchen Behörden nach Maßgabe der Artikel XVII bis 
XXIII wieder übergeben werden. 


Artikel XVII. 

Dem Wunſche der Rumäniſchen Regierung entſprechend, wird bis zur Räu⸗ 
mung der beſetzten Gebiete den rumäniſchen Miniſterien je ein Zivilbeamter der 
Okkupationsverwaltung beigeordnet werden, um den Übergang der Zivilverwaltung 
auf die rumäniſchen Behörden tunlichſt zu erleichtern. 

Ferner haben die rumäniſchen Behörden den Anordnungen zu entſprechen, 
welche die Befehlshaber des Beſetzungsheers im Intereſſe der Sicherheit der be— 
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ſetzten Gebiete ſowie der Sicherheit, des Unterhalts und der Verteilung ihrer 
Truppen für erforderlich erachten. 

Die Verkehrseinrichtungen, wie insbeſondere Eiſenbahnen, Poſt und Tele— 
graphen, werden bis auf weiteres in militäriſcher Verwaltung bleiben; ſie ſollen 
den Behörden und der Bevölkerung Rumäniens nach Maßgabe der darüber zu 
treffenden Vereinbarungen zur Verfügung ſtehen. 

Wegen der Mitwirkung des Oberkommandos bei der Regelung des Geld— 
und Zahlungsverkehrs, insbeſondere auch bei der Geſchäftsführung der Rumä⸗ 
niſchen Nationalbank und der Zentralkaſſe der Volksbanken, bleibt eine beſondere 
Vereinbarung vorbehalten. 

Artikel XVIII. 

Die Gerichtsbarkeit in den beſetzten Gebieten wird, vorbehaltlich der Be— 
ſtimmungen der Abſätze 2, 3, von den rumäniſchen Gerichten in vollem Umfang 
wieder übernommen. 

Die Gerichtsbarkeit über die Angehörigen des Beſetzungsheers, und zwar 
ſowohl in Strafſachen wie in Zivilſachen, verbleibt ebenſo wie die Polizeigewalt 
über dieſe Perſonen in vollem Umfang den Verbündeten Mächten. n 
8 Strafbare Handlungen gegen das Beſetzungsheer werden von deſſen Militar 

gerichtsbarkeit abgeurteilt werden; das Gleiche gilt für Zuwiderhandlungen gegen 
Anordnungen der Okkupationsverwaltung, ſoweit dieſe gemäß Artikel XXII bf. 1 
vorläufig noch in Kraft bleiben. Ferner ſind die Angelegenheiten, mit denen 
die von der Okkupationsverwaltung eingeſetzten Gerichte vor der Ratifikation des 
Friedensvertrags befaßt worden ſind, von dieſen zu Ende zu führen. 


Artikel XIX. 

Wegen des Verkehrs zwiſchen den beſetzten und den nichtbeſetzten Gebieten 
wird das Oberkommando des Beſetzungsheers mit der Rumäniſchen Regierung 
die erforderlichen Abmachungen treffen. Danach ſoll unter anderem die Rück— 
wanderung in die beſetzten Gebiete nur in dem Maße erfolgen, wie die Rumä⸗ 
niſche Regierung den Unterhalt der Rückwanderer durch eine entſprechende Ein— 
fuhr von Lebensmitteln aus der Moldau oder aus Beßarabien ſicherſtellt. 

Artikel XX. 

Nach der Ratifikation des Friedensvertrags wird das Beſetzungsheer Re— 

quiſitionen, ſei es in Geld, ſei es in Naturalien, vorbehaltlich der Beſtimmungen 


des Abſatz 2 nicht mehr vornehmen. 


15 


Das Recht des Oberkommandos des Beſetzungsheers zur Requiſition von 
Getreide, Hülſenfrüchten, Futtermitteln, Wolle, Vieh und Fleiſch aus den Erzeug— 
niſſen des Jahres 1918, ferner von Hölzern ſowie von Erdöl und Erdölerzeug— 
niſſen bleibt beſtehen, ebenſo das Recht, wegen der Gewinnung, der Verarbeitung, 
der Beförderung und der Verteilung dieſer Produkte die erforderlichen Anord- 
nungen zu treffen. Dabei wird auf die Aufſtellung eines ordnungsmäßigen Auf- 
bringungsplans ſowie auf die Befriedigung des rumäniſchen Inlandsbedarfs ge— 
bührend Bedacht genommen werden; in dieſer Hinſicht bleiben nähere Abmachungen 
zwiſchen dem Oberkommando und der Rumäniſchen Regierung vorbehalten. 

Im übrigen hat die Rumäniſche Regierung dem Erſuchen des Oberfom- 
mandos um Vornahme von Requiſitionen für die Bedürfniſſe des Beſetzungs— 
heers zu entſprechen, ebenſo von Requiſitionen ſonſtiger Gegenſtände, die von 
Rumänien nach den mit ihm getroffenen anderweiten Vereinbarungen zu liefern ſind. 


Artikel XXI. 

Von der Ratifikation des Friedensvertrags an wird der Unterhalt des Be— 
ſetzungsheers mit Einſchluß der dafür vorgenommenen Nequifitionen, auf Koſten 
Rumäniens erfolgen. . 

Die nicht für das Beſetzungsheer requirierten Gegenſtände werden von der 
Ratifikation des Friedensvertrags an von den Verbündeten Mächten aus eigenen 
Mitteln bezahlt werden. 

Artikel XXII. a 

Über die Einzelheiten der im Artikel XVI vorgeſehenen Übergabe der Zivil— 
verwaltung ſowie über den Abbau der von der Okkupationsverwaltung erlaſſenen 
Anordnungen wird eine beſondere Vereinbarung getroffen werden. Wegen ſolcher 
Anordnungen können Schadenserſatzanſprüche nicht erhoben werden; auch bleiben 
die auf Grund der Anordnungen erworbenen Rechte Dritter aufrechterhalten. 

Die auf Anordnung der Okkupationsverwaltung eingeſetzten Zwangsverwalter 
und Liquidatoren können wegen Verletzung ihrer Pflichten nur mit Zuſtimmung 
des Oberkommandos des Beſetzungsheers ſtrafrechtlich oder zivilrechtlich zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen werden; auch dürfen über ſie wegen ihrer Tätigkeit als ſolcher 
weder Strafen noch ſonſtige Rechtsnachteile verhängt werden. 


Artikel XXIII. | 
Die Aufwendungen, die aus Mitteln der Verbündeten Mächte in den be- 
ſetzten Gebieten für öffentliche Arbeiten, mit Einſchluß der gewerblichen Unter— 
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nehmungen, gemacht worden find, werden dieſen Mächten bei der Ubergabe er— 
ſetzt werden. : 

Bis zur Räumung der beſetzten Gebiete werden die im Abſatz 1 erwähnten 
gewerblichen Unternehmungen in militäriſcher Verwaltung bleiben. Bei der Ver⸗ 
wertung ihrer Erzeugniſſe wird auch auf die Befriedigung des rumäniſchen In⸗ 
landsbedarfs Rückſicht genommen werden. 


Sechſtes Kapitel. 
Regelung der Donauſchiffahrt. 
Artikel XXIV. 

Rumänien wird mit Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Bulgarien und der 
Türkei eine neue Donauſchiffahrtsakte, welche die Rechtsverhältniſſe auf der Donau 
von dem Punkte an, wo ſie ſchiffbar wird, regelt, unter Berückſichtigung der nach⸗ 
ſtehenden, unter A bis D aufgeführten Beſtimmungen und mit der Maßgabe ab- 
ſchließen, daß die Beſtimmungen unter B für alle Teilnehmer der Donauakte 
gleichmäßig gelten. 

Die Verhandlungen über die neue Donauſchiffahrtsakte ſollen möglichſt bald 
nach der Ratifikation des Friedensvertrags in München beginnen. 

Bis zum Inkrafttreten der neuen Donauſchiffahrtsakte wird die Donau— 
ſchiffahrtsakte vom 7. November 1857 auch auf den rumäniſchen Teil der Donau 
entſprechend angewendet werden. 

A. 

Für den Strom von Braila abwärts mit Einſchluß dieſes Hafens wird 
die Europäiſche Donaukommiſſion in ihren bisherigen Befugniſſen, Vorrechten und 
Verpflichtungen unter dem Namen »Donaumündungskommiſſion« als dauernde 
Einrichtung mit folgenden Maßgaben aufrechterhalten werden: 

1. Die Kommiſſion wird hinfort nur aus Vertretern von Staaten beſtehen, 
die an der Donau oder an der europäiſchen Küſte des Schwarzen Meeres gelegen ſind. 

2. Die Zuſtändigkeit der Kommiſſion erſtreckt ſich von Braila abwärts auf 
ſämtliche Arme und Mündungen der Donau und die ihnen vorgelagerten Teile 
des Schwarzen Meeres; die von der Kommiſſion für den Sulinaarm erlaſſenen 
Vorſchriften ſollen auch auf diejenigen Arme oder Teile eines Armes, für die bis— 
her die Kommiſſion nicht oder nicht ausſchließlich zuſtändig war, entſprechend an— 
gewendet werden 
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Rumänien gewährleiſtet den Schiffen der anderen vertragſchließenden Teile 
den freien Verkehr auf dem rumäniſchen Teile der Donau mit Einſchluß der zu— 
gehörigen Häfen. 

Rumänien wird von Schiffen und Flößen der vertragſchließenden Teile und 
von deren Ladungen keine Gebühr erheben, die ſich lediglich auf die Tatſache der 
Befahrung des Stromes gründet; auch wird Rumänien künftig auf dem Strome 
keine anderen Gebühren und Abgaben als die durch die neue Donauſchiffahrtsakte 


zugelaſſenen erheben. 
0 


Die rumäniſche Abgabe von ½ Prozent auf den Wert der in den 
Häfen des Landes eingeführten oder ausgeführten Waren wird nach Inkrafttreten 
der neuen Donauſchiffahrtsakte und ſobald Rumänien für die Benutzung öffent⸗ 
licher Anſtalten, die der Abwickelung des Schiffsverkehrs und der Güterbewegung 
dienen, Abgaben gemäß der neuen Donauſchiffahrtsakte eingeführt haben wird, 
ſpäteſtens jedoch 5 Jahre nach Ratifikation des gegenwärtigen Friedensvertrags 
aufgehoben werden. Die auf der Donau zur Beförderung gelangenden Güter 
und Flöße werden in Rumänien aus Anlaß dieſer Beförderung einer Verkehrs— 


ſteuer nicht unterworfen werden. 


D. 

Die Katarakten- und Eiſerne Tor-Strecke, auf die ſich die Beſtimmungen 
des Artikel VI des Londoner Vertrags vom 13. März 1871 und des Artikel 
LVII des Berliner Vertrags vom 13. Juli 1878 beziehen, umfaßt die Strom— 
ſtrecke von O-Moldova bis Turn-Severin in ihrer ganzen Strombreite von einem 
Ufer bis zum anderen und mit Einſchluß ſämtlicher zwiſchen ihnen liegenden 
Stromarme und Inſeln. 

Demnach werden die Verpflichtungen wegen der Erhaltung der Schiffbarkeit 
der Katarakten- und Eiſernen Tor-Strecke, die von Oſterreich-Ungarn auf Grund 
der im Abſatz 1 erwähnten Beſtimmungen übernommen und Ungarn zur Durch— 
führung übertragen worden ſind, ebenſo wie die Ungarn hieraus erwachſenden 
Sonderrechte fortan für die im Abſatz ! näher bezeichnete Donauſtrecke Platz 
greifen. | 

Die Uferſtaaten dieſes Teiles des Stromes werden Ungarn alle Ev 
leichterungen gewähren, die von dieſem Staate im Intereſſe der von ihm daſelbſt 
auszuführenden Arbeiten verlangt werden ſollten. 
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Artikel XXV. 

Rumänien wird bis zum Zuſammentritt der Donaumündungskommiſſion 
das geſamte in ſeinem Beſitz befindliche Eigentum der Europäiſchen Donau- 
kommiſſion ordnungsmäßig verwalten und vor Schaden bewahren. 

Alsbald nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags wird ſich eine Kommiſſion, 
die aus mindeſtens je zwei Vertretern der vertragſchließenden Teile beſteht, über 
den Zuſtand des von Rumänien in Gewahrſam genommenen Materials überzeugen. 

Über die Verpflichtung Rumäniens zur ſofortigen vorläufigen Herausgabe 


dieſes Materials wird eine beſondere Vereinbarung getroffen. 


Artikel XXVI. 

Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Bulgarien, die Türkei und Rumänien haben 
das Recht, auf der Donau Kriegsſchiffe zu halten. Dieſe dürfen ſtromabwärts 
bis zum Meere, ſtromaufwärts bis zur oberen Grenze des eigenen Staatsgebiets 
fahren; ſie dürfen aber mit dem Ufer eines anderen Staates, außer im Falle 
höherer Gewalt, nur mit der auf diplomatiſchem Wege einzuholenden Zuſtimmung 
dieſes Staates in Verkehr treten oder dort anlegen. 

Jede der in der Donaumündungskommiſſion vertretenen Mächte hat das 
Recht, je zwei leichte Kriegsſchiffe als Stationsſchiffe an den Donaumündungen 
zu halten. Dieſe Schiffe können ohne beſondere Ermächtigung bis nach Braila 
hinauf Aufenthalt nehmen. 

Den in den Abſätzen 1, 2 erwähnten Kriegsſchiffen ſtehen in den Häfen 
und Gewäſſern der Donau alle Vorrechte und Vergünſtigungen der Kriegsſchiffe zu. 


Siebentes Kapitel. 
Gleichſtellung der Religionsbekenntniſſe in Rumänien. 
Artikel XXVII. 

In Rumänien wird dem römiſch⸗katholiſchen, dem griechiſch-unierten, dem 
bulgariſch-orthodoxen, dem proteſtantiſchen, dem islamitiſchen und dem jüdiſchen 
Kultus dieſelbe Freiheit ſowie derſelbe geſetzliche und behördliche Schutz wie dem 
rumäniſch-orthodoxen Kultus gewährt. Insbeſondere ſoll ihnen das Recht zu— 
ſtehen, Pfarreien oder Kultusgemeinden zu errichten ſowie Schulen zu gründen, 
die als Privatſchulen angeſehen werden und in ihrem Betriebe nur im Falle 
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einer Verletzung der ſtaatlichen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung behindert 
werden können. 

In allen öffentlichen und Privatſchulen können die Schüler zur Teilnahme 
am Religionsunterricht nur inſoweit verpflichtet werden, als er von den dazu be— 
rechtigten Lehrern ihres Bekenntniſſes erteilt wird. 


Artikel XXVIII. 

Die Verſchiedenheit des religiöſen Bekenntniſſes ſoll in Rumänien keinen 
Einfluß auf die Rechtsſtellung der Einwohner, insbeſondere auf ihre politiſchen 
und bürgerlichen Rechte ausüben. 

Der im Abſatz 1 ausgeſprochene Grundſatz wird auch inſoweit zur Durch⸗ 
führung gebracht werden, als es ſich um die Einbürgerung der ſtaatloſen Be— 
völkerung Rumäniens mit Einſchluß der dort bisher als Fremde angeſehenen Juden 
handelt. Zu dieſem Zwecke wird in Rumänien bis zur Ratifikation des Friedens⸗ 
vertrags ein Geſetz erlaſſen werden, wonach jedenfalls alle Staatloſen, die am 
Kriege, ſei es im aktiven Militärdienſt, ſei es im Hilfsdienſt, teilgenommen haben 
oder die im Lande geboren und dort anſäſſig ſind und von dort geborenen Eltern 
ſtammen, ohne weiteres als vollberechtigte rumäniſche Staatsangehörige angeſehen 
werden ſollen und ſich als ſolche bei den Gerichten einſchreiben laſſen können; 
der Erwerb der rumäniſchen Staatsangehörigkeit wird ſich auch auf die Ehefrauen, 
die Witwen und die minderjährigen Kinder ſolcher Perſonen erſtrecken. 


Achtes Kapitel. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel XXIX. 

Die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den Verbündeten Mächten und 
Rumänien werden in Einzelverträgen geregelt, die einen weſentlichen Beſtandteil 
des Friedensvertrags bilden und, ſoweit darin nicht ein Anderes beſtimmt iſt, 
gleichzeitig mit dieſem in Kraft treten. 

Das Gleiche gilt von der Wiederherſtellung der öffentlichen und privaten 
Rechtsbeziehungen, der Regelung von Kriegs- und Zivilſchäden, dem Austauſch 
der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten, dem Erlaß von Amneſtien ſowie der 
Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Flußfahrzeuge und ſon— 
ſtigen Verkehrsmittel. 
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Artikel XXX. 

Bei der Auslegung dieſes Vertrags ſind für die Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Rumänien der deutſche und der rumäniſche Text, für die Be— 
ziehungen zwiſchen Oſterreich-Ungarn und Rumänien der deutſche, der ungariſche 
und der rumäniſche Text, für die Beziehungen zwiſchen Bulgarien und Rumä— 
nien der bulgariſche und der rumäniſche Text und für die Beziehungen zwiſchen 
der Türkei und Rumänien der türkiſche und der rumäniſche Text maßgebend. 


Artikel XXXI. 
Dieſer Friedensvertrag ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen 
tunlichſt bald in Wien ausgetauſcht werden. 
Der Friedensvertrag tritt, ſoweit darin nicht ein Anderes beſtimmt iſt, mit 
ſeiner Ratifikation in Kraft. 
Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Friedensvertrag unter— 


zeichnet und mit amtlichen Siegeln verſehen. 


Ausgefertigt in fünffacher Urſchrift in Bukareſt am 7. Mai 1918. 


R. v. Kühlmann. A. Marghiloman. 
von Koerner. C. C. Arion. 
Kriege. J. Papiniu. 

Hell. M. Burghele. 
Bene. 

Burian. 


Dr. W. Radoslavoff. 
D. Tontscheff. 
Tantiloff. 

lv. Kostoff. 

Prof. Dr. Miletitsch. 


Ahmed Nessimy. 
A. Izzet. 
Réchad Hikmet. 
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Anlage 1, 2. 


Eine genaue Wiedergabe der Karten der im Artikel X des Friedensvertrags 
beſchriebenen neuen bulgariſchen Grenze in der Dobrudſcha ſowie der im Artikel XI 
des Friedensvertrags beſchriebenen Grenzberichtigung zu Gunſten Oſterreich-Ungarns 
wird in je einem Abdruck dem Bundesrat und dem Reichstag vorgelegt. 
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a: 


Deutſch⸗Rumäniſcher wirtſchaftspolitiſcher Zufaßvertrag 
zu dem Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland, Oſterreich⸗Angarn, 
Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänien andererſeits. 


Auf Grund des Artikel XXIX Abſ. 1 des Friedensvertrags zwiſchen 
Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänien 
andererſeits ſind 

die Bevollmächtigten des Deutſchen Reichs, nämlich 

der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, Kaiſerlicher Wirklicher Ge— 

heimer Rat, Herr Richard von Kühlmann, 
der Kaiſerliche Wirkliche Geheime Rat Herr Paul von Koerner, 
der Direktor im Auswärtigen Amte, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer 
Rat, Herr Dr. Johannes Kriege, 
der Königlich Preußiſche Generalmajor Herr Emil Hell, Chef des 
Generalſtabs des Oberkommandos der Heeresgruppe von Mackenſen, 
und 
der Kaiſerliche Kapitän zur See Herr Hans Bene, ſowie 
die Bevollmächtigten des Königreichs Rumänien, nämlich 
der Königliche Miniſterpräſident Herr Alexandru Marghiloman, 
der Königliche Miniſter des Außern Herr Conſtantin C. Arion, 
der Königliche bevollmächtigte Miniſter Herr Joan N. Papiniu und 
der Königliche bevollmächtigte Miniſter in Disponibilität Herr Mihail 
N. Burghele, 
übereingekommen, ein beſonderes Abkommen über die künftige Regelung der wirt— 
ſchaftlichen Beziehungen, des Eiſenbahnverkehrs, des Poſt- und Telegraphenverkehrs 
zwiſchen Deutſchland und Rumänien ſowie über eine Werftanlage in Giurgiu zu 
ſchließen. 
Die Bevollmächtigten haben ſich nach Vorlage ihrer in guter und gehöriger 


Form befundenen Vollmachten über folgende Vereinbarungen geeinigt: 
| 
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A. Beſtimmungen über die Regelung der wirtſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Rumänien. 


Die vertragſchließenden Teile find darüber einig, daß mit dem Friedens⸗ 
ſchluß die Beendigung des Krieges auch auf wirtſchaftlichem und finanziellem 
Gebiet erfolgt. Sie verpflichten ſich, weder direkt noch indirekt an Maßnahmen 
teilzunehmen, die auf die Weiterführung der Feindſeligkeiten auf wirtſchaftlichem 
oder finanziellem Gebiet abzielen, und innerhalb ihres Staatsgebiets ſolche Maß— 
nahmen mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln zu verhindern. 

n det Übergangszeit, die zur Überwindung der Kriegsfolgen und Neu— 
ordnung der Verhältniſſe erforderlich iſt, verpflichten ſich die vertragſchließenden 
Parteien, möglichſt keine Schwierigkeiten in der Beſchaffung der notwendigen 
Güter durch Einführung hoher Eingangszölle zu bereiten, und ſprechen die Be— 
reitwilligkeit aus, alsbald in Verhandlungen einzutreten, um, ſoweit als tunlich, 
die während des Krieges feſtgeſetzten Zollbefreiungen vorübergehend noch länger 
aufrechtzuerhalten und weiter auszudehnen. 

2. Soweit in neutralen Staaten Waren lagern, welche aus Deutſchland 
oder Rumänien ſtammen, die aber mit der Verpflichtung belegt ſind, daß ſie 
weder unmittelbar noch mittelbar nach den Gebieten des anderen vertrag— 
ſchließenden Teiles ausgeführt werden dürfen, ſollen derartige Verfügungsbe- 
ſchränkungen im Verhältnis zu den vertragſchließenden Teilen aufgehoben werden. 
Die beiden vertragſchließenden Teile verpflichten ſich daher, den Regierungen der 
neutralen Staaten von der vorerwähnten Aufhebung dieſer Verfügungsbeſchrän— 
kungen unverzüglich Kenntnis zu geben.“ : 

3. Bevorzugungen, die einer der vertragſchließenden Teile während des 
Krieges anderen Ländern durch Konzeſſionserteilungen oder andere ſtaatliche Maß⸗ 
nahmen gewährt hat, ſollen aufgehoben oder auf den anderen Teil durch Ge— 
währung gleicher Rechte ausgedehnt werden. 


4. Rumänien wird keinen Anſpruch erheben auf die Begünſtigungen, welche 
Deutſchland an Oſterreich- Ungarn oder an ein anderes mit ihm durch ein Zoll— 
f bündnis verbundenes Land gewährt, das an Deutſchland unmittelbar oder durch 
ein anderes mit ihm oder Oſterreich-Ungarn zollverbündetes Land mittelbar an— 
grenzt. Kolonien, auswärtige Beſitzungen und Schutzgebiete werden in dieſer Be— 
ziehung dem Mutterland gleichgeſtellt. ; 


Deutſchland wird keinen Anſpruch erheben auf die Begünſtigungen, welche 
Rumänien an ein anderes mit ihm durch ein Zollbündnis verbundenes Land, 
das an Rumänien unmittelbar oder durch ein anderes mit ihm zollverbündetes 
Land mittelbar angrenzt, oder den Kolonien, auswärtigen Beſitzungen und Schutz— 
gebieten eines der mit ihm zollverbündeten Länder gewährt. 8 

5. Die vertragſchließenden Teile werden die Anwerbung von ländlichen 
Arbeitern und Handarbeitern in ihren Staatsgebieten geſtatten. 

Ihrer Zuwanderung aus dem Gebiete des einen Teiles in das Gebiet des 
anderen Teiles werden keine Hinderniſſe entgegengeſtellt werden. Ausgenommen 
ſind die im öffentlichen Dienſte verwendeten Arbeiter und die gewerblichen Fach— 
arbeiter. 

6. Die Rumäniſche Regierung wird bis zum Inkrafttreten des Ab— 
ſchnitts IV des unter dem heutigen Tage gezeichneten Petroleumabkommens oder 
der etwa an die Stelle dieſes Abſchnitts IV tretenden anderen Beſtimmungen bei 
der Ausfuhr von Rohöl und Erdölerzeugniſſen ſowie ſonſt im Petroleumab— 
kommen aufgeführten Waren aus Rumänien nach Deutſchland weder Ausfuhr— 
zölle erheben noch wird ſie die Ausfuhr dieſer Waren verbieten oder anderen 
Beſchränkungen irgendwelcher Art unterwerfen. 

7. Die Angehörigen des Deutſchen Reichs ſowie die Aktiengeſellſchaften 
und andere Handels-, Erwerbs- oder Finanzgeſellſchaften, mit Einſchluß der Ver- 
ſicherungsgeſellſchaften, die nach dem Rechte des Deutſchen Reichs errichtet ſind, 
ſollen berechtigt ſein, bewegliches Vermögen jeder Art ſowie unbewegliches Ver— 
mögen in den Städten zu erwerben und für Zwecke des Betriebs von Handel, 
Gewerbe und Verkehrsunternehmungen unbewegliches Vermögen in den ländlichen 
Gemeinden auf die Dauer von 30 Jahren zu pachten ſowie innerhalb der Pacht— 
zeit darüber zu verfügen. Der zweimaligen Erneuerung des Pachtvertrags um 
die vorgenannte Pachtdauer wird ſeitens der Rumäniſchen Regierung kein Hindernis 
bereitet, ſofern die Erneuerung des Pachtvertrags jeweils 5 Jahre vor Ablauf 
der Pachtzeit im gemeinſamen Benehmen zwiſchen Pächter und Verpächter erfolgt. 

Die Angehörigen des Deutſchen Reichs und die obengenannten Geſellſchaften 
werden den Betrieb von Handel, Gewerbe und Berufen ausüben können, ohne 
daß ſie in dieſer Hinſicht weiteren Beſchränkungen oder höheren Steuern und Ab— 
gaben unterworfen find als die am beſten geſtellte Klaſſe der Angehörigen oder 
Geſellſchaften Rumäniens, wobei ſie ſich den rumäniſchen Geſetzen anzupaſſen 
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haben. Keinesfalls ſollen ſie in einer der bezeichneten Beziehungen oder hin— 
ſichtlich des Erwerbs, des Beſitzes oder der Verfügung über ihr unbewegliches 
Vermögen jeder Art ungünſtiger behandelt werden als die Angehörigen oder Ge— 
ſellſchaften eines dritten Landes. 

Den deutſchen Staatsangehörigen, welche in Rumänien unbewegliches Eigen. 
tum bereits zur Zeit des Friedensſchluſſes beſeſſen haben, wird dieſes Eigentums— 
recht ſowohl für ihre Perſon als auch für ihre Erben uneingeſchränkt gemäß 
den rumäniſchen Landesgeſetzen aufrechterhalten. 

8. Die deutſchen Beförderungsunternehmungen werden in Rumänien hin— 
ſichtlich des Auswanderungsweſens, insbeſondere hinſichtlich des Abſchluſſes von 
Beförderungsverträgen und hinſichtlich der Beſtellung von Vertretern und Agenten, 
die gleichen Rechte wie Beförderungs- oder Auswanderungsunternehmungen 
Rumäniens — inſoweit ſolche in Rumänien tätig ſein ſollten — oder irgend— 
eines anderen Landes genießen mit der Maßgabe, daß die Auswanderung über 
deutſche Häfen in gleicher Weiſe geſtattet wird wie die Auswanderung über 
rumäniſche oder andere Häfen, daß den nach den deutſchen Häfen ſich begebenden 
Auswanderern keine ſchwereren Bedingungen auferlegt werden als Auswanderern, 
die auf anderen Wegen das Land verlaſſen, und daß bei der Beförderung über 
deutſche Häfen die von der deutſchen Geſetzgebung zum Schutze der Auswanderer 
aufgeftellten Vorſchriften auch ſeitens Rumäniens als ausreichend anerkannt werden. 

9. Der Handels-, Zoll- und Schiffahrtsvertrag zwiſchen beiden Ländern 
vom 21./9. Oktober 1893 und das zugehörige Schlußprotokoll ſollen in der ihnen 
durch den Zuſatzvertrag vom 8. Oktober / 25. September 1904 gegebenen Geſtalt 
mit der Maßgabe wieder in Kraft treten, daß fie bis zum 31/18. Dezember 1930 
und nach dieſem Zeitpunkt bis zum Ablauf eines Jahres nach der von dem 
einen oder dem anderen vertragſchließenden Teile ausgeſprochenen Kündigung in 
Geltung bleiben werden. 

Indes werden folgende Anderungen und Ergänzungen des Vertrags und 
des Schlußprotokolls Platz greifen: 

L 

Es wird folgender neuer Artikel eingefügt: 

Artikel 2a. b 

Aktiengeſellſchaften und andere Handels-, Erwerbs- und Finanzgeſellſchaften, 
mit Einſchluß der Verſicherungsgeſellſchaften, die im Gebiete des einen vertrag— 


co 
ſchließenden Teiles ihren Sitz haben und nach deſſen Geſetzen errichtet find, follen 
auch im Gebiete des anderen Teiles als geſetzlich beſtehend anerkannt werden und 
insbeſondere das Recht haben, vor Gericht als Kläger oder Beklagte aufzutreten. 

Hinſichtlich der Zulaſſung zum Handels- oder Gewerbebetriebe ſollen dieſe 
Geſellſchaften im Gebiete des anderen Teiles jedenfalls dieſelben Rechte genießen 
wie die gleichartigen Geſellſchaften irgendeines dritten Landes. 

Il, 

Artikel 5 wird durch folgenden dritten Abſatz ergänzt: 

In der auf den Krieg folgenden Übergangszeit können zur Überwindung 
der Folgen des Krieges Verkehrsbeſchränkungen, wie Einfuhrverbote, Ausfuhrver— 
bote und Durchfuhrverbote, erlaſſen werden, ſoweit nicht in beſonderen Abkommen 
etwas anderes beſtimmt iſt, ſie ſind ſo zu handhaben, daß ſie möglichſt wenig 
läſtig empfunden werden, und ſind, ſobald es die Verhältniſſe geſtatten, außer 
Kraft zu ſetzen. 

III. 

Artikel 7 erhält folgenden dritten Abſatz: 

Soweit in der Anlage C nichts anderes beſtimmt iſt, ſoll für die Höhe der 
Zölle, welche von den nach Rumänien einzuführenden deutſchen Waren zu entrichten 
ſind, der allgemeine rumãniſche Zolltarif vom 28. Januar (a. St.) 1906 mag: 
gebend ſein. | 

IV. 

Der erſte Abſatz des Artikel 12 erhält folgende Faſſung: 

Innere Abgaben, welche im Gebiete des einen der vertragſchließenden Teile 
für Rechnung des Staates, der Gemeinden, der Bezirke oder der Korporationen 
von der Hervorbringung, der Zubereitung, der Beförderung, dem Vertrieb oder 
dem Verbrauch eines Erzeugniſſes gegenwärtig oder künftig erhoben werden, dürfen 
auch den gleichartigen Erzeugniſſen des anderen Teiles auferlegt werden, dieſe 
jedoch unter keinem Vorwand höher oder in läſtigerer Weiſe treffen als die Er— 
zeugniſſe des eigenen Landes. : 

Soweit innere Abgaben auf Rohſtoffe oder Halbwaren gelegt werden, ſoll 
die Feſtſtellung eines angemeſſenen Steuerausgleichs für die Einfuhr von Erzeug— 
niſſen, welche aus oder mit ſolchen Rohſtoffen oder Halbwaren gewonnen werden, 
auch dann ſtatthaft ſein, wenn die gleichartigen inländiſchen Erzeugniſſe nicht un— 
mittelbar den Gegenſtand der Abgabe bilden. 
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V. 
Hinter Artikel 19 werden folgende neue Artikel eingefügt: 


1. Artikel 19a. 

1. Auf den Eiſenbahnen ſoll im Perſonen- und Gepäckverkehr hinſichtlich 
der Abfertigung, der Beförderungspreiſe und der mit der Beförderung zuſammen— 
hängenden öffentlichen Abgaben kein Unterſchied zwiſchen den Bewohnern der Ge— 
biete der vertragſchließenden Teile gemacht werden. 

Hierbei beſteht Einverſtändnis darüber, daß auf Bahnen niederer Ordnung 
(Kleinbahnen, Lokalbahnen, Nebenbahnen), die vorwiegend dem Fremdenverkehr 
dienen, Fahrpreisermäßigungen auf ortsanſäſſige Angehörige der anliegenden Ge— 
meinden beſchränkt werden können. 


2. In Deutſchland aufgelieferte, nach Rumänien oder durch Rumänien 
nach einem dritten Staate zu befördernde Gütertransporte werden bei Erfüllung 
der gleichen Bedingungen auf den rumäniſchen Eiſenbahnen weder in bezug auf 
die Abfertigung noch hinſichtlich der Beförderungspreiſe oder der mit der Beför— 
derung zuſammenhängenden öffentlichen Abgaben ungünſtiger behandelt werden als 
gleichartige einheimiſche Gütertransporte in derſelben Richtung und auf derſelben 
Verkehrsſtrecke. Das Gleiche wird auf den deutſchen Eiſenbahnen für in Rumänien 
aufgelieferte Gütertransporte gelten, die nach Deutſchland oder durch Deutſchland 
nach einem dritten Staate befördert werden. 

Dieſer Grundſatz findet wechſelſeitig auch Anwendung auf Gütertransporte 
aus den Gebieten des einen vertragſchließenden Teiles, die mit anderen Beförde— 
rungsmitteln über die Grenze in die Gebiete des anderen vertragſchließenden Teiles 
gebracht und dort auf die Eiſenbahnen aufgeliefert werden. 


Sollte ein dritter Staat Erzeugniſſe eines der vertragſchließenden Teile auf 
ſeinen Verkehrswegen ungünſtiger behandeln als die gleichartigen eigenen Erzeug— 
niſſe, ſo ſteht dieſem Teile das Recht zu, die Erzeugniſſe des betreffenden dritten 
Staates, die über die Eiſenbahnen des anderen vertragſchließenden Teiles eintreten, 
auf ſeinen Bahnen in der Einfuhr und in der Durchfuhr ungünſtiger zu behan— 
deln als die eigenen Erzeugniſſe. Es beſteht Übereinſtimmung darüber, daß die 
ungünſtigere Behandlung der Erzeugniſſe eines ſolchen dritten Staates auf allen 
Bahnen des betroffenen vertragſchließenden Teiles, in deſſen Gebieten die Ein— 
oder Durchfuhr ſtattfindet, gleichmäßig zu erfolgen haben wird. 
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3. Folgende Bedingungen für die Anwendung von Eiſenbahntarifen, Er— 
mäßigungen der Beförderungspreiſe oder ſonſtigen Begünſtigungen ſollen für den 
Verkehr der gleichartigen Gütertransporte aus den Gebieten des anderen vertrag⸗ 
ſchließenden Teiles unwirkſam ſein: : 

a) Die Bedingung der inländifchen Herkunft des Gutes; die Forderung 
einer ſolchen Bezeichnung des Gutes, die einem gleichartigen Gute des anderen 
vertragſchließenden Teiles nicht zugänglich iſt, iſt dieſer Bedingung gleichzuhalten. 

p) Die Bedingung der Aufgabe am Orte, es fei denn, daß es ſich um die 
Bedingung der Anbringung von Gütern zu Schiff oder um die Bekämpfung eines 
vorübergehenden beſonderen Notſtandes handelt, oder daß die Tarife für Bahnen 
untergeordneter Bedeutung allgemein durch die Vorſchrift der Aufgabe am Orte 
dem Durchgangsverkehr vorenthalten werden. 

c) Die Bedingung, daß der Rohſtoff oder das Halbfabrikat für das be— 
günſtigte Gut ganz oder zu einem Teile auf inländiſchen Strecken befördert worden iſt. 


2. Artikel 19 b. | 
Die vertragſchließenden Teile werden dafür Sorge tragen, daß für den 
Perſonen- und Güterverkehr nach Maßgabe des tatſächlichen Bedürfniſſes direkte 
Tarife erſtellt werden. 
Für den wechſelſeitigen Verkehr zwiſchen Deutſchland und Rumänien werden 
direkte Tarife mindeſtens in dem Umfang hergeſtellt werden, in dem ſie am 
1, Auguſt 1914 beſtanden haben. 


3. Artikel 19. 

1. Für die Einfuhr und die Durchfuhr von Waren aus Deutſchland werden 
auf den rumäniſchen Eiſenbahnen keine höheren Tarife oder ſchwereren Bedingungen 
zur Anwendung kommen als diejenigen, die auf gleichartige Waren eines dritten 
Staates in derſelben Richtung und auf derſelben Verkehrsſtrecke angewendet werden. 

Für die Ausfuhr und die Durchfuhr nach Deutſchland beſtimmter Waren 
werden auf den rumäniſchen Eiſenbahnen keine höheren Tarife oder ſchwereren 
Bedingungen zur Anwendung kommen als für die in derſelben Richtung und auf 
derſelben Verkehrsſtrecke nach einem inländiſchen Beſtimmungsort oder nach einem 
dritten Staate beförderten gleichartigen Waren. 

Die ſeitens der rumäniſchen Eiſenbahnen im Verkehr von oder nach See— 
häfen gewährten Vergünſtigungen hinſichtlich der Tarife oder der mit der Be— 
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förderung zuſammenhängenden öffentlichen Abgaben find dem Bahnverkehr mit 
Deutſchland von und nach der Landgrenze und dem Donauumſchlagsverkehr mit 
Deutſchland von oder nach den Donauumſchlagsplätzen zur Verfügung zu ſtellen. 
| Hierbei wird das Maß der Vergünſtigung nach dem prozentuellen Ver— 
hältnis feſtgeſetzt, in dem die Vergünſtigung zum lokaltarifmäßigen Frachtſatz und 
zu den mit der Beförderung zuſammenhängenden normalen öffentlichen Ab— 
gaben ſteht. 

Falls Vergünſtigungen im Verkehr über See an die Bedingung der Auf— 
gabe von Mengen über 20 Tonnen geknüpft werden, gilt dieſe Bedingung für die 
Übertragung der Vergünſtigungen auf den Verkehr über die Landgrenze oder die 
Donauumſchlagsplätze als nicht beigefügt. 

Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß die Donauhäfen zwiſchen Braila 
einſchließlich und dem Schwarzen Meere auch als Seehäfen zu betrachten ſind. 

2. Für die Ein⸗ und Durchfuhr von Waren aus Rumänien über die 
deutſch⸗öſterreichiſchen Grenzübergänge und die deutſchen Donauumſchlagsplätze 
ſowie für die Ausfuhr nach Rumänien beſtimmter Waren über dieſe Grengtiber- 
gänge und Donauumſchlagsplätze werden auf den deutſchen Eiſenbahnen keine 
höheren Tarife oder ſchwereren Bedingungen zur Anwendung kommen als die— 
jenigen, die bei der Einfuhr auf gleichartige Waren Oſterreichs oder Ungarns 
oder der Balkanländer oder bei der Ausfuhr auf gleichartige deutſche Waren 
nach Oſterreich oder Ungarn oder den Balkanländern über die genannten Grenz— 
übergänge und Donauumſchlagsplätze auf derſelben Verkehrsſtrecke in derſelben 
Richtung angewendet werden. 

Für die Einfuhr von Waren aus Rumänien über die deutſchen Seehäfen 
werden auf den deutſchen Eiſenbahnen keine höheren Tarife oder ſchwereren Be— 
dingungen zur Anwendung kommen als diejenigen, die auf gleichartige Waren 
eines dritten Staates auf derſelben Verkehrsſtrecke in derſelben Richtung ange— 
wendet werden. 

3. Waren, die mit der Eiſenbahn in Seehäfen oder Donauumſchlagsplätzen 
ankommen und von dort mit deutſchen Schiffen weiterbefördert werden, ſowie 
Waren, die mit deutſchen Schiffen in Sechäfen oder in Donauumſchlagsplätzen 
ankommen und von dort mit der Eiſenbahn weiterbefördert werden, werden auf 
den rumäniſchen Eiſenbahnen in derſelben Richtung und auf derſelben Verkehrs— 
ſtrecke weder in bezug auf die Abfertigung noch hinſichtlich der Beförderungs— 
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preife und der jonftigen Gebühren oder der mit der Beförderung zuſammen— 
hängenden öffentlichen Abgaben ungünſtiger behandelt werden als Waren, die in 
den gleichen Seehäfen oder Donauumſchlagsplätzen mit rumäniſchen Schiffen oder 
Schiffen anderer Nationalität ankommen oder von dort mit rumäniſchen Schiffen 
oder mit Schiffen anderer Nationalität weiterbefördert werden. 

Die Bedingung, wonach die Anwendung von Eiſenbahntarifen, Ermäßigungen 
der Beförderungspreiſe oder ſonſtigen Begünſtigungen auf den rumäniſchen Cifen- 
bahnen von der Beförderung der Waren mit Schiffen einer beſtimmten Schiffahrts— 
unternehmung oder in einer beſtimmten Fluß- oder Seeverkehrsverbindung ab— 
hängig gemacht werden, iſt für jene Waren, die mit deutſchen Schiffen in See— 
häfen oder Donauumſchlagsplätzen ankommen oder von dort mit deutſchen Schiffen 
weiterbefördert werden, unwirkſam. 

Waren, die mit der Ciſenbahn in deutſchen Donauumſchlagsplätzen ankommen 
und von dort mit Schiffen des rumäniſchen Staates oder ſtaatlich ſubventionierter 
rumäniſcher Schiffahrtsunternehmungen weiterbefördert werden, ſowie Waren, die 
mit ſolchen Schiffen in deutſchen Donauumſchlagsplätzen ankommen und von dort 
mit der Eiſenbahn weiterbefördert werden, werden auf den deutſchen Eiſenbahnen 
in derſelben Richtung und auf derſelben Verkehrsſtrecke weder in bezug auf die 
Abfertigung noch hinſichtlich der Beförderungspreiſe und der ſonſtigen Gebühren 
oder der mit der Beförderung zuſammenhängenden öffentlichen Abgaben ungünſtiger 
behandelt werden als Waren, die in den gleichen Donauumſchlagsplätzen mit 
deutſchen Schiffen oder Schiffen anderer Nationalität ankommen oder mit ſolchen 
von dort weiterbefördert werden. Die Bedingung, wonach die Anwendung von 
Eiſenbahntarifen, Ermäßigung der Beförderungspreiſe oder ſonſtigen Begünſtigungen 
auf den deutſchen Eiſenbahnen von der Beförderung der Waren mit Schiffen 
einer beſtimmten Donauſchiffahrtsunternehmung oder in einer beſtimmten Donau- 
verkehrsverbindung abhängig gemacht wird, iſt für jene Waren, die mit Schiffen 
des rumäniſchen Staates oder ſtaatlich ſubventionierter rumäniſcher Schiffahrts— 
unternehmungen in deutſchen Donauumſchlagsplätzen ankommen oder von dort 
mit ſolchen Schiffen weiterbefördert werden, unwirkſam. Soweit auf deutſchen 
Bahnen jedoch nach oder von den deutſchen Donauumſchlagsplätzen billigere 
Tarife, Ermäßigungen der Beförderungspreiſe oder ſonſtige Begünſtigungen unter 
der Bedingung gewährt werden, daß die Waren auf der Donau nach oder von 
Oſterreich oder Ungarn ſowie nach den unteren Donauländern oder von 
dieſen befördert werden, bleibt dieſe Bedingung auch für jene Waren wirk— 
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ſam, die mit Schiffen des rumäniſchen Staates oder ſtaatlich ſubventionierter 
rumäniſcher Schiffahrtsunternehmungen in deutſchen Donauumſchlagsplätzen an— 


kommen oder von dort mit ſolchen weitergehen. 


4. Artikel 19d. 

1. Die Grundlage des Eiſenbahnverkehrs zwiſchen den vertragſchließenden 
Teilen bildet das Internationale Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr 
vom 14. Oktober 1890 in der Faſſung, die es am 1. Auguſt 1914 gehabt hat. 

2. Die rumäniſchen Eiſenbahnen werden ihre Mitgliedſchaft bei dem Verein 
deutſcher Eiſenbahnverwaltungen erneut beantragen. 

Über die Bedingung der Benutzung der den deutſchen Eiſenbahnen ange— 
hörenden Wagen wird ein Zuſatzübereinkommen zu dem Übereinkommen, betreffend 
die gegenſeitige Wagenbenutzung im Bereiche des Vereins deutſcher Eiſenbahn— 
verwaltungen, zwiſchen den Eiſenbahnverwaltungen in den vertragſchließenden 
Staaten getroffen werden. 

5. Artikel 19e. 

1. Die vertragſchließenden Teile werden den Eiſenbahnverkehr zwiſchen den 
beiderſeitigen Gebieten gegen Störungen und Behinderungen ſicherſtellen. 

2. In der Beförderung wird grundſätzlich keine Bevorzugung der Güter 
des eigenen Staates gegenüber denen des anderen vertragſchließenden Teiles 
ſtattfinden. 

3. Bei der Wagengeſtellung wird den Bedürfniſſen für den Binnenverkehr 
und die Ausfuhr nach den Gebieten des anderen vertragſchließenden Teiles gleich— 
mäßig Rechnung getragen werden. 

4. Die vertragſchließenden Teile werden dahin wirken, daß den Bedürfniſſen 
des durchgehenden Verkehrs durch günſtige und geſicherte Zugverbindungen ſowie 
durch Herſtellung ineinander greifender Fahrpläne für den Perſonen- und Güter— 
verkehr tunlichſt Rechnung getragen wird. Hierbei wird Rumänien dieſe Zug— 
verbindungen auf Verlangen nach Möglichkeit durch Zuganſchlüſſe gleichen Ranges 
herſtellen, worüber im Einzelfalle das Einvernehmen zwiſchen den beiderſeitigen 
Eiſenbahnverwaltungen getroffen werden wird. 

6. Artikel 191. £228 

Die Rumäniſche Regierung wird ſpäteſtens im Laufe eines Jahres der revi— 
dierten internationalen Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur 
und Kunſt beitreten. 
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Für den Fall, daß ein ſolcher Beitritt unmöglich fein ſollte, erklärt die 
Rumäniſche Regierung ſich bereit, innerhalb derſelben Friſt mit der Deutſchen 
Regierung in Verhandlungen wegen des Abſchluſſes einer Übereinkunft, betreffend 
den gegenſeitigen Schutz des Urheberrechts an Werken der Literatur, Kunſt und 
Photographie, einzutreten. 

Die Vereinbarung, betreffend den gegenſeitigen Schutz von Handels- und 
Fabrikmarken vom 27. Januar 1882, bleibt aufrechterhalten. 


VI. 

Abſatz 2 des Schlußprotokolls zu Artikel 1 erhält folgende Faſſung: 

Des weiteren läßt der vorgenannte Abſatz vorbehaltlich anderweit getroffener 
Vereinbarungen diejenigen gegenwärtig in Rumänien in Kraft befindlichen geſetz— 
lichen Beſtimmungen unberührt, durch welche den Inländern in den ländlichen 
Gemeinden das Recht zum Grunderwerb und zum Schankgewerbe vorbehalten wird. 


VII. 

Der Schlußprotokollbeſtimmung zu Artikel 7 werden folgende neue Ziffern 
hinzugefügt: 

3. Der Deutſchen Regierung ſteht frei, die im Tarif der Anlage B ent— 
haltenen Zugeſtändniſſe ganz oder teilweiſe zurückzuziehen, nachdem ſie von einer 
ſolchen Abſicht der Rumäniſchen Regierung drei Monate vorher Mitteilung ge- 
macht haben wird. 

Falls die Deutſche Regierung von dieſem Rechte Gebrauch machen ſollte, 
wird ſie auf die Bindung der Zollſätze der nachſtehend aufgeführten Nummern des 
allgemeinen rumäniſchen Zolltarifs vom 28. Januar (a. St.) 1906 verzichten: 

Nummer 16 bis 58, 106, 107 und 109, 159. bis 163, 177, 178, 200, 
207, 221 bis 256, 261, 464 bis 479, 576, 583, 697 bis 701, 722 bis 
724, 733, 760 bis 762, 825, 827 mit Ausnahme des Kölniſchen Waſſers (ex 
Nr. 827 a), 828. 

4. Die vertragſchließenden Teile find einverſtanden, daß die Zölle entweder 
in Gold oder nach der Wahl des Zollpflichtigen in Papier zum Goldwert erhoben 
werden dürfen. 

VIII. 


In das Schlußprotokoll werden folgende neue Beſtimmungen aufgenommen: 
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ne Ayer 
a) Zu Artikel 8. 

Rumänien wird bei der Ausfuhr von rohem oder mit der Axt oder mit 
der Säge bearbeitetem Holze ſowie von Häuten keine anderen oder höheren Zölle 
erheben als am 1. Auguſt 1914 in Kraft waren. Falls Rumänien von den 
Waren, die Gegenſtand des Wirtſchaftsabkommens find, Ausfuhrzölle erhebt, ſollen 
dieſe Zölle bis zum Ablauf des Handelsvertrags nur in Übereinſtimmung mit den 
Vereinbarungen des gedachten Abkommens, d. h. zu Laſten des Verkäufers, er— 
hoben werden können. 

Ferner wird Rumänien Eier und Walnüſſe mit keinen höheren Ausfuhr— 
zöllen belegen als 5 Prozent des Durchſchnittswerts. 


b) Zu Artitel 12. 

Rumänien wird Steuerausgleiche im Sinne des Abſatz 2 des Artikel 12 
nur dann erheben, wenn ſowohl die Rohſtoffe oder Halbwaren wie auch die 
fertigen Erzeugniſſe ſelbſt in Rumänien erzeugt und mit der gleichen inneren 
Steuer belegt ſind. ; 

Uber die Erhebung der inneren Steuern in Rumänien wird unter den im 
Artikel 12 Abſ. 1 enthaltenen Vorausſetzungen folgendes vereinbart: 

1. Rumänien wird die innere Steuer für natürliche und künſtliche Mineral- 
wäſſer nicht über 0,07 Lei per Kilogramm erhöhen. Für die übrigen Waren, die 
jchon am 1. Auguſt 1914 mit inneren Steuern belegt waren, wird die Höhe dieſer 
Steuern nicht gebunden. 

2. Für die Waren, die am 1. Auguſt 1914 nicht mit inneren Steuern 
belegt waren, wird Rumänien keine inneren Steuern erheben, die mehr als 
10: Prozent der autonomen beziehungsweiſe vertragsmäßigen Einfuhrzölle Ru— 
mäniens betragen. Die Waren der Abſchnitte 33 bis 41 und 44 des rumäniſchen 
Zolltarifs vom 28. Januar (a. St.) 1906 werden von inneren Steuern frei bleiben. 


c) Zu Artikel 19a. 

1. Die Frachtermäßigungen, die auf den rumäniſchen Eiſenbahnen einzelnen 
rumäniſchen Induſtrieunternehmungen bis zum 1. Juli 1916 für den Verſand 
ihrer Erzeugniſſe auf Grund des Induſtrieförderungsgeſetzes vom 13. Februar 1912 
gewährt worden ſind und am 1. Juli 1916 noch in Kraft waren, ſollen während 
ihrer Geltungsdauer für in Deutſchland aufgelieferte, nach oder durch Rumänien 
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nach einem dritten Staate zu befördernde Gütertransporte innerhalb von 5 Jahren 
nach Ratifizierung des Friedensvertrags nicht benmſprucht werden. : 


2. Der Bedingung der »Aufgabe am Orte iſt die Pherae der Anfuhr 
eines Gutes zur Abfertigungsſtelle mit Landführwert, mit Schlepp¾Hahnen (auf 
Privatanſchlußgleiſen), mit Kleinbahnen oder auf beſtimmten Eiſenbahnwegen 
gleichzuhalten. ict | 

3. Die auf den Eiſenbahnen jeweils beſtehenden Militärtarife tonnen 
ausſchließlich nur von der heimiſchen Militärverwaltung in 1 gend ute 
werden. 

d) Zu Artikel 19b. 

1. Für die Entſcheidung der Frage, ob ein Bedürfnis für die Herſtellung 
direkter Tarifſätze im Rahmen beſtehender Tarife für den Perſonen⸗ und Güter⸗ 
verkehr vorliegt; iſt das ee der e e 
maßgebend. g 

2. Die bei gebrochener Abfertigung ſich ergebenden Frachtſätze ſind auf 
Verlangen einer der Eiſenbahnverwaltungen der vertragſchließenden Teile auch in 
die direkten Tarife einzurechnen. 

3. Die Staatseiſenbahnverwaltungen der vertragſchließenden Teile werden 
ſich bezüglich der Verteilung der direkten Frachtſätze in kürzeſter Zeit über ſolche 
Grundſätze zu einigen haben, die eine Sonderſtellung einer oder einzelner der be⸗ 
teiligten Eiſenbahnverwaltungen ausſchließen. 


B. Abkommen über die Regelung gewitfer Eiſenbahnfragen im denen 
zwiſchen Deutſchland und Rumänien. N i is 


J. 


Die aus dem Perfonen-, Gepäck- und Güterverkehr bis zum Ausbruch des 
Krieges ſich ergebenden Zahlungsverpflichtungen der Eiſenbahnen untereinander, ein⸗ 
ſchließlich der Vergütungen für die gegenſeitige Wagenbenutzung auf Grund des 
Übereinkommens über die gegenſeitige Wagenbenutzung im Bereiche des Vereins 
deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, ſind nebſt Zinſen, ſoweit ſie in den in Beträcht 
kommenden Abmachungen etwa vorgeſehen ſind, anzuerkennen und längſtens inner- 


halb von 6 Monaten nach Ratifizierung des Friedensvertrags zu erfüllen. 
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Der Einwand der während des Krieges eingetretenen Verjährung wird bei 
Frachterſtattungs⸗ und Entſchädigungsanſprüchen, wenn dieſe Anſprüche innerhalb 
eines Jahres nach Ratifizierung des Friedensvertrags bei den deutſchen oder vue 
mäniſchen Eiſenbahnen angemeldet werden, nicht geltend gemacht werden. 


’ III. ; 

Nach Artikel 36 des deutſch⸗rumäniſchen rechtspolitiſchen Zuſatzvertrags 
zum Friedensvertrage ſoll das im Eigentum eines vertragſchließenden Teiles oder 
ſeiner Angehörigen ſtehende Eiſenbahnmaterial, das ſich bei Ausbruch des Krieges 
auf dem Gebiete des anderen Teiles befunden hat, unverſehrt zurückgegeben oder, 
ſoweit dies nicht möglich iſt, in Geld erſetzt werden. Dieſer Erſatz hat nach den 
gegenwärtigen Preiſen für Beſchaffungen in Deutſchland zu erfolgen. Hierbei 
können beſchädigte Wagen zurückverlangt werden gegen Erſatz der Wiederherſtellungs⸗ 
koſten auf obiger Grundlage. Die Entſchädigung, die für die Zeit von der Ent⸗ 
ziehung des Eiſenbahnmaterials bis zur Zurückgabe oder Erſatzleiſtung bezahlt 
werden muß, erfolgt bezüglich der Wagen auf Grund des Übereinkommens, be- 
treffend die gegenſeitige Wagenbenitzung im Bereiche des Vereins re Eiſen⸗ 


bahnverwaltungen. 
INV. 


Rumänien wird den Verkehr von und nach Deutſchland in jeder Weiſe 
namentlich auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens und der Zollabfertigung fördern 
und die darauf bezüglichen Wünſche der Deutſchen Regierung hinſichtlich des Be— 
triebs und des Fahrplans auf den für die Ein-, Aus- und Durchfuhr von und 
nach Deutſchland in Frage kommenden Linien berückſichtigen. Die Abfuhr der 
für das Gebiet des anderen vertragſchließenden Teiles beſtimmten Ausfuhrgüter 
nach den Binnenumſchlagsſtationen, Seehäfen oder Grenzübergangsſtationen ſoll 
beiderſeitig durch regelmäßige ee rs unter nn san Dune 
“Bilge: erleichtert werben. 17 

Die Deutſche Regierung erklärt ſich ech Die = wm Eiſenbah yten 
beim Wiederaufbau ihres Betriebs, insbefondere durch Beiſtellung eigener Be⸗ 
triebsmittel der deutſchen Eiſenbahnen für die Ausfuhr nach Deutſchland zu unter⸗ 
ſtützen, ſoweit dies die ſonſtige Inanſpruchnahme des deutſchen. Betriebsmittel. 
parks zuläßt. f ) 

— Die Deutſche Regierung. wird einen Fachmann auf dem Gebiete des Eiſen⸗ 
bahnverkehrsweſens als ihren Vertreter abordnen. Ihm ſteht die ausſchließliche 
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Entſcheidung über die Verwendung der den deutſchen Eiſenbahnen gehörenden, für 
die Ausfuhr in Frage kommenden Betriebsmittel zu. Über die Bedingungen ihrer 
Benutzung wird ein Abkommen zwiſchen den beiderſeitigen Eiſenbahnverwaltung en 
getroffen werden. i 
Dem Vertreter wird über die Beförderung der Waren von Deutſchland 
nach Rumänien und darüber hinaus ſowie von oder durch Rumänien nach Dentſch— 
land, ferner über alle einſchlägigen Tariffragen bereitwilligſt Auskunft erteilt 
werden. Auch iſt er berechtigt, ſich über die Verwendung und Beförderung der 
obengenannten deutſchen Betriebsmittel auf den rumäniſchen Eiſenbahnen ſelbſt 


oder durch Beauftragte örtlich zu unterrichten. 


V. 

Rumänien wird für den Fall, daß es auf Grund des wirtſchaftlichen Zu— 
ſatzbertrags mit Ofterveich-Ungarn zum Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland, 
Oſterreich-Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänien anderer- 
ſeits eine Eiſenbahnkonvention abſchließt, alle Rechte, die es in ihr auch nur 
einem der an dieſer Eiſenbahnkonvention Beteiligten einräumt, Deutſchland auch 
für den Fall gewähren, daß dieſes der Eiſenbahnkonvention nicht beitritt. 


VI. 

1. Für die Einfuhr und die Durchfuhr deutſcher Waren ſowie für die 
Ausfuhr und die Durchfuhr nach Deutſchland beſtimmter Waren werden auf 
den rumäniſchen Eiſenbahnen bis zum 31. Dezember 1930 keine höheren Fracht- 
ſätze, Frachtanteile oder ſonſtigen Gebühren zur Anwendung gelangen als jene, die 
ſich auf Grund des am 1. Juli 1916 in Kraft geweſenen Lokalgütertarifs der 
rumäniſchen Eiſenbahnen ergeben; ſofern zur Zeit der Beförderung im Lokalverkehr 
der rumäniſchen Eiſenbahnen billigere Frachtſätze oder niedrigere Gebühren be⸗ 
ſtehen, können dieſe beanſprucht werden. Die im Sinne dieſer Beſtimmung auf 
Grund des Lokalgütertarifs der rumäniſchen Eiſenbahnen vom 1. Juli 1916 an- 
zuwendenden Frachtſätze oder ſich ergebenden Frachtanteile werden mit keinerlei 
mit der Beförderung zuſammenhängenden öffentlichen Abgaben belaſtet werden. 


Im Durchfuhrverkehr durch Rumänien aus oder nach Deutſchland werden 
auf den rumäniſchen Eiſenbahnen keinesfalls höhere Frachtſätze oder Frachtanteile 
zur Anwendung gelangen als jene, die ſich auf Grund der folgenden Höchſt— 
einheitsſätze ergeben: 


EI, ; 


Höchſteinheitsſätze Abfertigungsgebühren 
für den Tonnenfilometer für die Tonne 
Gewöhnliches Eilgut . .. 20 Bani 2,00 Lei 
Ermäßigtes Eilgue .. 12 2,00 » 
Für Frachtgüter: 
a) bei Aufgabe in beliebigen 
AV ll „ 1,50 » 
b) bei Frachtzahlung mindeſtens 
für 5 000 Kilogramm für den 
Frachtbrief und Wagen. 9 » 1,50 
e) bei Frachtzahlung mindeſtens 
für 10000 Kilogramm für 
den Frachtbrief und Wagen . 6 » 1,00 » 


Die angeführten Abfertigungsgebühren werden nur im Durchfuhrverkehr 
durch Rumänien über Seehäfen oder Binnenumſchlagsplätze zur Anrechnung 
gelangen. 

Die Frachtſätze oder Frachtanteile, die ſich auf Grund der in den vor— 
ſtehenden Beſtimmungen angeführten Höchſteinheitsſätze ergeben, werden mit keinerlei 
mit der Beförderung zuſammenhängenden öffentlichen Abgaben belaſtet werden. 

2. Mit Rückſicht auf das Petroleumabkommen erklärt ſich Rumänien überdies 
bereit, nach dem unter 1 angegebenen Endtermine die Frachtſätze, einſchließlich 
etwaiger mit der Beförderung zuſammenhängender öffentlichen Abgaben, für rohes 
Erdöl und deſſen Derivate im Verkehr nach Deutſchland keinesfalls in einem 
größeren prozentuellen Verhältnis zu erhöhen als die im Lokalgütertarife der 
rumäniſchen Eiſenbahnen am 1. Juli 1916 für den Lokalverkehr in Kraft geweſenen 
Frachtſätze für Steinkohle jeweils erhöht werden ſollten. | 


VII. 
Die zum Zwecke der Regelung des wechſelſeitigen Eiſenbahnverkehrs er— 


= forderlichen weiteren Vereinbarungen find in Artikel 19a bis e des Handelsver⸗ 


trags zwiſchen Deutſchland und Rumänien getroffen worden. 
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Sr 
wee Abkommen über den Poft= und Selegraphenverkehr. 
Die Deutſche und die Rumäniſche Regierung haben in bezug auf das Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen folgendes vereinbart: 


Artikel 1. 

Rumänien wird: 

a) auf Grund des Artikel 21 des Weltpoſtvertrags mit Deutſchland ein 
Sonderabkommen für den rumäniſch⸗deutſchen Poſtverkehr ſchließen und darin 
Deutſchland ſolche Ermäßigungen der Gebühren und andere Erleichterungen zu— 
geſtehen, daß dieſes in bezug auf ſeinen ankommenden und abgehenden Poſtver— 
kehr nicht ungünſtiger als irgendein an Rumänien nicht unmittelbar angrenzendes 
drittes Land geſtellt iſt; bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der Ratifikation 
des Friedensvertrags wird jedoch Deutſchland die beſonderen Vergünſtigungen im 
ankommenden und abgehenden Poſtverkehr nicht in Anſpruch nehmen, welche Ru— 
mänien zur Zeit an Griechenland und Montenegro gewährt; 7 

b) der Zulaſſung des Poſtüberweiſungs- (Poſtgiro— Verkehrs zwiſchen 
Deutſchland und Rumänien ſpäteſtens ein Jahr, nachdem dieſer Dienſtzweig für 
den inneren rumäniſchen Verkehr eingeführt wird, zuſtimmen. . 


Artikel 2. 
Die Rumäniſche Regierung wird: . 

her Ge die auf ihr Gebiet entfallende Teilſtrecke der vor dem Kriege geplanten 
dritten unmittelbaren Telegraphenleitung zwiſchen Berlin. und. Bilareſt mit 
Imm-Bronzedraht bis zum 1. Januar. 1920 herſtellen. und nach. Fertigstellung 
der: Anſchlußſtrecken. in. Betrieb ſtellen. Zu dieſem Zwecke werden die von der 
deutſchen Militärverwaltung hergeſtellten und. betriebenen Linien vom rumäniſchen 
Staate, ſobald die Militärverwaltung ſie entbehren kann, und ſpäteſtens bis zur 
Räumung des beſetzten Gebiets, gegen Werterſatz übernommen und weiterhin be— 
trieben werden Artikel XVII. Abſ. 3 und Artikel XXIII des Friedensvertrags). 
Die deutſche und die rumäniſche Telegraphenverwaltung werden in der Folge 
weitere unmittelbare Telegraphenverbindungen zwiſchen Berlin und Bukareſt im 
Benehmen mit den beteiligten Zwiſchenverwaltungen herſtellen, ſobald die Bedürf— 
niſſe des Telegrammverkehrs Deutſehlands und Rumäniens es erfordern, 
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bp) den Fernſprechverkehr zwiſchen Deutſchland tnd Rumänien einrichten. 
Er wird entweder auf unmittelbaren Leitungen oder unter Benutzung der Fern- 
ſprechverbindungen mit den Zwiſchenländern abgewickelt werden. Die Gebühren 
ſowie die Einzelheiten der Herſtellung und des Betriebs der für den neuen Dienſt 
erforderlichen Einrichtungen werden durch beſondere Abkommen zwiſchen beiden 
Telegraphenverwaltungen geregelt werden. 8 

Von der Rumäniſchen Regierung wird einem etwa einzurichtenden Sprech— 
verkehr Deutſchlands mit anderen Ländern, Schutzgebieten uſw. in jeder Hinſicht 
das Meiſtbegünſtigungsrecht gewährt werden; . 

e) die auf rumäniſchem Gebiete beſtehenden oder in Zukunft zu errichtenden 
Funkentelegraphen— Großſtationen mit gleichartigen deutſchen Stationen und See- 
ſchiffen und mit ſolchen ausländiſchen Großſtationen in Verkehr treten laſſen, die 
mit den Organiſationen einer deutſchen Betriebsgeſellſchaft im Verkehrsverhält— 
niſſe ſtehen. Die Bedingungen für dieſen Verkehr ſollen nicht ungünſtiger ſein, 
als fie für den Verkehr mit irgendeiner anderen Funkentelegraphen-Großſtation 


jeweils feſtgeſetzt ſind. 


Die Funkanlagen in Rumänien werden den Funkverkehr auch mit, Luftſahr⸗ 
zeugen aufnehmen. Es bleibt beiderſeits vorbehalten, dieſen Verkehr der rumä— 
niſchen Landſtationen mit Flugzeugen und Luftſchiffen ſowie dieſer Funkenſtationen 
untereinander, ſoweit erforderlich, durch ein beſonderes Abkommen zu regeln. 


Artikel 3. 

Die Rumäniſche Regierung wird: 

a) die auf ihr Gebiet entfallende Teilſtrecke der für die Fortſetzung des 
Kabels Konſtantinopel-Konſtantza über Bukareſt nach Berlin erforderlichen Land— 
telegraphenleitung und die nötigen Erſatzleitungen aus den Bauſtoffen, die für 
den Betrieb nach dem derzeitigen Stande der Technik am beſten geeignet ſind, 
bereitstellen und dauernd in betriebsfähigem Zuſtand erhalten. Dieſe Verpflich⸗ 
tung gilt bis Ende 1950. Der Deutfchen Regierung bleibt das Recht vorbehalten, 
ein Jahr vor Ablauf dieſer Friſt ihre Verlängerung shake einen ebe von 
a zwanzig Jahren zu verlangen. 
| 5 Das Recht zur Wahrnehmung des Dienſtes auf der Telegräphenver⸗ 
bindung Konſtantinopel-Konſtantza-Bukareſt— Berlin für die jetzt beſtehende Leitung 
und die künftig noch hinzutretenden Leitungen bis Ende 1950 beziehungsweiſe bis 
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zum Ablauf der unter a) bezeichneten verlängerten Friſt in Bukareſt der Oſt— 
europäiſchen Telegraphengeſellſchaft gewähren. Für dieſen Zweck ſtellt die rumä— 
niſche Telegraphenverwaltung der Geſellſchaft in unmittelbarer Nähe der allge— 
meinen Betriebsräume des Telegraphenamts in Bukareſt gegen eine angemeſſene 
Miete geeignete Räume zur Verfügung. Der Betrieb dieſer Dienſtſtelle beſchränkt 
ſich auf die Beförderung der durchgehenden Telegramme auf der Linie Berlin — 
Konſtantinopel und ſchließt nicht in ſich die Annahme in Bukareſt aufgegebener 
ſowie die Auslieferung in Bukareſt ankommender Telegramme. Die Gebühren 
für dieſen Verkehr, ſoweit er ſich auf den rumäniſchen Linien abwickelt, ver— 
bleiben der Rumäniſchen Regierung. Die Geſellſchaft trägt die Koſten für die 
Einrichtung und Unterhaltung ihrer Betriebsſtellen. Die Einzelheiten werden zwi— 
ſchen der Geſellſchaft und der rumäniſchen Telegraphenverwaltung beſonders ge— 
regelt und vereinbart. 


Artikel 4. 


Wenn im Intereſſe der ordnungsmäßigen Beförderung der Telegramme 
zwiſchen Konſtantza und Konſtantinopel, die bei dem vorhandenen einen Kabel 
nicht mehr gewährleiſtet iſt, weitere Kabel auf demſelben Wege gelegt werden, 
erklärt ſich die Rumäniſche Regierung bereit, die für den unmittelbaren Betrieb 
von Konſtantinopel mit Bukareſt und Berlin über die neuen Kabel erforderlichen 
Landtelegraphenleitungen nebſt Erſatzleitungen nach vorheriger Vereinbarung mit 
der deutſchen Telegraphenverwaltung auf rumäniſchem Gebiete rechtzeitig herzu— 
ſtellen und dauernd in betriebsfähigem Zuſtand zu erhalten. Dieſe Verpflichtung 
gilt bis Ende 1950 beziehungsweiſe bis zum Ablauf der im Artikel 3 vorge— 
ſehenen verlängerten Friſt. Die Beſtimmung im Artikel 3b gilt auch hier. 


Artikel 5. 

Die Rumäniſche Regierung erteilt der Deutſchen Regierung das Alleinrecht, 
bis Ende 1950 an der rumäniſchen Küſte, einſchließlich der neu hinzutretenden 
Landesteile, Kabel landen zu laſſen und unter Anſchluß an das rumäniſche Tele- 
graphen- und Fernſprechnetz zu betreiben. Die Beſtimmung im Artikel 3a letzter 
Satz findet auch hier Anwendung. 

Dieſe Beſtimmung ſchließt das Recht der Rumäniſchen Regierung nicht aus, 
zwei Punkte der rumäniſchen Küſte durch Kabel zu verbinden und dieſe Kabel 
durch die ſtaatliche Telegraphenverwaltung in Betrieb nehmen zu laſſen. 
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D. Abkommen über die Werftanlage in Giurgiu. 

Zwiſchen der Rumäniſchen Regierung und der Deutſchen Regierung wird 

folgender Vertrag geſchloſſen; | 
8 

Die Rumäniſche Regierung verpachtet einer vom Deutſchen Reiche zu ber 
zeichnenden Geſellſchaft (im folgenden Werft genannt) ein am Winterhafen von 
Giurgiu gelegenes Staatsgelände in folgender Ausdehnung, und zwar vom Tage 

der Ratifikation des Friedensvertrags ab: a Die 

| Das Gelände wird weftlich begrenzt durch eine zur Weſtfront des Verwal— 
tungsgebäudes parallele, in 15 Meter Abſtand hiervon verlaufende Linie. 

Die nördliche Begrenzung iſt eine hierzu ſenkrecht verlaufende Linie in 
110 Meter Entfernung von der Nordfront des Verwaltungsgebäudes. 

Die öſtliche Begrenzung iſt eine ſenkrecht hierzu verlaufende Linie in 
330 Meter Entfernung von der Oſtfront des Verwaltungsgebäudes. Die Oſtgrenze. 
hat, von ihrer oberen Ecke aus gemeſſen, eine Länge von 240 Meter und die Grenze 
verläuft dann ſenkrecht hierzu ans Waſſer. Die Werft darf Gebäude auf dem 
Gelände und einen Ausrüſtungskai am Nordufer des Hafens vor der Werft 
ausführen. 8 e f 

Außerdem räumt die Rumäniſche Regierung der Werft die Option für ein 
Gelände ein, welches öſtlich an das Hauptgelände anſchließt und durch eine zur 
Oſtgrenze parallele Linie in 200 Meter Entfernung von jener begrenzt und durch 
Verlängerung der oberen und unteren weſt⸗ öſtlichen Begrenzung abgeſchloſſen wird. 


§ 2. 

Die Verpachtung erfolgt auf die Dauer von 40 Jahren. Ber Ablauf 
diefer Zeit kann die Werft einen Antrag auf Weiterpachtung ſtellen, welcher 
ſpäteſtens zwei Jahre vor Ablauf der Pacht bei der Rumäniſchen Regierung ein— 
gereicht fein muß. Bei Beendigung des Pachtvertrags gehen alle feſten, auf: 
dem Pachtgelände aufgeführten Bauwerke leinſchließlich aller mit dem Grund und. 
Boden feſt verbundenen tief bautechniſchen beziehungsweiſe eiſenbahntechniſchen An⸗ 
lagen) ohne Entſchädigung auf den rumäniſchen Staat über. Auf ſämtliche übrigen 
Einrichtungen der Werft einſchließlich aller Hebezeuge, aller Maſchinenanlagen, 
Kraft⸗ und Lichtleitungen, Einrichtungsgegenſtände der Werkſtätten und Magazine, 
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Werftfahrzeuge uſw. ſoll der rumäniſche Staat ein Vorkaufsrecht haben. Findet 
jedoch keine Einigung über die Höhe der zu zahlenden Preiſe ſtatt, ſo iſt die 
Werft berechtigt, über dieſen Teil ihres Beſitzes frei zu verfügen. 


§ 3. 

Die Option für das Gelände, welches ſich öſtlich an das Hauptgelände 
anſchließt, muß ſpäteſtens 5 Jahre nach Ratifikation des Friedensvertrags end— 
gültig ausgeübt fein, darf jedoch während dieſer Zeit ganz oder teilweiſe jederzeit 
ausgeübt werden. Die Dauer der Verpachtung für das auf Grund der Option 
beanſpruchte Gelände endet mit der der Verpachtung des Hauptgeländes. 


§ 4. 

Die Werft kann die ganze, ihr zugehörige Waſſerfront benutzen, jedoch hat 
ſie bis zur Beendigung des von der Rumäniſchen Regierung beabſichtigten Baues 
eines Kanals vom Winterhafen zum Georgs Kanal nur das Recht, drei Schiffe 
nebeneinander vor jeden Teil der Front zu legen, danach vier Schiffe neben— 
einander. Die Werft darf den Winterhafen nach der Oſtſeite hin auf ihre Koſten 
nach Genehmigung der Pläne durch den Cerviciul Hydraulic jederzeit erweitern, 
um Waſſerfront für das Optionsgelände zu gewinnen. Für dieſe Waſſerfront 
ſoll keine Pacht erhoben werden, ſondern nur für das benutzte feſte Gelände, 
abgemeſſen bei + 3 Meter Giurgiu-Pegel. 

8 5. 

Die Rumäniſche Regierung wird für eine Regelung des Schiffsverkehrs im 
Hafen dahin Sorge tragen, daß ſtets eine freie, genügend breite Waſſerſtraße 
zwiſchen der Donau und der Werft bleibt, jedoch iſt ſie nicht verpflichtet, das 


Hafenbecken gegen Eisſperrung und Zufrieren offenzuhalten. 


§ 6. 

Die Rumäniſche Regierung geſtattet die Anlage einer Schmalſpurbahn 
zwiſchen dem Ramadan-Hafen und der Werft, welche von dort mit einer voll— 
ſpurigen Weiche abzweigt und in geeigneter Weiſe mit der Schmalſpur verbunden 
wird, ſo daß es möglich iſt, die Bahnwaggons auf ſchmalſpurige Stützwagen zu 
ſetzen und ſie auf dieſen weiterzubefördern. Dieſe Kleinbahn wird zum Teil 
am Rande der Chauſſee entlanglaufen und ihr Betrieb ſo geführt werden, daß 
dem Straßenverkehr keine Behinderungen dadurch bereitet werden. Die Bahn 
wird mittels einer Spitzkehre, welche hart öſtlich der Straße auf geſchüttetem 
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Damm vorgeſehen wird, mit einer Kurve über das Gelände des Serviciul 
Hydraulic führen, fo daß ſie in einer für die Werft paſſenden Weiſe in dieſe 
einmündet. Die Linienführung iſt von der Rumäniſchen Regierung zu genehmigen. 
Der Serviciul Hydraulic wird das Recht auf Mitbenutzung der Gleiſe für feine 
eigene Materialzufuhr haben und für dabei vorkommende Beſchädigungen ſelbſt 
aufkommen. 

§ 7. 

Falls die Rumäniſche Regierung den Kanal vom Winterhafen zum Georgs— 
Kanal baut, wird die Werft auf eigene Rechnung eine bewegliche Brücke über 
eine lichte Offnung von 18 Meter bauen, um ihre Bahn zu überführen. Die 
Rumäniſche Regierung gewährt der Werft das Recht, eine Chauſſee hinter der 
Nordfront des Serviciul Hydraulic anzulegen, welche am Treffpunkt mit dem Kanal 
zur Brücke der Werft abbiegt und Verbindung mit dieſer hat. Der Serviciul 
Hydraulic wird alſo hier um Chauſſeebreite vom Kanal entfernt fein. — Bei 
der Fertigſtellung des Kanals wird in beiderſeitigem Einvernehmen ſo verfahren, 
daß die Bahnzuführung zur Werft keine Unterbrechung erleidet. 


| § 8. | 
Der Werft wird die zollfreie Einfuhr von Maſchinen, Maſchinenteilen, 
Rohmaterialien und Halbprodukten, die für ihre Einrichtungen und ihren Betrieb 
dienen, auf die Dauer von 5 Jahren gewährt. | 


J 9. 

Der Rumäniſchen Regierung wird eine Kapitalbeteiligung an der Werft von 
mindeſtens 30 Prozent zugeſichert. Für den Fall, daß das Kapital der Werft je 
zur Hälfte aus Anteilen mit erhöhtem Stimmrecht und aus Anteilen mit vor— 
zugsweiſer Gewinnberechtigung beſteht, wird die Beteiligung an dieſen letzteren 
Anteilen doppelt fo hoch fein wie die an den erſteren. Dem in der Werft ver⸗ 
tretenen rumäniſchen Kapital wird, ſeiner Beteiligung entſprechend, Sitz und 
Stimme im Aufſichtsrat eingeräumt. 

§ 10. 

Die Werft wird an jährlicher Pacht zahlen: 

1. 20 Bani per Quadratmeter Bodenfläche, gemeſſen bei einem Waſſer— 
ſtand von + 3 Meter Giurgiu-Pegel, gültig auch für das Optionsgelände nach 
deſſen Pachtung. : 

2. 8000 Lei für das Nutzungsrecht an der Waſſerfront. 
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Zur Ablöſung des Beſitzrechts der von der Werft mit zu übernehmenden, 
teilweiſe zerſtörten Gebäude, welche die Werft wiederherſtellt und in ihrer Anlage 
mitbenutzt, wird der Rumäniſchen Regierung die Lieferung von Baumaterialien 
zum Aufbau einer eigenen Reparaturſtätte zugeſichert, und zwar werden binnen 
14 Monaten nach Ratifikation des Friedensvertrags frei Ramadan Kai u 
oder vor Werft ſchwimmend, geliefert: 

200000 Stück Ziegelſteine, 
130 Tonnen Zement, 

30 Tonnen Profil- und Plattenſtahl für Eiſenkonſtruktionen, 

20 Tonnen Eiſeneinlagen für Beton, 

2000 Quadratmeter Eternitplatten oder Eiſenblech für Dachdeckung, nach 

Wahl des Lieferungspflichtigen, 

400 Quadratmeter Glas (keine Glasdächer! ), 

50 Kubikmeter Holz, 

500 Kubikmeter Schotter, 

600 Kubikmeter Sand. 

Außerdem wird ein Bauzuſchuß von 50 000 Lei gewährt. Bei der Über- 
nahme der Lieferungsverpflichtung für Materialien wird der Vorbehalt gemacht, 
daß Verzögerungen, welche die Kaiſerlich Deutſche Regierung durch unerwartete 
Transport- oder Materialſchwierigkeiten begründen kann, eine entſprechende Auf— 
ſchiebung der Lieferfriſt bedingen. Der Serviciul Hydraulic muß die jeweilig für 
ihn ankommenden Materiallieferungen ſofort übernehmen und einlagern, ohne daß 
ſeitens des Liefernden nachher noch eine Verantwortung in Frage kommt. 

Schließlich wird der Rumäniſchen Regierung das jetzt beim Bau der deutſchen 
Werft benutzte Material an Lokomotiven, Gleiſen und Lowries zum Bau der neuen 
Aufſchleppe koſtenlos leihweiſe auf drei Monate zur Verfügung geſtellt. Für be- 
ſchädigtes Material wird durch die Rumäniſche Regierung Erſatz geleiſtet. 


§ 11. | 

Um den Bedürfniſſen des Serviciul Hydraulic Rechnung zu tragen, wird die 
Werft verpflichtet, Aufträge auf Inſtandſetzungsarbeiten an Fahrzeugen, Maſchinen 
und Geräten des Serviciul Hydraulic ihrer Dringlichkeit entſprechend nach Möglich- 


keit vorzugsweiſe auszuführen. 
§ 12. 


Die Werft wird ſich baldmöglichſt inſtandſetzen, auch die Reparatur land- 
wirtſchaftlicher Maſchinen und Lokomobilen beſorgen zu können und bei ihrem 
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endgültigen Ausbau eine Maſchinenfabrik vorſehen, welche neben Reparaturen auch 
die Herſtellung ſolcher Maſchinen betreiben kann, ſofern die Wirtſchaftlichkeit dieſes 
geſtattet. Die Werft legt auch einen Helling für Neubau von Schiffen an, ein— 
ſchließlich der dafür nötigen Werkzeugmaſchinen. 


E. Schlußbeſtimmung. 

Das vorſtehende Abkommen, das einen weſentlichen Beſtandteil des Friedens⸗ 
vertrags bildet, wird ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen tunlichſt 
bald in Wien ausgetauſcht werden. 

Das Abkommen tritt, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, nach Austauſch 
der Ratifikationen in Kraft. a 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſes Abkommen unterzeichnet 
und mit ihren Siegeln verſehen. 


Ausgefertigt in zweifacher Urſchrift in Bukareſt am 7. Mai 1918. 


R. v. Kühlmann. A. Marghiloman. 
von Koerner. C. C. Arion. 
Kriege. J. Papiniu. . 
Hell, M. Burghele. 
Bene. 
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Deutſch⸗Oſterreichiſch⸗Angariſch⸗Kumäniſches Sonderabkommen 

über wirtſchaftliche Einzelfragen zu dem Friedensvertrag zwiſchen 

Deutſchland, Oſterreich⸗Angarn, Bulgarien und der Türkei einer⸗ 
ſeits und Rumänien iy ei 


Laut Artikel XXIX des am 7. Mai 1918 in Bukareſt unterzeichneten 
Friedensvertrags zwiſchen Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Bulgarien und der 
Türkei einerſeits und Rumänien andererſeits find | 

die Bevollmächtigten Deutſchlands, nämlich 

der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, Kaiſerlicher Wirklicher Ge— 
heimer Rat, Herr Richard von Kühlmann, 

der Kaiſerliche Wirkliche Geheime Rat Herr Paul von Koerner, 

der Direktor im Auswärtigen Amte, Kaiſerlicher Wirtlihe Geheimer 
Rat, Herr Dr. Johannes Kriege, 

der Königlich Preußiſche Generalmajor Herr Emil Hell, Chef des 
Generalſtabs des Oberkommandos der Heeresgruppe von Mackenſen, 
und 


der Kaiſerliche Kapitän zur See Herr Hans Bene, ſowie 
Oſterreich-Ungarns, nämlich 

der Miniſter des Kaiſerlichen und Königlichen Hauſes und des Außern, 
Seiner K. u. K. Apoſtoliſchen Majeſtät Geheimer Rat, Herr Stefan 
Baron Buriän von Rajecz, 

der K. K. Oſterreichiſche Handelsminiſter, Seiner K. u. K. Apoſtoliſchen 
Majeſtät Geheimer Rat, Dr. Friedrich Freiherr von Wieſer, und 

der Kgl. Ungariſche Handelsminiſter, Seiner K. u. K. Apoſtoliſchen Majeſtät 


Geheimer Rat, Herr Joſef Szterenyi, einerſeits 
ry 
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und die Bevollmächtigten des Königreichs Rumänien, nämlich 
der Königliche Miniſterpräſident Herr Alerandru Marghiloman, 
der Königliche Miniſter des Außern Herr Conſtantin C. Arion, 
in der Königliche bevollmächtigte Miniſter Herr Joan N. Papiniu und 
der Königliche bevollmächtigte Miniſter zur Dispoſition Herr Mihail. 
N. Burghele, andererſeits 
übereingekommen, über das rumäniſche Erdöl, ferner den Bezug landwirtſchaftlicher 
Erzeugniſſe aus Rumänien, endlich verſchiedene die Schiffahrt betreffende Fragen 
im Verhältnis zwiſchen Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, beziehungsweiſe Oſterreich 
und Ungarn einerſeits und Rumänien andererſeits ein Sonderabkommen zu dem 
Friedensvertrag abzuſchließen. 


Nach gegenſeitiger Mitteilung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten haben ſich die Bevollmächtigten über folgende Beſtimmungen geeinigt: 


Erſter Teil. 
Petroleumabkommen. 
5 if: 

J. Die Rumäniſche Regierung erteilt für die Dauer von 30 Jahren der 
Olländereien-Pacht⸗Geſellſchaft m. b. H. das ausſchließliche Recht, die geſamten 
rumäniſchen Staatsländereien, einſchließlich der Embaticgründe, zur Aufſuchung, 
Gewinnung und Verarbeitung von Erdölen, Erdgas, Erdwachs, Aſphalt und allen 
anderen Bitumina auszunutzen. Dieſes Ausnutzungsrecht erſtreckt ſich auf alle 
rumäniſchen Staatsländereien, für welche am 1. Auguſt 1914 keine Petroleum— 
konzeſſion erteilt war. 

Staatsländereien, für welche am 1. Auguſt 1914 eine Konzeſſion beſtand, 
fallen mit Ablauf der Konzeſſionszeit unter die Beſtimmung des vorſtehenden Ab— 
ſatzes, falls nicht vor Eintritt dieſes Zeitpunkts zwiſchen der Rumäniſchen Regierung 
und dem bisherigen: Konzeſſionsinhaber eine Verſtändigung über die Verlängerung 
der Konzeſſion erzielt und nicht ſeitens der eingangs erwähnten Geſellſchaft für 
die Dauer dieſer Konzeſſionsverlängerung auf das Ausnutzungsrecht verzichtet wird. 
Falls die Geſellſhaft das Ausnutzungsrecht beanſprucht, hat fie der Rumäniſchen 
Regierung den Wert der auf den betreffenden Ländereien befindlichen Anlagen zu 
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vergüten, die bei Ablauf der bisherigen Konzeſſion in das Eigentum der Rumäniſchen 
Regierung übergehen ſollten. Über die Höhe des Vergütungswerts entſcheidet im 
Streitfall das unter Ziffer 16 vorgeſehene Schiedsgericht. d 

Das Ausnutzungsrecht der genannten Geſellſchaft ſchließt in ſich das Recht 
zur Errichtung und Benutzung der für die Gewinnung, Beförderung, Lagerung 
und Verarbeitung der genannten Bodenprodukte und der daraus gewonnenen Er⸗ 
zeugniſſe erforderlichen Anlagen, Gebäude und Wohnungen. a 

2. Die Gewinnung und Verarbeitung aller anderen verwertbaren Boden- 
produkte wird durch dieſen Vertrag nicht berührt, jedoch darf die Gewinnung 
und Verarbeitung anderer Bodenprodukte nur in einer Weiſe erfolgen, daß da- 
durch die Unternehmungen der Geſellſchaft nicht gehindert werden. 

3. Der Geſellſchaft ſteht das Recht zu, für ihre Zwecke auf die Dauer 
des Vertrags die öffentlichen Wege und Eiſenbahnen ſowie alle anderen öffent⸗ 
lichen Verkehrseinrichtungen Kanäle, Telegraphen, Telephone uſw.) einſchließlich 
der dem Staate gehörenden Einrichtungen zur Beförderung und Lagerung von 
Erdölen und Erdölerzeugniſſen zu benutzen. Dabei ſoll die Geſellſchaft in bezug 
auf die zu entrichtenden Vergütungen, Laſten und Abgaben, unter welchem Titel 
es auch immer ſei, nicht ungünſtiger geſtellt ſein, als irgendein in Rumänien 
tätiges Unternehmen. 

Die Geſellſchaft iſt ferner berechtigt, für die Ausbeutung, Verarbeitung, 
Lagerung und Beförderung von Materialien, Rohſtoffen und Erzeugniſſen Wege, 
Eiſenbahnen und Anſchlußgeleiſe, Rohrleitungen, Kraftleitungen, Umſchlagsan⸗ 
lagen, Telegraphen- und Telephonanlagen anzulegen und frei von öffentlichen 
Abgaben zu benutzen. Soweit hierbei Staatsgelände in Frage kommt, iſt dieſes 
der Geſellſchaft gegen eine angemeſſene Gebühr zur Verfügung zu ſtellen. Über 
die Höhe der Gebühr entſcheidet im Streitfall das unter Ziffer 16 vorgeſehene 
Schiedsgericht. Soweit zur Ausführung der in dieſem Abſatz genannten Anlagen 
Grundbeſitz in Anſpruch genommen wird, der nicht dem Staate gehört, wird die 
Rumäniſche Regierung auf Erſuchen der Geſellſchaft mit tunlichſter Beſchleunigung 
etwa erforderliche Enteignungen für die Geſellſchaft und auf deren Rechnung vor— 
nehmen, wobei auf Zwecke der Landesverteidigung tunlichſt Rückſicht zu nehmen iſt. 

4. Der Rumäniſche Staat iſt auf Verlangen der Geſellſchaft verpflichtet, 
das von ihr zu Betriebszwecken benötigte Holz in ſeinen für die Heranſchaffung 
der betreffenden Holzart zur Verbrauchsſtelle am günſtigſten gelegenen Waldungen 
zur Verfügung zu ſtellen. N f 
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Falls die Zuweiſung nicht innerhalb 6 Wochen nach Anforderung erfolgt, 
iſt die Geſellſchaft berechtigt, das benötigte Holz nach vorheriger Verſtändigung 
der Forſtbehörde entweder durch Ankauf auf Rechnung des Staates zu beſchaffen 
oder aus den für die Heranſchaffung am günſtigſten gelegenen Staatswaldungen 
ſelbſt zu entnehmen. s 

In jedem Falle ſoll jedoch auf die Erforderniſſe einer geordneten Forſt— 
wirtſchaft Rückſicht genommen werden. 

Für das Holz hat die Geſellſchaft die Preiſe zu zahlen, die für Holz 
gleicher Art und gleichen Sortiments in denſelben oder ähnlich gelegenen Forſt— 
orten im Durchſchnitt der jeweils letzten 3 Kalenderjahre erzielt wurden. 

5. Der Rumäniſche Staat erhält eine innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf 
jedes Kalenderjahrs zahlbare Vergütung (Redevenz) von 8 Prozent des rumäniſchen 
Marktwerts des im verfloſſenen Jahre gewonnenen Rohöls. Über die Höhe des 
Marktwerts entſcheidet im Streitfall das unter Ziffer 16 vorgeſehene Schieds— 
gericht. Bei Berechnung der vergütungspflichtigen Menge iſt diejenige Gewichts— 
menge von Rohöl und Rohölerzeugniſſen abzuſetzen, die bei der Gewinnung der 
abgabepflichtigen Mengen zur Erzeugung von Wärme, Licht und Kraft für den 
eigenen Betrieb der Geſellſchaft verwandt iſt. Für die Mengenfeſtſtellung iſt die 
Vermeſſung in dem Tanke der betreffenden Grube maßgebend, in Zweifelsfällen 
entſcheiden über den Umfang der Förderung und des Verbrauchs die einſchlägigen 
Betriebsbücher. . 

Neben der Redevenz erhält der Rumäniſche Staat einen Gewinnanteil, dieſer 
berechnet ſich nach dem Betrage, der über den Satz von 8 Prozent als Dividende 
ausgeſchüttet wird. 

Der Anteil beträgt bei einem Satze von: 

mehr als 8 bis 15 Prozent: 25 Prozent des geſamten den Satz von 8 v. H. 
überſteigenden Mehrbetrags, 

mehr als 15 bis 20 Prozent: weitere 5 Prozent des geſamten den Satz 
von 15 v. H. überſteigenden Mehrbetrags, 

mehr als 20 bis 30 Prozent: weitere 5 Prozent des geſamten den Satz 
von 20 v. H. überſteigenden Mehrbetrags, 

mehr als 30 bis 40 Prozent: weitere 5 Prozent des geſamten den Satz 
von 30 v. H. überſteigenden Mehrbetrags, 

mehr als 40 Prozent: weitere 10 Prozent des geſamten den Satz von 
40 v. H. überſteigenden Mehrbetrags. 
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Falls bei der Liquidation der Geſellſchaft der an die Geſellſchafter zur Aus 
ſchüttung gelangende Betrag das eingezahlte Geſellſchaftskapital überſteigt, ſoll 
der Rumäniſche Staat den gleichen Anteil von dieſem Mehrbetrag erhalten, wie 
wenn der Mehrbetrag als Dividende ausgeſchüttet worden wäre. 

6. Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, während der erſten 15 Jahre in je 
5 Jahren 100 Sonden anzuſetzen und in ununterbrochenem Bohrbetrieb zu er⸗ 
halten. Die Sonden ſind bis zur Fündigkeit oder bis zu 500 Meter Tiefe 
herunterzubringen. Jedoch können die Bohrungen früher eingeſtellt werden, ſofern 
das Antreffen von Erdöl in wirtſchaftlich verwertbaren Mengen bis 500 Meter 
Tiefe ausgeſchloſſen erſcheint. 

Werden in einem Jahrfünft mehr als 100 Sonden gemäß den Anforderungen 
des Abſatz ! in Arbeit genommen, ſo werden die überſchüſſigen Sonden auf die 
Pflichtbohrungen der folgenden Jahrfünfte angerechnet. 
| Nach Ablauf der erſten 15 Jahre wird feſtgeſtellt, wieviel Rohöl die in 
einem Jahrfünft erbohrten Sonden im Jahresdurchſehnitt pro Sonde ergeben 
haben. Der hieraus für 20 Sonden im Jahre zu berechnende Redevenzbetrag 
wird der Rumäniſchen Regierung ſeitens der Geſellſchaft für die Zeit nach Ablauf 
der erſten 15 Jahre -für jedes folgende Jahr garantiert. . 

7. Die Geſellſchaft wird keinen höheren Abgaben oder Laſten, unter welchem 
Titel es auch immer ſei, oder ſchärferen Vorſchriften unterworfen werden, als 
ſie für irgendeine andere in Rumänien arbeitende Erdölunternehmung gelten. Die 
auf Grund des rumäniſchen National⸗Induſtrie-Förderungsgeſetzes vom 14. Januar 
(alten Stils) 1912 oder ſonſtiger geſetzlicher Vorſchriften vorgeſehenen Begünſti⸗ 
gungen finden auf die Geſellſchaft und ihren Geſchäftsbetrieb auch dann An- 
wendung, wenn die Geſellſchaft die beſonderen Bedingungen, von denen die Ge— 
währung der Begünſtigungen abhängig iſt, nicht erfüllt. Die Geſellſchaft genießt 
Zollfreiheit bei Einführung der für ihre. Betriebe benötigten Materialien, Maſchinen 
und ſonſtigen Betriebseinrichtungen. : 

Die Gefellfehaft it an der Verſorgung Rumäniens mit den in Ziffer 1 
benannten Stoffen und den hieraus hergeſtellten Erzeugniſſen zu denſelben Be⸗ 
dingungen und in demſelben Verhältnis zu beteiligen wie die anderen Unternehmungen. 

8. Bei Ablauf des Vertrags gehen die auf den Staatsländereien befind⸗ 
lichen Sonden nebſt den mit ihnen feſt verbundenen Einrichtungen“ koſtenlos in 
den Beſitz des Rumäniſchen Staates über. Die Geſellſchaft iſt berechtigt, ihre 
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ſämtlichen übrigen Einrichtungen zu entfernen und gegebenfalls zollfrei auszu— 
führen, falls ſie ſich nicht mit der Rumäniſchen Regierung bis zum Ablauf des 
Vertrags über den Verkauf verſtändigt hat. 

9.“ Die Geſellſchaft wird von den Vorſchriften des Polizeireglements hin-, 
ſichtlich der Befähigungsnachweiſe für Bohrmeiſter, Oberbohrmeiſter, Betriebsleiter 
uſw. befreit, für welche die deutſche, öſterreichiſche oder ungariſche Qualifikation 
für ihren Beruf auch in Rumänien anzuerkennen. iſt. 

10. Die Gefellfehaft. unterliegt hinſichtlich der Staatsangehörigkeit ihrer 
Leiter, der Mitglieder ihrer Organe, ihrer Angeſtellten und Arbeiter keinen Be— 
ſchränkungen irgendwelcher Art. Sie wird jedoch nach Maßgabe ihrer eigenen 
Bedürfniſſe und des Angebots das rumäniſche Clement tunlichſt heranziehen. 

11. Die der Olländereien-Pacht⸗Geſellſchaft m. b. H. zuſtehenden Rechte und 
oͤbliegenden Pflichten können von dieſer auf eine von der Deutſchen und der 
K. und K. gemeinſamen Oſterreichiſch-Ungariſchen Regierung innerhalb von 12 Mo- 
naten nach allgemeinem Friedensſchluß zu benennende Geſellſchaft übertragen 
werden. 

Das Stammkapital dieſer Geſellſchaft wird zum größeren ell aus Stamm⸗ 
anteilen mit einfachem Stimmrecht beſtehen, zum kleineren Teil aus Vorzugs— 
anteilen mit fünfzigfachem Stimmrecht. Die Gewinnbeteiligung der Vorzugs— 
anteile ſoll lediglich in einer Vorzugsdividende von 6 Prozent beſtehen, die ſich 
in den folgenden Jahren entſprechend erhöht, wenn in einem Jahre der geſamte 
Reingewinn den zur Ausſchüttung dieſer Vorzugsdividende erforderlichen Betrag 
nicht erreichen ſollte. Der übrige zur Ausſchüttung gelangende Reingewinn wird 
auf die Stammanteile gleichmäßig verteilt. Den Geſamtbetrag der auszugebenden 
Vorzugsanteile bejtimmt die Deutſche Regierung; ev darf 10 Prozent des Geſamt⸗ 
kapitals nicht überſteigen. 

Die Verfügung über die Saguggantlle, ſeht ahh Deutschland unt 
Oſterreich⸗ Ungarn nach Maßgabe. der zwiſchen den Regierungen dieſer. beiden Staaten 
zu treffenden Einigung zu. Die Stammanteile werden bis zu einem Viertel des 
Geſamtbetrags. der Rumäniſchen Regierung zum Bezug angeboten mit der Be⸗ 
rechtigung, ſie nach ihrem Belieben auch an private Intereſſenten zu verteilen. 

12. Die Geſellſchaft darf die ihr nach dieſem Vertrage zuſtehenden Rechte 
und obliegenden Pflichten ganz oder teilweiſe auf Dritte übertragen. Im Falle 
der Geſamtübertragung ihrer Rechte und Pflichten gelten alle ihr eingeräumten 
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Vergünſtigungen auch zu Gunſten ihres Rechtsnachfolgers. Die Übertragung an 
eine andere Geſellſchaft als eine deutſche, öſterreichiſch-ungariſche oder rumäniſche 
Geſellſchaft bedarf der Zuſtimmung der Rumäniſchen Regierung. 

13. Die in den vorſtehenden Beſtimmungen des Abſchnitts I enthaltene Er- 
teilung von Rechten an die Geſellſchaft erfolgt unbeſchadet der Rechte, die der 
Handelsmonopolgeſellſchaft unter IV eingeräumt werden. 

14. Die Geſellſchaft wird in gleicher Weiſe wie eine nach rumäniſchem 
Rechte gegründete inländiſche Geſellſchaft zum Gewerbebetrieb zugelaſſen. Es kommen 
dabei für ſie die im rumäniſchen Rechte enthaltenen beſonderen Vorſchriften für 
im Ausland begründete Geſellſchaften nicht in Anwendung. Die Geſellſchaft 
wird beim rumäniſchen Handelsminiſterium ihre rumäniſche Geſchäftsniederlaſſung 
ſowie die zu ihrer Vertretung berechtigten Perſönlichkeiten namhaft machen und 
dieſe Mitteilung jedesmal wiederholen, wenn eine Anderung der Geſchäftsnieder⸗ 
laſſung oder in der Perſon ihrer Vertreter ſtattfinden ſollte. 

15. Die Rumäniſche Regierung wird das unter Ziffer 1 vereinbarte Aus- 
nutzungsrecht um einen weiteren Zeitraum von 30 Jahren verlängern, ſofern von 
der Geſellſchaft bis Ablauf des 25. Jahres ein diesbezüglicher Antrag geſtellt wird. 

Eine weitere Verlängerung um nochmals 30 Jahre tritt ein, wenn die 
Geſellſchaft bis Ablauf des 55. Jahres einen dahingehenden Antrag geſtellt hat. 

Die dem Rumäniſchen Staate gemäß Ziffer 5 zu zahlende Vergütung (Redevenz) 
erhöht ſich für die Dauer der erſten Verlängerung auf 9 Prozent, für die der 
zweiten Verlängerung auf 10 Prozent, im übrigen gelten die Beſtimmungen des 
Abſchnitts IT auch für die Dauer der erſten und zweiten Verlängerung. 


5 We Streitigkeiten aus dieſem Vertrage ſind unter Ausſchluß des Rechts. 
wegs durch ein aus 3 Perſonen beſtehendes Schiedsgericht nach freiem Ermeſſen 
; zu entſcheiden. Dieſes Schiedsgericht wird in der Weiſe gebildet, daß jeder der 
vertragſchließenden Teile einen Schiedsrichter ernennt. Die fo ernannten Schieds⸗ 
richter erwählen den Obmann. Können ſie ſich innerhalb zweier Monate über 
die Perſon des Obmanns nicht einigen, ſo ſoll, vorbehaltlich einer anderweitigen 
Einigung der Parteien, der Präſident des Reichsgerichts in Leipzig zum Obmann 
einen Angehörigen eines unbeteiligten Staates ernennen. Unterläßt einer der ver⸗ 
tragſchließenden Teile innerhalb eines Monats die Ernennung ſeines Schiedsrichters, 
ſo entſcheidet der von dem anderen Teile ernannte Schiedsrichter als alleiniger 
Schiedsrichter. Den Sitz des Schiedsgerichts beſtimmt der Obmann. 
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1. Die Rumäniſche Regierung anerkennt die Rechtsgültigkeit und Rechts⸗ 
beſtändigkeit des zwiſchen der Militärverwaltung in Rumänien, handelnd für den 
Rumäniſchen Staat im beſetzten Gebiet einerſeits und der Olländereien-Pacht⸗ 
Geſellſchaft m. b. H. andererſeits am 18. Februar 1918 in Bukareſt abgeſchloſſenen 
Vertrags, betreffend die Überlaffung von rumäniſchen Staatsländereien zur Aus- 
beutung. Der Vertrag vom 18. Februar 1918 tritt an einem von der Deutſchen 
Regierung noch bekanntzugebenden Zeitpunkt innerhalb von 12 Monaten nach 
allgemeinem Friedensſchluß außer Kraft, und es ſollen dann auch die in dieſem 
Vertrage behandelten Ländereien unter den unter 1 formulierten Vertrag fallen. 

2. Die unter den Ziffern 3, 7, 9, 10, 12 und 14 des vorſtehenden Ab- 
ſchnitts I der dort genannten Geſellſchaft eingeräumten Rechte und Vergünſtigungen 
werden auch der Olländereien⸗Pacht⸗Geſellſchaft m. b. H. zugebilligt. 


III. 

1. Die Rumäniſche Regierung anerkennt die im Wege der Zwangsliquidation 
erfolgte oder noch erfolgende Übertragung von Rechten und Werten anderer 
Geſellſchaften auf die Erdöl⸗Induſtrieanlagen-Geſellſchaft m. b. H. 

Inſoweit die Zwangsliquidatoren der liquidierten Geſellſchaften Vertrags⸗ 
urkunden über die von ihnen auf die Erdöl⸗Induſtrieanlagen-Geſellſchaft m. b. H. 
übertragenen Rechte nicht übergeben konnten, weil die Urkunden nicht aufzufinden 
waren, gelten die betreffenden Rechte als zu Recht beſtehend, es ſei denn, daß von 
dritter Seite innerhalb eines Zeitraums von 5 Jahren nach Ratifizierung dieſes 
Friedensvertrags der Gegenbeweis erbracht wird. 

2. Die unter den Ziffern 3, "i 9, 10, 12 und 14 des obigen Abſchnitts I 
der dort genannten Geſellſchaft eingeräumten Rechte und Vergünſtigungen werden 
auch der Erdöl⸗Induſtrieanlagen-Geſellſchaft m. b. H. zugebilligt. Der Artikel 19 
des Ane vom Jahre 1904 findet Mr dieſe Geſellſchaft keine An⸗ 
‘ wendung. Take | 

1 Be DieGeltungsdauer sas von der&rdöl- ER Geſelſchaſt m. b. H. 
erworbenen Konzeſſionen wird verlängert um eine Friſt, die gleich iſt dem Zeit— 
raum vom 27. Auguſt 1916 bis zum Ablauf des erſten Jahres nach dem 
allgemeinen Friedensſchluß. Nichterfüllung von Bohrverpflichtungen während des 
genannten Zeitraums berechtigt die Konzeſſionsgeber nicht zur Aufhebung des 
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Konzeſſionsvertrags. Etwa für Aufſchub von fälligen Bohrverpflichtungen in den 
Konzeſſions⸗ oder Zeſſionsverträgen vorgeſehene Zahlungen find nicht zu leiſten 
für die während des genannten Zeitraums nicht erfüllten Bohrverpflichtungen. 


IV. 

25 Der Rumäniſche Staat begründet ein ſtaatliches Handelsmonopol für 
Erdöle und überträgt die Ausübung des Monopolrechts einer Handelsmonopol⸗ 
geſellſchaft, die von einer ſeitens der Deutſchen Regierung und der K. u. K. gemein⸗ 
ſamen Oſterreichiſch⸗Ungariſchen Regierung der Rumäniſchen Regierung bezeichneten 
Finanzgruppe nach den folgenden Grundſätzen gegründet wird: 

Die Geſellſchaft wird als Aktiengeſellſchaft in Rumänien errichtet mit Haupt- 
ſitz in Bukareſt. Das Stammkapital der Geſellſchaft wird zum größeren Teile 
aus Stammanteilen mit einfachem Stimmrecht beſtehen, zum kleineren Teile aus 
Vorzugsanteilen mit fünfzigfachem Stimmrecht. Die Gewinnbeteiligung der Vor- 
zugsanteile ſoll lediglich in einer Vorzugsdividende von 6 Prozent beſtehen, die 
ſich in den folgenden Jahren entſprechend erhöht, wenn in einem Jahre der 
geſamte Reingewinn den zur Ausſchüttung dieſer Vorzugsdividende erforderlichen 
Betrag nicht erreichen ſollte. Der übrige zur Ausſchüttung gelangende Rein- 
gewinn wird auf die Stammanteile gleichmäßig verteilt. Den Geſamtbetrag der 
auszugebenden Vorzugsanteile beſtimmt die Deutſche Regierung; er $4 10 Pro⸗ 
zent des Geſamtkapitals nicht überſteigen. 

Die Verfügung über die Vorzugs anteile ſteht ausschließlich Deutſchland und 
Oſterreich-Ungarn nach Maßgabe der zwiſchen den Regierungen dieſer beiden Staaten 
zu treffenden Einigung zu. Die Stammanteile werden bis zu einem Viertel des 
Geſamtbetrags der Rumäniſchen Regierung zum Bezug angeboten mit der Be⸗ 
rechtigung, ſie nach ihrem Belieben auch an private Intereſſenten zu verteilen. 

Soweit das rumäniſche Recht das Erfordernis der rümäniſchen Staats⸗ 
; angehörigkeit für einen gewiſſen Prozentſatz der Verwalter und der ſfonſtigen 
Organe der Aktiengeſellſchaft aufſtellt, ſollen dieſe Beſtimmungen auf die Händels. 
monopolgeſellſchaft keine Anwendung finden. Im übrigen unterliegt die Händels. 
monopolgeſellſchaft den für Aktiengeſellſchaften zur Zeit in Rumänien geltenden 
geſetzlichen Vorſchriften, jedoch nur inſoweit, als dieſe Vorſchriften mit den: Be⸗ 
ſtimmungen des vorliegenden Vertrags vereinbar ſind. ‘ 1455 

Spätere Anderungen von Vorfehriften des rumäniſchen Rechtes, welche die 
rechtlichen Verhältniſſe der Aktiengeſellſchaften berühren, ſollen auf die- Handels⸗ 
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monopolgeſellſchaft nur inſoweit Anwendung finden, als über die Anwendbarkeit 
dieſer Anderungen auf die Handelsmonopolgeſellſchaft eine Einigung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Oſterreich⸗Ungarn einerſeits und Rumänien andererſeits erzielt wird. 
2. Gegenſtand des Monopols iſt das ausſchließliche Recht zum Bezuge von 
Rohöl. Dem Rohöl ſteht gleich das aus Erdgas gewonnene Ol. Alles in Ru— 
mänien erzeugte Rohöl und Erdgasöl iſt in den Reſervoiren, auf den Olgruben 
oder ſonſtigen Erzeugungsſtätten der Handelsmonopolgeſellſchaft zu überlaſſen und 
von dieſer zu übernehmen, ſoweit die Handelsmonopolgeſellſchaft es nicht als für 
den Betrieb des Erzeugers erforderlich dieſem freigibt. 

Sollte eine Olgrube weder von der Eiſenbahn noch von einer Rohrleitung 
der Handelsmonopolgeſellſchaft berührt werden, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, 
zu verlangen, daß das auf dieſer Grube geförderte Rohöl gegen eine von ihr zu 
beſtimmende Vergütung auf der nächſten Bahnſtation oder an der nächſten Rohr⸗ 
leitungs⸗Sammelſtelle abgeliefert werde. 

3. Der Übernahmepreis für das Rohöl und Erdgasöl wird von der Handels— 
monopolgeſellſchaft halbjährlich in angemeſſener Höhe feſtgeſetzt. 

4. Die Rumäniſche Regierung iſt verpflichtet, der Handelsmonopolgeſell— 
ſchaft auf ihr Anſuchen die im Eigentum Dritter befindlichen Anlagen, Einrich- 
tungen und Betriebsmittel zur Beförderung, Lagerung, Verarbeitung und Ver⸗ 
wertung von Rohöl und Erdölerzeugniffen für ihre Zwecke zur Verfügung zu ſtellen, 
wenn ſie ſich mit dem Eigentümer über die von ihm auszuführenden Arbeiten auf 
vertraglichem Wege nicht verſtändigt. Als Vergütung hat ſie dann dem Eigentümer 
einen Betrag zu zahlen, der unter Zugrundelegung des augenblicklichen tatſächlichen 
Wertes der benutzten Anlagen, Einrichtungen und Betriebsmittel und unter Berück— 
ſichtigung der von der Handelsmonopolgeſellſchaft feſtzuſtellenden Sätze für Amorti— 
ſation und Verzinſung dieſes Wertes einen Gewinn von 8 Prozent einſchließt. Bei 
Meinungsverſchiedenheiten über den zugrunde zu legenden Wert wird dieſer endgültig 
dureh Sachverſtändige feſtgeſetzt, die von den Regierungen Deutſchlands, Ojterveich- 
Ungarns und Rumäniens im Einvernehmen miteinander jeweils für 5 Jahre er- 
nannt werden.“ 5 a 

Raffinerie⸗Neubauten und Erweiterungsanlagen unterliegen der Genehmigung 
der Handelsmonopolgeſellſchaft. 
„ 5. Die Handelsmonopolgeſellſchaft hat das Recht, zur Beförderung von 
Betriebsmitteln (Waſſer, Gas uſw.) und zur Beförderung und Lagerung ihrer 
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Rohſtoffe und Erzeugniſſe Rohrleitungen einſchließlich Tanks, Pumpanlagen uſw., 
ferner elektriſche Leitungen zum Zwecke der Beleuchtung oder Kraftübertragung 
einzurichten. Zu dieſem Zwecke ſteht ihr das Recht der koſtenloſen Benutzung 
öffentlicher Wege und Brücken ſowie der Staatseiſenbahn- und ſonſtigen Staats⸗ 
gelände zu. Die Benutzung ſonſtiger fremder Grundſtücke kann, falls eine güt- 
liche Einigung mit dem Eigentümer nicht zuſtande kommt, durch Enteignung er⸗ 
folgen, in welchem Falle der Nachweis der Gemeinnützigkeit des Unternehmens 
als erbracht angeſehen wird. 

Staatliche Rohrleitungen einſchließlich Tanks, Pumpanlagen uſw. werden 
der Handelsmonopolgeſellſchaft auf ihr Verlangen käuflich oder pachtweiſe über- 
laſſen. Kaufpreis und Pachtpreis werden auf Grund der am 1. Auguſt 1914 
in Geltung geweſenen Benutzungsgebühren bemeſſen. 


Neue Rohrleitungen und Tankanlagen dürfen ohne Genehmigung der 
Handelsmonopolgeſellſchaft nicht eingerichtet werden, mit Ausnahme derjenigen 
Rohrleitungen und Tankanlagen, die von den Erdölerzeugern zur Einlagerung 
von Rohöl auf ihren eigenen Gruben benötigt werden. 

6. Die Handelsmonsopolgeſellſchaft ſetzt jährlich im Benehmen mit der 
Rumäniſchen Regierung die für die Deckung des rumäniſchen Julandsbedarfs 
einſchließlich des Bedarfs für induſtrielle Zwecke zur Verfügung zu ſtellenden 
Mengen an Erdölerzeugniſſen feſt und liefert fie zu Preiſen, die die ſonſtigen 
durchſchnittlichen Verkaufspreiſe der Handelsmonopolgeſellſchaften nicht überſteigen, 
an die »Societatea Anonimä pentru Distributia Produselor Petrolului«. Die 
Rumäniſche Regierung beſtimmt die näheren Bedingungen für Verteilung und Ver⸗ 
kauf dieſer Mengen im Inland ſowie die etwa darauf zu erhebenden Abgaben. 


7. Die Handelsmonopolgeſellſchaft hat das ausſchließliche Recht der Aus- 
fuhr von Erdöl und Erdölerzeugniſſen aus Rumänien. Die Ausfuhr darf weder 
eingeſchränkt noch verboten werden. Sie darf auch — unbeſchadet der in dieſem 
Vertrage vorgeſehenen Beſtimmungen — weder durch Auferlegung von Laſten, 
Zöllen oder Steuern, unter welchem Titel es auch immer fei, noch durch Ver⸗ 
waltungsmaßregeln irgendwelcher Art erſchwert werden. Insbeſondere ift die Vor⸗ 
ſchrift der Benutzung beſtimmter Grenzſtationen zur Ausfuhr unzuläſſig, ſofern 
die Handelsmonopolgeſellſchaft ſich nicht damit einverſtanden erklärt hat. 

8. Die Handelsmonopolgeſellſchaft entrichtet für jede von ihr ins Ausland 
ausgeführte Menge von 1000 Kilogramm Rohöl und Erdölerzeugniffen (außer 
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Aſphalt) dem Rumäniſchen Staate eine Abgabe von 4 Lei für Erdölerzeugniſſe und 
3,60 Lei für Rohöl. Die Abrechnung erfolgt halbjährlich; die fällige Abgabe ijt 
innerhalb eines Vierteljahrs nach erfolgter Abrechnung zahlbar. 

9. Soweit nichts anderes vorſtehend beſtimmt iſt, iſt die Handelsmonopol— 
geſellſchaft befreit von der Entrichtung von Steuern und öffentlichen Abgaben jeder 
Art, unter welchem Titel und für weſſen Rechnung auch immer es ſei. 

10. Die Einfuhr von Rohöl und Erdölerzeugniſſen nach Rumänien iſt 
verboten. Ausnahmen können mit Zuſtimmung der Handelsmonopolgeſellſchaft 
gegen Entrichtung einer an den Rumäniſchen Staat zu bezahlenden - und von der 
Handelsmonopolgeſellſchaft jährlich im voraus feſtzuſetzenden Lizenz geſtattet werden. 

11. Der Zeitpunkt, mit welchem das Handelsmonopol in Kraft tritt, wird 
von der Deutſchen Regierung durch eine mindeſtens 3 Monate vorher der Ru— 


mäniſchen Regierung mitgeteilte Erklärung beſtimmt. 


Vi 

J. Die im Abſchnitt J unter den Ziffern 7 Abſ. 1, 9 und 10 ſowie im 
Abſchnitt III unter Ziffer 3 ſowie unter Ziffer 2, letzter Satz, vorgeſehenen Ver— 
günſtigungen werden auf ſämtliche in Rumänien tätige Geſellſchaften und Unter— 
nehmungen ausgedehnt, welche ſich mit der Förderung, Gewinnung, Verarbeitung, 
Lagerung und Beförderung von Rohöl oder Erdölerzeugniſſen befaſſen. 

2. Soweit Geſellſchaften und Unternehmungen der vorſtehend unter Ziffer 1 
beſtimmten Art der zum Nachweis ihrer Rechte dienenden Beweismittel dadurch 
verluſtig gegangen ſind, daß öffentliche Regiſter, Gerichtsakten oder ſonſtige Ur— 
kunden während der Kriegszeit zerſtört worden oder abhanden gekommen ſind, 
erfolgt die Feſtſtellung der betreffenden Rechte in einem ſchiedsgerichtlichen Ver— 
fahren. Das Schiedsgericht beſteht aus drei Schiedsrichtern, von denen einer 
von den rumäniſchen Rohölproduzenten bezeichnet, der zweite von der Rumäniſchen 
Regierung ernannt wird. Den dritten Schiedsrichter beſtimmt die Regierung des— 
jenigen Staates, deſſen Staatsangehörige im Beſitze des überwiegenden finanziellen 
Anteils an dem in Frage ſtehenden Unternehmen ſind. Die von dieſem Schieds— 
gericht gefällten Entſcheidungen ſind endgültig. 


Erklärung. 
Die Deutſche und die gemeinſame Oſterreichiſch-Ungariſche Regierung einer— 
ſeits und die Rumäniſche Regierung andererſeits find bezüglich Ziffer TV des vor— 
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ſtehenden Petroleumabkommens dahin übereingekommen, daß die Rumaͤniſche 
Regierung alsbald nach Ratifikation des Friedensvertrags mit den Regierungen 
Deutſchlands und Oſterreich-Ungarns in Verhandlungen darüber eintreten wird, 
in welcher Weiſe der Überſchuß Rumäniens an Erdöl und Erdölerzeugniſſen 
Deutſchland, Oſterreich und Ungarn zur Verfügung geſtellt werden könne, ohne 
daß die Lebensintereſſen Rumäniens in bezug auf den eigenen Bedarf des Landes 
und ſeiner Induſtrie gefährdet werden. Demnach treten die Beſtimmungen in 
Ziffer IV nur dann in Kraft, wenn bis zum 1. Dezember 1918 eine ander⸗ 
weite Verſtändigung zwiſchen den Regierungen von Deutſchland, Oſterreich-Ungarn 


und Rumänien nicht erfolgt ſein ſollte. 


Zweiter Teil. 
Wirtſchaftsabkommen. 
Artikel I. 

Rumänien verkauft an Deutſchland, Oſterreich und Ungarn die Überſchüſſe 
des Landes an Getreide aller Art einſchließlich Olſaaten, Futtermittel, Hülſenfrüchte, 
Geflügel, Vieh und Fleiſch, Geſpinſtpflanzen und Wolle für die Ernten der 
Jahre 1918 und 1919. Brotgetreide kann bis zu 6 Prozent auch in Form von 
Mahlerzeugniſſen geliefert werden. Die Preiſe für Getreide und Futtermittel ergeben 
ſich aus der Anlage. Die Preiſe für die übrigen Waren, ſowie die Einzelheiten 
der Lieferung werden von einer Kommiſſion von Vertretern Deutſchlands, Oſter⸗ 
reichs, Ungarns und Rumäniens in Anlehnung an die für Getreide und Futter⸗ 
mittel feſtgeſetzten Preiſe unter Berückſichtigung der im Jahre 1917 beſtandenen 
Preisverhältniſſe beſtimmt. Die Kommiſſion wird alsbald nach Ratifikation des 
Friedens in Bukareſt zuſammentreten. 


Artikel U. 

Für die auf das Jahr 1919 folgenden 7 Jahre verpflichtet ſich Rumänien, 
an Deutſchland, Oſterreich und Ungarn die Überſchüſſe des Landes au Getreide 
aller Art einſchließlich Olſaaten, Futtermittel, Hülſenfrüchte, Geflügel, Vieh und 
Fleiſch, Geſpinſtpflanzen und Wolle zu liefern, falls Deutſchland, Oſterreich und 
Ungarn dies verlangen. 

Die Regierungen des Deutſchen Reichs und Oſterreichs beziehungsweiſe Ungarns 
haben ſich, ſobald es ihnen irgend möglich, und zwar für Getreide aller Art, Mahl— 
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produkte, Futtermittel, Geſpinſtpflanzen und Wolle ſpäteſtens bis zum 1. April 
jeden Jahres, und zwar erſtmalig bis zum 1. April 1920, für Mais ſpäteſtens bis 
zum 15. Juni, und zwar erſtmalig bis zum 15. Juni 1920, für die übrigen Waren 
halbjährig, und zwar Anfang Juli und Anfang Januar, erſtmalig bis zum 
1. Juli 1920 zu erklären, ob und wieviel ſie auf Grund dieſer Verpflichtung 
von den Überſchüſſen übernehmen wollen. Das Verlangen kann entweder auf 
den geſamten Überſchuß oder auf eine beſtimmt zu bezeichnende Menge der ge- 
nannten Erzeugniſſe gerichtet ſein. Von Brotgetreide kann bis zu 6 Prozent der 
Ausfuhrmengen in Mahlprodukten geliefert werden. 

Wenn weder Deutſchland noch Oſterreich noch Ungarn für ein Jahr von 
dem Ubernahmerecht Gebrauch machen, erliſcht die Verpflichtung Rumäniens zur 


Lieferung auch für die folgenden Jahre. 


Artikel III. 

Für die übrigen im Artikel I nicht genannten landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſe, wie Obſt, Wein, bleiben beſondere Vereinbarungen vorbehalten mit der Maß⸗ 
gabe, daß Rumänien ſich bereit erklärt, die Überſchüſſe des Jahres 1918 an 
Deutſchland, Oſterreich und Ungarn zu liefern. 


Artikel IV. 

Die Preiſe der Erzeugniſſe, für die Deutſchland, Oſterreich und Ungarn 
das Ankaufsrecht nach Artikel II zuſteht, werden alljährlich von einer Kommiſſion 
beſtimmt. Die Kommiſſion beſteht aus je einem Vertreter von Deutſchland, 
Oſterreich und Ungarn, ſoweit ſie am Bezuge beteiligt ſind, und einer 
gleichen Anzahl von Vertretern Rumäniens. Wird der Vorſitzende von der 
Kommiſſion nicht einſtimmig gewählt, ſo ſoll der Schweizeriſche Bundespräſident 
um Ernennung des Vorſitzenden erſucht werden. Bei Stimmengleichheit beider 
Parteien gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. Dem Verfahren 
der Preisermittelung ſollen entweder die freien Marktpreiſe in analogen Pro⸗ 
duktionsländern, und zwar in Deutſchland, Oſterreich, Ungarn, Bulgarien, der 
Ukraine und den übrigen europäiſchen Teilen des ehemaligen Kaiſerreichs Ruß— 
land, oder, ſobald als möglich, die Handelspreiſe für überſeeiſche Waren gleicher 
Art und Güte in holländiſchen, engliſchen oder deutſchen Seehäfen, abzüglich der 
Fracht und Verſicherung für die Fahrt zwiſchen dieſen Seehäfen und den Häfen 
des Sehwarzen Meeres, zugrunde gelegt werden. 
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Artikel V. 
Die vom Rumäniſchen Staate erhobenen Zölle und Abgaben jeder Art werden 


zu Laſten des Verkäufers in den Preis eingerechnet. 


Artikel VI. 
Rumänien wird für die Erzeugniſſe, die es nach Deutſchland, Oſterreich 
oder Ungarn nach dieſem Vertrage zu liefern hat, Ausfuhrverbote erlaſſen, um die 
Erfüllung des Vertrags ſicherzuſtellen. Falls Deutſchland, Oſterreich beziehungsweiſe 
Ungarn nur einen Teil der Überſchüſſe verlangen, wird eine Ausfuhr nach anderen 
Ländern ſolange nicht geſtattet werden, wie der beanſpruchte Teil des Über⸗ 
ſchuſſes an Deutſchland, Oſterreich und Ungarn nicht geliefert oder die Lieferung 
nicht geſichert iſt. ' 
Artikel VII. 5 

Die Feſtſtellung der Überſchüſſe erfolgt durch die Rumäniſche Regierung 
unter Mitwirkung der Vertreter des Deutſchen Reichs und Oſterreich-Ungarns, 
oweit hinſichtlich des beſetzten Gebiets nach dem Friedensvertrag keine anderen 
Beſtimmungen Platz greifen. Bei der Feſtſtellung wird das Verhältnis der 
durchſchnittlichen Ausfuhr der Jahre 1908 - 1913 zur Geſamterzeugung unter 
entſprechender Berückſichtigung der Veränderungen des rumäniſchen Wirtſchafts— 
gebiets zugrunde gelegt. 

i Artikel VIII. 

Die Art und Weiſe der Aufbringung, der Übernahme und Zahlung wird 
ſeitens einer von Rumänien zu errichtenden Ausfuhrſtelle im Einvernehmen mit 
einer in Rumänien von Deutſchland, Oſterreich und Ungarn zu errichtenden Stelle 
geregelt werden, deren Vertreter über alle Geſchäftsvorgänge der Ausfuhrſtelle 
dauernd auf dem Laufenden zu halten ſein werden. Inſoweit hinſichtlich des be— 
ſetzten Gebiets nach, dem Friedensvertrag andere Beſtimmungen oder Verein— 
barungen hierüber getroffen werden, find dieſe maßgebend. Die von Deutfeb- 
land, Oſterreich und Ungarn zu errichtende Stelle wird von beſonderen Abgaben 
und Gebühren frei ſein. er 

Artikel IX. 

Deutſchland und Hſterreich-Ungarn werden beſtrebt fein, die Ausfuhr aller 
in Rumänien benötigten Waren, Ganz- und Halberzeugniſſe, Rohſtoffe uſw., 
insbeſondere der zur Hebung der landwirtſchaftlichen Erzeugung notwendigen 
Gegenſtände, nach Möglichkeit zu fördern. Um den Bedürfniſſen des Landes 
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Rechnung zu tragen, find fie bereit, ſogleich nach Ratifikation des Friedensver— 
trags in Verhandlungen über die Ausfuhr ſolcher Waren nach Rumänien ein— 
zutreten. 

Artikel X. 

Deutſchland und Rumänien ſowie Oſterreich-Ungarn und Rumänien werden 
ſich gegenſeitig die zur Beſtreitung der Zahlungsverpflichtungen aus dieſem Ver— 
trage notwendigen Zahlungsmittel gegen Einräumung von Guthaben in der 
Währung des anderen Landes zur Verfügung ſtellen. Die Einzelheiten dieſer 


Regelung werden ſpäterer Vereinbarung vorbehalten. 


Artikel XI. 

Rumänien verpflichtet ſich, den Warenverkehr durch ſeine Transportmittel 
und Tarife nach jeder Richtung hin zu fördern. In gleicher Weiſe werden das 
Deutſche Reich und Oſterreich-Ungarn den Warenverkehr mit Rumänien fördern 
und erleichtern. 

Artikel XII. 

Alle Streitigkeiten aus dieſem Vertrage ſind durch ein aus 3 Perſonen be— 
ſtehendes Schiedsgericht zu entſcheiden. Dieſes Schiedsgericht wird in der Weiſe 
gebildet, daß Deutſchland, Oſterreich und Ungarn zuſammen einen Schiedsrichter 
ernennen. Die ſo ernannten Schiedsrichter wählen den Obmann. Können ſich 
die Schiedsrichter innerhalb eines Zeitraums von 2 Monaten nach der Zuſtellung 
einer entſprechenden Aufforderung der einen Partei an die andere Partei über die 
Perſon des Obmanns nicht einigen, fo kann jede Partei den Schweizeriſchen Bundes— 
präſidenten um Ernennung des Obmanns erſuchen. Der Sitz dieſes Schieds⸗ 
gerichts ſoll Bukareſt fein. 


Anlage: 
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Die Preiſe verſtehen ſich für gute, geſunde Ware, von Durchſchnittsqualität 
" tee 9 ! ) ö 
geliefert loſe franko Waggon Station oder franko Bord Schlepp reſp. Dampfer, 
wenn die Ware direkt einem Hafen zugeführt wird. 


Dritter Teil. 
Schiffahrtsabkommen. 
Artikel 1. 

Bei der Ausübung der Schiffahrt auf der Donau werden die deutſchen, 
die öſterreichiſchen und die ungariſchen Schiffe, die deutſchen, die öſterreichiſchen und 
die ungariſchen Schiffahrtsunternehmer und ihre Angeſtellten auf dem Fuße voll- 
ſtändiger Gleichheit mit den rumäniſchen Schiffen, Schiffahrtsunternehmern und 
ihren Angeſtellten oder denen, eines anderen Staates behandelt werden und alle 
Begünſtigungen genießen, die dieſen hinſichtlich des Schiffahrtsbetriebs und: der 
Benutzung der dem öffentlichen Schiffsverkehr dienenden Anlagen und Anſtalten 
gewährt werden. 

Ladungen deutſcher, öſterreichiſcher und ungariſcher Schiffe ſowie deutſche, 
öſterreichiſche und ungariſche Güter, die auf Schiffen fremder Staaten befördert 
werden, ſollen hinſichtlich aller Gebühren und öffentlichen Abgaben ſowie hin⸗ 
ſichtlich der Abfertigung und Behandlung in den rumäniſchen Häfen, Anlege- und 
Umſchlagsplätzen mit rumäniſchen Gütern und ſolchen der in dieſer Beziehung 
meiſtbegünſtigten anderen Staaten vollkommen gleich behandelt werden. 

Die Beſtimmungen der Abſätze! und 2 werden in gleicher Weiſe auf der 
deutſchen, der öſterreichiſchen und der ungariſchen Donauſtrecke auf. rumäniſche 
Schiffe, Schiffahrtsunternehmer nebſt deren Angeſtellten ſowie auf rumäniſche 


Ladungen und Güter angewendet werden. 


Artikel 2. | 

A. Die Regierungen der vertragſchließenden Teile werden wie bisher ſo 

auch fernerhin dafür Sorge tragen, daß in den Uferplätzen ihrer Gebiete die not- 

wendigen Verfehrs- und Winterhäfen, Lade- und Landeplätze ſowie Niederlageplätze 
für Güter zur öffentlichen Benutzung zur Verfügung ſtehen. e 

B. Die Deutſche, die Oſterreichiſche und die Ungariſche Regierung werden 

in ihren Gebieten der Erpachtung von Uferſtreifen durch rumäniſche Schiffahrts⸗ 

unternehmungen Hinderniſſe nicht in den Weg legen: 
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(. Andererſeits wird die Rumäniſche Regierung in den Uferplätzen ihres 
Gebiets den deutſchen, den öſterreichiſchen und den ungariſchen Binnenſchiffahrts⸗ 
unternehmungen mit regelmäßigem Perſonen⸗ oder Güterverkehr geeignete Ufer⸗ 
ſtreifen, auf denen ſie unter Beachtung der beſtehenden baupolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften Magazine mit den dazu erforderlichen Bureauräumen, Anlege- und Nieder⸗ 
lageplätze, Lade-, Löſch⸗ und Umſchlagsvorrichtungen, Reparaturanſtalten, Kohlen⸗ 
plätze ſowie die für dieſe Betriebe erforderlichen Geleiſe herrichten können, nach 
Maßgabe des Bedürfniſſes der betreffenden Binnenſchiffahrtsunternehmungen und, 
ſoweit die öffentlichen Verkehrsbedürfniſſe es geſtatten, pachtweiſe auf dreißig 
Jahre zur Verfügung ſtellen. 

D. Es wird vereinbart, d daß die Rumäniſche Regierung alsbald nach Rati— 


fikation des Friedensvertrag die Regelung dieſer Fragen an Ort und Stelle 


vornehmen läßt, wozu Kommiſſare der Deutſchen, der Oſterreichiſchen und der 
Angariſchen Regierung zur Wahrnehmung der Intereſſen ihrer Schiffahrtsgeſell— 
ſchaften werden eingeladen werden. 

E. Den deutſchen, den öſterreichiſchen und den ungariſchen Seeſchiffahrts⸗ 
unternehmungen ſollen für ihre regelmäßigen Linien nach Möglichkeit ſtändige 
Anlegeplätze in den der Seeſchiffahrt dienenden rumäniſchen Häfen zugewieſen 
werden nebſt den erforderlichen, in der Nähe dieſer Anlegeplätze gelegenen 
Magazinen. 

N F. Deutſchland und Rumänien kommen überein, daß Deutſchland für die 
Zeit, in der Rumänien an Deutſchland, Ofterveieh. und Ungarn feinen Getreide— 
überſchuß verkaufen wird, die Getreide- und Kohlenelevatoren, die Deutſchland 
in den Donauhäfen Calafat, Corabia, Turnu⸗Magurele, Giurgiu und Oltenitza 
errichtet hat, betreiben wird, vorausgeſetzt, daß dieſe Einrichtungen den allge— 


meinen Verkehr in den vorgenannten Häfen nicht hindern. Demgemäß wird ſo— 


gleich nach Ratifikation des Friedensvertrags eine deutſch-rumäniſche Kommiſſion 
dieſe Einrichtungen beſichtigen und die Bedingungen feſtſetzen, unter denen ſie ge— 
braucht und eventuell umgeändert werden ſollen, wobei die jetzigen und die zu— 
künftigen Bedürfniſſe dieſer Häfen berückſichtigt werden ſollen. 

Nach Ablauf der Verkaufsfriſt der Getreideüberſchüſſe an Deutſchland, 
Oſterreich und Ungarn wird eine Vereinbarung über die Überlaſſung der in Frage 
ſtehenden Einrichtungen an den Rumäniſchen Staat getroffen werden, wobei die 
auf Grund des Friedensvertrags von dem Rumäniſchen Staate für dieſe An— 
lagen etwa geleiſteten Zahlungen berückſichtigt werden ſollen. 

Js 


G. Alle übrigen von Deutſchland und Oſterreich-Ungarn in den rumäniſchen 
Donauhäfen während des Krieges geſchaffenen Anlagen zur Verbeſſerung des 
Hafenbetriebs, einſchließlich Eiſenbahnanlagen, werden, ſoweit im Friedensvertrag 
oder ſeinen Anlagen nicht Beſonderes vereinbart iſt, an Rumänien gegen Erſtattung 
der Koſten übergeben werden, unter Berückſichtigung der auf Grund des Friedens— 


vertrags vom Rumäniſchen Staate etwa bereits geleiſteten Zahlungen. 


Vierter Teil. 
Schlußbeſtimmung. 
Das gegenwärtige Sonderabkommen, das einen weſentlichen Beſtandteil des 
Friedensvertrags bildet, wird ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen 


tunlichſt bald in Wien ausgetauſcht werden. 

Es tritt ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, nach Austauſch der Ratifikationen 
in Kraft. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſes Sonderabkommen 


unterzeichnet und mit ihren Siegeln verſehen. 


Ausgefertigt in dreifacher Urſchrift in Bukareſt am 7. Mai 1918. 


R. v. Kühlmann. A. Marghiloman. 
von Koerner. C. C. Arion. 
Kriege. J. Papiniu. 
Hell. M. Burghele. 
Bene. 


Burian. 
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Anlage. 


Abkommen 
über die Beteiligung Deutſchlands und Öfterreich-Ungarns an 
der rumänifchen Petroleum⸗Induſtrie. 


In bezug auf das als Teil des Friedensvertrags mit Rumänien in Aus— 
ſicht genommene Petroleumabkommen wird zwiſchen Deutſchland und Oſterreich— 
Ungarn folgendes vereinbart: 

Die Kontrolle über den Geſchäftsgang der nach dieſem Abkommen zu be— 
gründenden Geſellſchaften ſoll dadurch gewährleiſtet werden, daß Vorzugsanteile 
mit erhöhtem Stimmrecht geſchaffen werden. Die Deutſche Regierung wird die 
Kontrolle über dieſe geſamten Vorzugsanteile behalten. 

Die Deutſche Regierung verpflichtet ſich, dafür Sorge zu tragen, daß ein 
Drittel der von den Beſitzern der Vorzugsanteile zu wählenden Aufſichtsrats⸗ 
beziehungsweiſe Verwaltungsratsmitglieder aus von Oſterreich und Ungarn zu 
beſtimmenden Perſönlichkeiten beſtehen ſoll. Je zwei der dieſer Art erwählten 
Perſönlichkeiten werden als Kommiſſare Oſterreichs und Ungarns bei den be— 
treffenden Geſellſchaften bezeichnet werden. Die Kommiſſare Oſterreichs und 
Ungarns haben das Recht, ſich durch andere Aufſichtsrats- beziehungsweiſe Ver- 
waltungsratsmitglieder vertreten zu laſſen und ſind zu den Sitzungen ſtets recht— 
zeitig unter Angabe der Tagesordnung einzuladen. 

Deutſcherſeits wird zugeſagt, daß Beſchlüſſe und Verfügungen der General— 
verſammlung, des Aufſichtsrats, des Verwaltungsrats, der Geſchäftsführer oder 
der Direktoren der Geſellſchaften über die in der Anlage aufgeführten Fragen 
von für die öſterreichiſche und ungariſche Erdölinduſtrie beſonders wichtiger Natur 
ſowie die Beſtellung der Geſchäftsführer und der Direktoren nur nach vorherigem 
Einvernehmen mit den Kommiſſaren Oſterreichs und Ungarns erfolgen ſollen. 
Oſterreich und Ungarn übernehmen ihrerſeits unter dieſer Vorausſetzung die Ver— 
pflichtung, daß die von ihnen zu benennenden Mitglieder des Aufſichtsrats be— 
ziehungsweiſe Verwaltungsrats ſtets mit den deutſchen Vertretern ſtimmen werden. 

Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß weder die zur Sicherung des Ein— 
fluſſes der Deutſchen Regierung noch die zum Schutze der öſterreichiſch-ungariſchen 
Minorität in dieſe Vereinbarung aufgenommenen Beſtimmungen, insbeſondere auch 
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die in. dex. Anlage aufgeführten, dazu führen dürfen, daß das Intereſſe der 
Geſellſchaften durch Verzögerung von Entſcheidungen geſchädigt wird. 

Die Geſamtheit der für Oſterreich-Ungarn und Deutſchland zur Verfügung 
ſtehenden Stammanteile ſoll zwiſchen Oſterreich⸗ Ungarn und Deutſchland im Ver⸗ 
hältnis von 1: 2 aufgeteilt werden. 

Oſterreich-Ungarn ſoll in jedem Jahre Anſpruch auf den Bea einer Rohöl— 
menge haben, die gleich iſt 25 Prozent der in dieſem Jahre insgeſamt zur Aus— 
fuhr gelangenden Mengen an Rohöl und Erdölerzeugniſſen. Bei der Wahl des 
Rohöls iſt auf die Beſchaffenheit der einzelnen Nohölſorten in entiprechender Weiſe 
Rückſicht zu nehmen. Oſterreich-Ungarn ſoll berechtigt fein, einen beliebigen Teil 
der ihm zuſtehenden Olmenge nicht als Rohöl, ſondern in Form von Erzeugniſſen 
zu beziehen. Die Menge eines jeden Mineralölerzeugniſſes, die Oſterreich-Ungarn 
in einem Jahre zu beanſpruchen berechtigt iſt, iſt der Prozentſatz an der Geſamt⸗ 
ausfuhr dieſes Erzeugniſſes, der ſich ergibt nach Abzug des in Rohöl bezogenen 
Prozentſatzes vom Prozentſatz 25; die Geſamtausfuhrberechtigung von 25 N 
ſoll jedoch hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 

Die Verbringung von Rohöl und Erdölerzeugniſſen zur Lagerung oder Ver⸗ 
arbeitung in oder bei Konſtanza gilt nicht als Ausfuhr. Dagegen gilt als Aus⸗ 
fuhr die Verſendung von Rohöl oder Erdölerzeugniſſen aus den Anlagen in oder 
bei Konſtanza nach anderen Ländern als Rumänien. 

Rumäniſchen Raffinerien, die bereits vor dem Kriege gearbeitet haben und 
an denen deutſches oder öſterreichiſches beziehungsweiſe ungariſches Kapital über⸗ 
wiegend beteiligt iſt, ſoll bei der Verarbeitung des Rohöls im Verhältnis zu ihrer 
Leiſtungsfähigkeit gleichmäßig ſtarke Beſchäftigung angeboten werden, zu Lohnſätzen, 
die derart feſtzuſetzen ſind, daß der Grundſatz der Gewährung gleicher Vergütung 
für eine beſtimmte Arbeitsleiſtung gewahrt wird. Die Erdölhandelsmonopol-Ge— 
ſellſchaft ſoll bei etwaiger Geſtattung von Raffinerie-Erweiterungen oder Neubauten 
öſterreichiſch-ungariſche Intereſſen im Vergleich zu deutſchen Intereſſen im Ver- 
hältnis von 1: 4 berückſichtigen. ; 
| Bei Aufſtellung des Wirtſchaftsprogramms der Geſellſchaften und der Preis— 
politik der Erdölhandelsmonopol-Geſellſchaft iſt hinſichtlich der Rohölförderung zu 
berückſichtigen, daß tunlichſt eine genügende Deckung des Rohölbedarfs der pens 
finerien Oſterreichs und Ungarns ermöglicht wird. f : ; 

Es folk ferner auch nicht die Deckung des Rohölbedarfs der Raffinerien 
gerte und Ungarns dadurch ungünſtig beeinflußt werden, daß für eine ver— 
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ſtändige und vorſichtige Geſchäftsführung nicht erforderliche Mengen an Robol 
und Erdölerzeugniſſen in Rumänien eingelagert werden. 

Bei der Vergebung von Lieferungen und Arbeiten außerhalb enen 
ſoll die Verteilung der Aufträge auf Oſterreich-Ungarn und Dentſchland unter 
gleichen Lieſerungsbedingungen ungefähr im Verhältnis der Beteiligungen am 
Stammkapital erfolgen. 

Dieſe Vereinbarung bezieht ſich auf alle in dem ng e Ab⸗ 
kommen unter I bis IV erwähnten Geſellſchaften. f 

Die endgültige Durchführung des aus der vorſtehenden Vereinbarung ſich 
ergebenden Zuſtandes wird ſich erſt nach allgemeinem Friedensſchluß vornehmen 
laſſen. Die Feſtlegung der Übergangsbeſtimmungen bleibt einer beſonderen Ver— 
einbarung vorbehalten. 5 a 

Die vorſtehende Vereinbarung beruht auf der Vorausſetzung, daß 

1. das eingangs erwähnte Petroleumabkommen bei ſeiner endgültigen Feſt— 
ſtellung keine weſentliche Veränderung erfährt. Anderenfalls wird über die dadurch 
etwa erforderlich werdenden Anderungen eine Verſtändigung ſtattfinden; 

2. der Durchfuhr von Erdöl und Erdölerzeugniſſen aus Rumänien durch 
Oſterreich-Ungarn nach Deutſchland und aus Oſterreich Ungarn durch Deutſchland 
weder Hinderniſſe in den Weg gelegt noch ſolche Erſchwerungen bereitet werden, 
welche mit den Beſtimmungen des derzeit geltenden Handelsvertrags zwiſchen 
Deutſchland und Oſterreich-Ungarn unvereinbar ſind. 


Anlage. 

J. Errichtung der Geſellſchaftsſtatuten und ihre Anderung, Auflöſung der 
Geſellſchaften ſowie die Übertragung ihres Geſamtvermögens oder eines ſo weſent— 
lichen Teiles desſelben, daß dadurch der Umfang des Geſchäfts erheblich einge— 
ſchränkt wird, auf andere. 

2. Beſchlüſſe, die nach dem deutſchen Handelsgeſetzbuch bei Aktiengeſell— 
ſchaften nur mit qualifizierter Mehrheit gefaßt werden können. 

3. Aufſtellung der Geſchäftsordnung und des Wirkungskreiſes für Aufſichts— 
rat, Verwaltungsrat, Vorſtand und Direktion. 

4. Feſtſtellung des jährlichen Wirtſchaftsprogramms in ſeinen Grundlinien 

| ſowie Feſtſtellung der Bilanz und des Jahresabſchluſſes. 
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5. Feſtſtellung der Grundlinien der Ein- und Verkaufsbedingungen, ins- 
beſondere auch die halbjährliche Feſtſetzung der Rohölübernahmepreiſe. 
6. Beitritt zu Monopolverwaltungen, Kartellen, Truſts oder Syndikaten 
ſowie Intereſſengemeinſchaft mit ſolchen Organiſationen. 
7. Die Ausfuhr von Rohöl nach anderen Ländern als ae und 
von Erdölerzeugniſſen nach Oſterreich-Ungarn. 


Bukareſt, am 6. April 1918. 


V. Kühlmann. Burian. 


von Koerner. 


Protokoll 
zu dem Deutſch⸗Rumäniſchen wirtſchaftspolitiſchen Zuſatzvertrag 
und dem Deutſch⸗Oſterreichiſch⸗Ungariſch⸗Rumäniſchen Sonder⸗ 
abkommen über wirtſchaftliche Einzelfragen. 


Bei Unterzeichnung des Friedensvertrags zwiſchen Deutſchland, Oſterreich- 
Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänien andererſeits iſt 
zwiſchen 

den Bevollmächtigten des Deutſchen Reichs, nämlich 

dem Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, Kaiſerlichen Wirklichen Ge— 
heimen Rat, Herrn Richard von Kühlmann, 

dem Kaiſerlichen Wirklichen Geheimen Rat Herrn Paul von Koerner, 

dem Direktor im Auswärtigen Amte, Kaiſerlichen Wirklichen Geheimen 
Rat, Herrn Dr. Johannes Kriege, 

dem Königlich Preußiſchen Generalmajor Herrn Emil Hell, Chef des 
Generalſtabs des Oberkommandos der Heeresgruppe von Mackenſen, 


und f 
dem Kaiſerlichen Kapitän zur See Herrn Hans Bene, 
und den Bevollmächtigten des Königreichs Rumänien, nämlich 
dem Königlichen Miniſterpräſidenten Herrn Alexandru Marghiloman, 
dem Königlichen Miniſter des Außern Herrn Conſtantin C. Arion, 
dem Königlichen bevollmächtigten Miniſter Herrn Joan N. Papiniu und 
dem Königlichen bevollmächtigten Miniſter zur Dispoſition Herrn Mihail 
N. Burghele, 
Übereinſtimmung über folgende Punkte feſtgeſtellt worden: 
1. In Rumänien wird ein Unterſchied in der Behandlung Reichsange— 


höriger mit Bezug auf ihr Glaubensbekenntnis nicht gemacht. 
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2. Deutſchland wird während der Dauer des geltenden Handelsvertrags 
bei der Ausfuhr von landwirtſchaftlichen Mafehinen und Werkzeugen, Roheiſen, 
Kupfervitriol, Schwefelſäure und Soda keine Ausfuhrzölle erheben. 

Dabei beſteht Einverſtändnis darüber, daß hierdurch die Beſtimmungen in 
A, Ziffer 9, II der unter dem heutigen Tage vereinbarten Beſtimmungen über 
die Regelung der wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Rumänien 
ſowie das Recht zur Erhebung innerer Steuern im Sinne der Vereinbarung in 
A, Ziffer 9, IV a. a. O. nicht berührt werden. 

3. Bei der Ausfuhr von Kohle aus Deutſchland nach Rumänien werden 
die im Artikel 8 des geltenden Handelsvertrags vereinbarten Grundſätze Anwen— 
dung finden. 2 


Die Deutſche N und die Oſterreichiſch Ungariſche N werden 
ſich mit der Rumäniſchen Regierung ins Einvernehmen ſetzen, um bis zum In— 
krafttreten des Abſchnitts IV des Petroleumabkommens vom heutigen Tage die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, welche die Befriedigung des ganzen rumäniſchen 
Inlandsbedarfs an Rohöl und Rohölerzeugniſſen ſicherſtellen ſollen. 

Dieſe Beſtimmung findet nur für die Zeit Anwendung, zu der die Be— 
ſtimmungen im Artikel XX des Friedensvertrags nicht mehr anwendbar ſind. 


Bukareſt, den 7. Mai 1918. 


R. v. Kühlmann. A. Marghiloman. 


von Koerner. C. C. Arion. 
Kriege. 3 IJ. Papiniu. 
Hell. f | M. Burghele. 


Bene. 
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Deutſch⸗Rumäniſcher rechtspolitiſcher Zuſatzvertrag 
zu dem Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland, Sſterreich⸗Angarn, 
Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänien andererſeits. 


Auf Grund des Artikel XXIX Abf. 2 des Friedensvertrags zwiſchen 
Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänien 
andererſeits ſind 5 é 

die ‚Bevollmächtigten des Deutſchen R eichs, nämlich 

der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, Kaifrlicher Wirklicher Ge⸗ 
heimer Rat, Herr Richard von Kühlmann, 
der Kaiſerliche Wirkliche Geheime Rat Herr Paul von Koerner, 
der Direktor im Auswärtigen Amte, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer 
Rat, Herr Dr. Johannes Kriege, 
der Königlich Preußiſche Generalmajor Herr Emil Hell, Chef des 
Generalſtabs des Oberkommandos der Heeresgruppe von Mackenſen, 
und Pat 


der Kaiſerliche Kapitän zur See Herr Hans Bene, ſowie 


> 


die Bevollmächtigten des Kö N igreichs Rumänien, nämlich 

der Königliche Miniſterpröſtdent Herr Alexandru Marghiloman 5 

85 Königliche Miniſter des Außern Herr Conſtantin C. Arion, | 

der Königliche bevollmächtigte Miniſter Herr Joan N. Papiniu und 

der Königliche bevollmächtigte ge zur Dispofition Herr Mibail 
N. Burghele, a 


übereingetommen, die i erſtellung der offentlichen und privaten Rechtsbeziehungen, 
den Erſatz von Kriegs- und ‘ Zuilſchäden, den Austauſch der Kriegsgefangenen und 
Zivilinternierten, den Erlaß von Amneſtien ſowie die Behandlung der in die 
Gewalt des Gegners geratenen Fluß fahrzeuge und ſonſtigen Verkehrsmittel un⸗ 
verzüglich zu regeln und zu dieſem BI einen Zuſatzvertrag zu dem n Frcdens. 
1 abzuſchließen. f = 

Die Bevollmächtigten haben ſich nach Vorlage ihrer in guter und gehöriger : 
Form befundenen Vollmachten über folgende Beſtimmungen geeinigt: 

l 
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Erſtes Kapitel. 
Wiederaufnahme der diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen. 
Artikel 1. | 
Bei der Wiederaufnahme der konſulariſchen Beziehungen gemäß Artikel II des 
Friedensvertrags wird jeder vertragſchließende Teil die Konſuln des anderen Teiles 
an allen Plätzen ſeines Gebiets zulaſſen, ſoweit nicht bereits vor dem Kriege für 
einzelne Gebietsteile Ausnahmen beſtanden und dieſe Ausnahmen nach dem Kriege 
jeder dritten Macht gegenüber gleichmäßig aufrechterhalten werden. 
Jeder Teil behält ſich vor, aus Gründen der Kriegsnotwendigkeit an ge— 
wiſſen Plätzen Konſuln des anderen Teiles erſt nach Abſchluß des allgemeinen 


Friedens zuzulaſſen. 


Artikel 2. ; 
Unter Wahrung dev Beſtimmungen des Artikel! foll zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Rumänien über die Zulaſſung der Konſuln, über die Vorrechte 
und Befreiungen der Konſularbeamten ſowie über die konſulariſchen Amtsbefugniſſe 
tunlichſt bald ein Konſularvertrag nach dem Vorbild der in letzter Zeit von Deutſch— 
land mit anderen Staaten vereinbarten Konſularverträge geſchloſſen werden. 
Bis zum Abſchluß des im Abſatz 1 vorgeſehenen Konſularvertrags ſichern 
ſich die vertragſchließenden Teile wegen der Vorrechte und Befreiungen der Kon- 
ſularbeamten ſowie wegen der konſulariſchen Amtsbefugniſſe unter dem Vorbehalt 
der Gegenſeitigkeit die Rechte der meiſtbegünſtigten Nation zu. 


Artikel 3. 

Jeder vertragſchließende Teil wird alle Schäden erſetzen, die in ſeinem 
Gebiete während des Krieges von ſeinen Organen oder ſeiner Bevölkerung durch 
völkerrechtswidrige Handlungen konſulariſchen Beamten des anderen Teiles zugefügt 
oder an Konſulatsgebäuden dieſes Teiles oder an deren Inventar angerichtet 
worden ſind. Im Falle von Meinungsverſchiedenheiten würde die Feſtſtellung 
dieſer Schäden durch eine gemiſchte Kommiſſion erfolgen, die aus je einem 
Vertreter der beiden Teile und einem neutralen Obmann zu bilden wäre. 


do 


ae | 
Zweites Kapitel. 
Kriegsſchäden. 


Artikel 4. 

Rumänien verzichtet auf den Erſatz der Schäden, die auf ſeinem Gebiete 
durch deutſche militäriſche Maßnahmen mit Einſchluß aller Requiſitionen und 
Kontributionen entſtanden ſind. 

Die Beträge, die Deutſchland für Schäden der im Abſatz ! bezeichneten 
Art bereits bezahlt hat, werden von Rumänien erſtattet werden, ſoweit ſie nicht 
aus Landesmitteln erſetzt oder mit neu ausgegebenen Noten der im Artikel 5 er— 
wähnten Banca Generala Romana (Notenausgabeſtelle) bezahlt worden find. 


Artikel 5. 

Rumänien wird binnen ſechs Monaten nach der Ratifikation des Friedens— 
vertrags die von der Banca Generala Romana (Notenausgabeſtelle) auf Anordnung 
der Okkupationsverwaltung ausgegebenen Noten aus eigenen Mitteln gegen Noten 
der Rumäniſchen Nationalbank oder andere geſetzliche Zahlungsmittel einlöſen und 
ſie nicht wieder in den Verkehr bringen, ſo daß die zu ihrer Deckung bei der 
Deutſchen Reichsbank liegenden Guthaben und Depots frei werden. Bis zur 
Einlöſung ſollen die Noten der Banca Generala Romäna als geſetzliches Zahlungs— 
mittel anerkannt werden; nach der Ratifikation des Friedensvertrags werden ſolche 
Noten nicht mehr ausgegeben. 

Artikel 6. 

Rumänien wird Deutſchen alle Schäden erſetzen, die ihnen auf ſeinem 
Gebiete durch militäriſche Maßnahmen einer der kriegführenden Mächte ent— 
ſtanden find. | | 

Die Beſtimmung des Abſatz 1 findet auch Anwendung auf die Schäden, die 
Deutſche als Teilhaber, insbeſondere auch als Aktionäre der auf rumäniſchem 
Gebiete befindlichen Unternehmungen erlitten haben. Sie findet keine Anwendung 
auf die Schäden, die Deutſchen als Angehörigen der deutſchen Streitmacht durch 
Kampfhandlungen zugefügt worden ſind. a 


oA ae Artikel 7. . 3 
Zur Feſtſtellung der nach Artikel 6 zu erſetzenden Schäden ſoll alsbald 
nach der Ratifikation des Friedensvertrags in Bukareſt eine Kommiſſion zuſammen— 
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treten, die zu je einem Drittel aus Vertretern der beiden Teile und neutralen 
Mitgliedern gebildet wird; um die Bezeichnung der neutralen Mitglieder, darunter 
des Vorſitzenden, wird der Schweizeriſche Bundespräſident gebeten werden. 

Die Kommiſſion ſtellt die für ihre Entſcheidungen maßgebenden Grundſätze 
auf, auch erläßt fie die zur Erledigung ihrer Aufgaben erforderliche Geſchäfts⸗ 
ordnung und die Beſtimmungen über das dabei einzuſchlagende Verfahren. Ihre 
Entſcheidungen erfolgen in Unterkommiſſionen, die aus je einem Vertreter der 
beiden Teile und einem neutralen Obmann gebildet werden. Die von den Unter⸗ 
kommiſſionen feſtgeſtellten Beträge ſind innerhalb eines Monats nach der Feſt⸗ 


ſtellung zu bezahlen. 


Artikel 8. 
Rumänien wird Neutralen die Schäden erſtatten, die ihnen auf ſeinem 
Gebiete durch deutſche militäriſche Maßnahmen entſtanden find und nach all- 
gemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen erſetzt werden müſſen. 


Drittes Kapitel. 
Wiederherſtellung der Staatsverträge. 
Artikel 9. | 
Die Verträge, Abkommen und Vereinbarungen, die zwiſchen den vertrag: 

ſchließenden Teilen vor der Kriegserklärung in Kraft geweſen ſind, treten vor— 
behaltlich abweichender Beſtimmungen des Friedensvertrags und ſeiner Zuſatz⸗ 
verträge bei deren Ratifikation mit der Maßgabe wieder in Kraft, daß, ſoweit 
ſie für eine beſtimmte Zeit unkündbar ſind, dieſe Zeit um die Kriegsdauer ver⸗ 
längert wird. 

Artikel 10. 
; Die Verträge, Abkommen und Vereinbarungen, an denen außer den ver⸗ 
tragſchließenden Teilen dritte Mächte beteiligt ſind, treten zwiſchen den beiden 
Teilen vorbehaltlich abweichender Beſtimmungen des Friedensvertrags bei deſſen 
Ratifikation wieder in Kraft. Auf die mit ſolchen Kollektivverträgen in Zu— 
Jammenhang ſtehenden Einzelverträge zwiſchen den beiden Teilen findet die Be— 
ſtimmung des Artikel 9 über die Verlängerung der Geltungsdauer keine Anwendung. 


— 


Artikel 11. 

Wegen der Einzelverträge und Kollektivverträge politiſchen Inhalts be— 
halten ſich die vertragſchließenden Teile ihre Stellungnahme bis nach Abſchluß 
des allgemeinen Friedens vor. | ER 
8 Artikel 12. | 

Die vertragſchließenden Teile werden tunlichſt bald Verträge zur Regelung 
ihrer Rechtsbeziehungen, insbeſondere über die Auslieferung von Verbrechern und 
die ſonſtige Rechtshilfe in Strafſachen, miteinander abſchließen. 


Viertes Kapitel. 
Wiederherſtellung der Privatrechte. 


Artikel 13. 

Alle von einem vertragſchließenden Teile für fein Gebiet erlaſſenen Be- 
ſtimmungen, wonach mit Rückſicht auf den Kriegszuſtand die Angehörigen des 
anderen Teiles in Anſehung ihrer Privatrechte irgendwelcher beſonderen Regelung 
unterliegen, (Kriegsgeſetze) treten mit der Ratifikation des Friedensvertrags außer 
Anwendung. | Ar | 

Als Angehörige eines vertragſchließenden Teiles gelten auch ſolche juriſtiſche 
vee * N‘ die in u Gebiet er a meats find 
Gebiete nicht ihren Sit 8 aren gleich uſtellen, als ſie im Gebiete des anderen 
Teiles den für dieſe Angehörigen geltenden Beſtimmungen unterworfen waren. 


Artikel 14. 32323235 
Über privatrechtliche Schuldverhältniſſe, die durch Kriegsgeſehe orn 
worden ſind, wird nachſtehendes vereinbart. i 
§ 1. 
Die Schuldverhältniſſe werden wiederhergeſtellt, ſoweit ſich nicht aus den 
Wen der Artikel 14 = 18 ein Anderes ergibt. 


a N 2. | | 
Die Beſtimmung des § 1 hindert nicht, daß die Frage, welehen Einfluß 
die durch den Krieg geſchaffenen Zuſtände, insbeſondere die durch Verkehrshinder⸗ 
niſſe oder Handelsverbote herbeigeführte Unmöglichkeit der Erfüllung, auf die 
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Schuldverhältniſſe ausüben, im Gebiete jedes vertragſchließenden Teiles nach den 
dort für alle Landeseinwohner geltenden Geſetzen beurteilt wird. 

Dabei dürfen die Angehörigen des anderen Teiles, die durch Maßnahmen 
dieſes Teiles behindert worden ſind, nicht ungünſtiger behandelt werden als die 
Angehörigen des eigenen Staates, die durch deſſen Maßnahmen behindert worden 
ſind. Auch ſoll derjenige, der durch den Krieg an der rechtzeitigen Bewirkung 
einer Leiſtung behindert war, nicht verpflichtet fem, den dadurch entitandenen‘ 
Schaden zu erſetzen. 


§ 3. 

Geldforderungen, deren Bezahlung im Laufe des Krieges auf Grund von 
Kriegsgeſetzen verweigert werden konnte, brauchen nicht vor Ablauf von drei 
Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrags bezahlt zu werden. Sie find 
von der urſprünglichen Fälligkeit an für die Dauer des Krieges und der an- 
ſchließenden drei Monate ohne Rückſicht auf Moratorien mit fünf vom Hundert 
für das Jahr zu verzinfen; bis zur urſprünglichen Fälligkeit find gegebenenfalls 
die vertraglichen Zinſen zu zahlen. 

Bei Wechſeln oder Schecks hat die Vorlegung zur Zahlung ſowie die 
Proteſterhebung mangels Zahlung innerhalb des vierten Monats nach der Rati— 
fikation des Friedensvertrags oder, ſofern die Vornahme der Handlung innerhalb 
dieſer Friſt infolge von Kriegsereigniſſen nicht möglich iſt, innerhalb eines Monats 
nach dem Wegfall des Hinderniſſes, jedoch ſpäteſtens innerhalb eines Jahres nach 
der Ratifikation zu erfolgen. 


Für die Abwickelung der Außenſtände und ſonſtigen privatrechtlichen Ver⸗ 
bindlichkeiten ſind die ſtaatlich anerkannten Gläubigerſchutzverbände zur Verfolgung 
der Anſprüche der ihnen angeſchloſſenen natürlichen und juriſtiſchen Perſonen als 2 
deren . wechſelſeitig anuertennen und supulaffen. 


Artikel 15. 

Jeder vertragſchließende Teil wird ſofort nach der Ratifikation des Friedens⸗ 
vertrags die Bezahlung ſeiner Verbindlichkeiten, insbeſondere den öffentlichen Schulden⸗ 
dienſt, gegenüber den Angehörigen des anderen Teiles wiederaufnehmen; die vor 
der Ratifikation fällig gewordenen Verbindlichkeiten werden binnen drei Monaten 
nach der Ratifikation bezahlt werden. Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung 
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auf ſolche gegenüber einem Teile beſtehenden Forderungen, die erſt nach der Unter— 
zeichnung des Friedensvertrags auf Angehörige des anderen Teiles übergegangen ſind. 


Artikel 16. 

sei bina und gewerbliche Schutzrechte, Konzeſſionen und Privilegien 
ſowie ähnliche Anſprüche auf öffentlich-rechtlicher Grundlage, die durch Kriegs— 
geſetze beeinträchtigt worden ſind, werden wiederhergeſtellt, ſoweit ſich nicht aus 
dem Artikel 18 ein Anderes ergibt. 

Jeder vertragſchließende Teil wird den Angehörigen des anderen Teiles, 
die aus Anlaß des Krieges eine geſetzliche Friſt für die Vornahme einer zur Be— 
gründung oder Erhaltung eines gewerblichen Schutzrechts erforderlichen Handlung 
verſäumt haben, unbeſchadet wohlerworbener Rechte Dritter für die Nachholung 
der Handlung eine Friſt von mindeſtens einem Jahre nach der Ratifikation des 
Friedensvertrags gewähren. Gewerbliche Schutzrechte der Angehörigen des einen 
Teiles ſollen im Gebiete des anderen Teiles wegen Nichtausübung nicht vor Ab- 
lauf von vier Jahren nach der Ratifikation verfallen. 


Artikel 17. 

Die Friſten für die Verjährung von Rechten ſollen im Gebiete jedes ver: 
tragſchließenden Teiles gegenüber den Angehörigen des anderen Teiles, falls ſie 
zur Zeit des Kriegsausbruchs noch nicht abgelaufen waren, früheſtens ein Jahr 
nach der Ratifikation des Friedensvertrags ablaufen. Das Gleiche gilt von den 
Friſten zur Vorlegung von Zinsſcheinen und Gewinnanteilſcheinen ſowie von aus— 
ER oder ſonſt zahlbar gewordenen Wertpapieren. 


oa Artikel 18. 

Die Tätigkeit der Stellen, die auf Grund von "Auiegägefeben: mit der 
Beaufſichtigung, Verwahrung, Verwaltung oder Liquidation von Vermögens— 
gegenſtänden oder der Annahme von Zahlungen befaßt worden find, ſoll un- 
beſchadet der Beſtimmungen der Artikel 19, 20 55 Maßgabe der nachſtehenden 
Grundſätze abgewickelt werden. 


* gab b 

Die beaufſichtigten, verwahrten oder verwalteten Vermögensgegenſtände find 
auf Verlangen des Berechtigten unverzüglich freizugeben, bis zur Übernahme durch 
den Berechtigten iſt für die Wahrung ſeiner Intereſſen zu ſorgen. 
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Die Beſtimmungen des $ 1 follen wohlerworbene Rechte Dritter nicht be— 
rühren. Zahlungen und ſonſtige Leiſtungen eines Schuldners, die von den im 
Eingang dieſes Artikels erwähnten Stellen oder auf deren Veranlaſſung entgegen— 
genommen worden ſind, ſollen in den Gebieten der vertragſchließenden Teile die 
gleiche Wirkung haben, wie wenn fie der Gläubiger jelbft- empfangen hätte. 

Privatrechtliche Verfügungen, die von den bezeichneten Stellen oder auf 
deren Veranlaſſung oder ihnen gegenüber vorgenommen worden ſind, bleiben mit 
Wirkung für beide Teile aufrechterhalten. 

63, 

Über die Tätigkeit der im Eingang dieſes Artikels erwähnten Stellen, 
insbeſondere über die Einnahmen und Ausgaben, iſt den Berechtigten auf Ver⸗ 
langen unverzüglich Auskunft zu erteilen. 

Erſatzanſprüche wegen der Tätigkeit dieſer Stellen oder wegen der auf ihre 
Veranlaſſung vorgenommenen Handlungen können nur gemäß den Beſtimmungen 
des Artikel 20 geltend gemacht werden. 


Artikel 19. 
Grundſtücke oder Rechte an einem Grundſtück, Bergwerksgerechtſame ſowie 
Rechte auf die Benutzung oder Ausbeutung von Grundſtücken, Unternehmungen 
oder Beteiligungen an einem Unternehmen, insbeſondere Aktien, die infolge von 
Kriegsgeſetzen veräußert oder dem Berechtigten ſonſt durch Zwang entzogen worden 
ſind, ſollen dem früheren Berechtigten auf einen innerhalb eines Jahres nach der 
Ratifikation des Friedensvertrags zu ſtellenden Antrag gegen Rückgewährung der 
ihm aus der Veräußerung oder Entziehung etwa erwachſenen Vorteile frei von 
allen inzwiſchen begründeten Rechten Dritter wieder übertragen werden. 


Fünftes Kapitel. 
Erſatz für Zivilſchäden. 
Artikel 20. 
Der Angehörige eines vertragſchließenden Teiles, der im Gebiete des anderen 
Teiles infolge von Kriegsgeſetzen durch die zeitweilige oder dauernde Entziehung 
von Urheberrechten, gewerblichen Schutzrechten, Konzeſſionen, Privilegien und ähn⸗ 
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lichen Anſprüchen oder durch die Beaufſichtigung, Verwahrung, Verwaltung oder 
Veräußerung von Vermögensgegenſtänden einen Schaden erlitten hat, iſt von dieſem 
Teile in angemeſſener Weiſe zu entſchädigen, ſoweit der Schaden nicht durch 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erſetzt wird. 


Artikel 21. 

Jeder vertragſchließende Teil wird den Zivilangehörigen des anderen Teiles 
die Schäden erſetzen, die ihnen in ſeinem Gebiete während des Krieges oder un— 
mittelbar vor deſſen Ausbruch von den dortigen ſtaatlichen Organen oder der 
Bevölkerung an Leben, Geſundheit, Freiheit oder Vermögen völkerrechtswidrig zu— 
gefügt worden ſind. Dieſe Beſtimmung findet auch Anwendung auf die Schäden, 
welehe die beiderſeitigen Angehörigen als Teilhaber, insbeſondere auch als Aktionäre 
der auf dem Gebiete des anderen Teiles befindlichen Unternehmungen erlitten haben. 


Artikel 22. 

Die nach den Artikeln 20, 21 zu erſetzenden Schäden ſollen von der im 
Artikel 7 bezeichneten Kommiſſion nach Maßgabe der dort vorgeſehenen Be— 
ſtimmungen feſtgeſtellt und innerhalb eines Monats nach der Feſtſtellung bezahlt 
werden. 

: Artikel 23. 

Jeder vertragſchließende Teil wird die von ihm oder ſeinen Verbündeten 
in ſeinem Gebiete bei Angehörigen des anderen Teiles angeforderten Gegenſtände, 
ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, unverzüglich bezahlen. 


. Artikel 24. 

Deutſche, die vor Ausbruch des Krieges in rumäniſchen öffentlichen Dienſten 
aller Art geſtanden haben und aus dieſem Dienſte wegen ihrer Eigenſchaft als 
feindliche Ausländer entlaſſen worden ſind, ſollen auf ihren Antrag mit gleichem 
Rang und gleichen Bezügen wiederangeſtellt oder, ſoweit dies nicht angängig iſt, 
in billiger Weiſe entſchädigt werden. 


Sechſtes Kapitel. 
Austauſch der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten. 
Artikel 25. 
Albͤůer den Austauſch der beiderſeitigen Kriegsgefangenen werden die nach— 
ſtehenden Beſtimmungen getroffen: 
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Die beiderſeitigen Kriegsgefangenen werden in ihr Heimatland entlaſſen 
werden, ſoweit ſie nicht mit Zuſtimmung des Nehmeſtaats in deſſen Gebiete zu 
bleiben oder ſich in ein anderes Land zu begeben wünſchen. 

Der bereits im Gange befindliche Austauſch der dienſtuntauglichen Kriegs- 
gefangenen wird mit möglichſter Beſchleunigung durchgeführt werden. Der Aus- 
tauſch der übrigen Kriegsgefangenen erfolgt tunlichſt bald in beſtimmten, noch 
näher zu vereinbarenden Zeiträumen. 


§ 2, 

Bei der Entlaſſung erhalten die Kriegsgefangenen das ihnen von den Behörden 
des Nehmeſtaats abgenommene Privateigentum ſowie den noch nicht ausbezahlten 
oder verrechneten Teil ihres Arbeitsverdienſtes; dieſe Verpflichtung bezieht ſich 
nicht auf Schriftſtücke militäriſchen Inhalts. 


§ 3. 

Die Aufwendungen jedes Teiles für die dem anderen Teile angehörenden 
Kriegsgefangenen werden in der Weiſe berechnet, daß für die Zeit bis zum 
1. April 1918 in Deutſchland ein Durchſchnittsſatz von 2000 Mark für jeden im 
Offiziersrang ſtehenden und von 1000 Mark für jeden ſonſtigen Kriegsgefangenen, 
in Rumänien ein ſolcher von 2500 Lei für jeden im Offiziersrang ſtehenden 
und von 1250 Lei für jeden fonftigen Kriegsgefangenen zugrunde gelegt wird; 
für die Zeit vom 1. April 1918 ab wird ein täglicher Zuſchlag berechnet, und 
zwar in Deutſchland von 4 und 2 Mark, in Rumänien von 5 und 2,50 Lei. 
Die Bezahlung erfolgt in der Währung des Nehmeſtaats in Teilbeträgen für je 
10 000 Kriegsgefangene, und zwar jedesmal innerhalb einer Woche nach deren 
Entlaſſung. : 

Die Aufwendungen für die in der Gefangenſchaft verſtorbenen ſowie für die 
vor dem 1. März 1918 entlaſſenen Gefangenen werden geſondert berechnet, und 
zwar unter Zugrundelegung der Hälfte der im Abſatz ! aufgeführten Sätze. Die 
Bezahlung erfolgt alsbald nach Vorlage und Anerkennung der Berechnung, ge— 
gebenenfalls unter Ausſetzung der noch aufzuklärenden Fälle, 

Die Koſten der Heimbeförderung der Gefangenen bis zur Grenze ihres 
Heimatſtaats werden von dieſem getragen. 

10 


a= Si = 
§ 4. 

Eine aus je drei Vertretern der beiden Teile zu bildende Kommiſſion foll 
alsbald nach der Ratifikation des Friedensvertrags in Bukareſt zuſammentreten, 
um die Einzelheiten des Austauſches, insbeſondere die im § 1 Abſ. 2 Satz 2 
vorgeſehenen Zeiträume ſowie die Art und Weiſe der Heimbeförderung, feſtzuſetzen 
und die Durchführung der getroffenen Vereinbarungen zu überwachen. 


Artikel 26. 
Über die Heimkehr der beiderſeitigen Zivilangehörigen werden die nach— 
ſtehenden Beſtimmungen getroffen. 


. 

Die beiderſeitigen internierten oder verſchickten Zivilangehörigen werden 
tunlichſt bald unentgeltlich heimbefördert werden, ſoweit ſie nicht mit Zuſtimmung 
des Aufenthaltsſtaats in deſſen Gebiete zu bleiben oder ſich in ein anderes Land 
zu begeben wünſchen. 

Die im Artikel 25 § 4 erwähnte Kommiſſion ſoll die Einzelheiten der 
Heimbeförderung regeln und die Durchführung der getroffenen Vereinbarungen 
überwachen. 

§ 2. 

Die Angehörigen eines Teiles, die bei Kriegsausbruch in dem Gebiete des 
anderen Teiles ihren Wohnſitz oder eine gewerbliche oder Handelsniederlaſſung 
hatten und ſich nicht in dieſem Gebiet aufhalten, können dorthin zurückkehren, 
ſobald ſich der andere Teil nicht mehr im Kriegszuſtand befindet. Die Rückkehr 
kann nur aus Gründen der inneren oder äußeren Sicherheit des Staates verfagt 
werden. 

Als Ausweis genügt ein von den Behörden des Heimatſtaats ausgeſtellter 
Paß, wonach der Inhaber zu den im Abſatz 1 bezeichneten Perſonen gehört; ein 
Sichtvermerk auf dem Paſſe iſt nicht erforderlich. 


Artikel 27. 

Die Angehörigen jedes vertragſchließenden Teiles ſollen im Gebiete des 
anderen Teiles für die Zeit, während deren dort ihr Gewerbe— oder Handels- 
betrieb oder ihre ſonſtige Erwerbstätigkeit infolge des Krieges geruht hat, keinerlei 
Auflagen, Abgaben, Steuern oder Gebühren für den Gewerbe- oder Handels— 
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betrieb oder die ſonſtige Erwerbstätigkeit unterliegen. Beträge, die hiernach nicht 
geſchuldet werden, aber bereits erhoben ſind, ſollen binnen ſechs Monaten nach 
der Ratifikation des Friedensvertrags zurückerſtattet werden. 

Auf Handels- und ſonſtige Erwerbsgeſellſchaften, an denen Angehörige des 
einen Teiles als Geſellſchafter, Aktionäre oder in ſonſtiger Weiſe beteiligt ſind 
und deren Betrieb im Gebiete des anderen Teiles infolge des Krieges geruht hat, 
finden die Beſtimmungen des Abſatz 1 entſprechende Anwendung. 


Artikel 28. 

Jeder vertragſchließende Teil verpflichtet ſich, die auf ſeinem Gebiete be— 
findlichen Grabſtätten der Heeresangehörigen ſowie der während der Internierung 
oder Verſchickung verſtorbenen ſonſtigen Angehörigen des anderen Teiles zu achten 
und zu unterhalten; auch können Beauftragte dieſes Teiles die Pflege und ans 
gemeſſene Ausſchmückung der Grabſtätten im Einvernehmen mit den Landes- 
behörden beſorgen. Die mit der Pflege der Grabſtätten zuſammenhängenden 


Einzelfragen bleiben weiterer Vereinbarung vorbehalten. 
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Siebentes Kapitel. 
Fürſorge für Rückwanderer. 


Artikel 29. 

Den Angehörigen jedes vertragſchließenden Teiles, die aus dem Gebiete 
des anderen Teiles ſtammen, ſoll es während einer Friſt von zehn Jahren nach 
der Ratifikation des Friedensvertrags freiſtehen, im Einvernehmen mit den Be: 
hörden dieſes Teiles nach ihrem Stammland zurückzuwandern. | 

Die zur Rückwanderung berechtigten Perſonen ſollen auf Antrag die Ent- 
laſſung aus ihrem bisherigen Staatsverband erhalten. Auch ſoll ihr ſchriftlicher 
oder mündlicher Verkehr mit den diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretern 
des Stammlandes in keiner Weiſe gehindert oder erſchwert werden. 


Artikel 30. 

Die Rückwanderer ſollen für die ihnen während des Krieges wegen ihrer 
Abſtammung zugefügten Unbilden von dem Aufenthaltsſtaat eine billige Ent⸗ 
ſchädigung erhalten, auch durch die Ausübung des Rückwanderungsrechts keinerlei 
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vermögensrechtliche Nachteile erleiden. Sie ſollen befugt fein, ihr Vermögen zu 
liquidieren und den Erlös ſowie ihre ſonſtige bewegliche Habe mitzunehmen; ferner 
dürfen ſie ihre Pachtverträge unter Einhaltung einer Friſt von ſechs Monaten 
kündigen, ohne daß der Verpächter wegen vorzeitiger Auflöſung des Pacht— 
vertrags Schadenserſatzanſprüche geltend machen kann. ; 


Achtes Kapitel. 
Amneſtie. 
Artikel 31. 
Jeder vertragſchließende Teil gewährt den Angehörigen des anderen Teiles 
Straffreiheit nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen. 
1 
Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den dem anderen Teile angehörenden. 
Kriegsgefangenen für alle von ihnen begangenen gerichtlich oder diſziplinariſch 
ſtrafbaren Handlungen. 
$ 2. 

Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Zivilangehörigen des anderen 
Teiles, die während des Krieges interniert oder verſchickt worden ſind, für die während 
der Internierung oder Verſchickung begangenen gerichtlich oder diſziplinariſch ſtraf— 
baren Handlungen. 

§ 3. | 

Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit allen Angehörigen des anderen Teiles 
für die zu deſſen Gunſten begangenen Straftaten und für Verſtöße gegen die zum 
Nachteil feindlicher Ausländer ergangenen Ausnahmegeſetze. 

§ 4. 

Die in den §§ 1 bis 3 vorgeſehene Straffreiheit erſtreckt ſich nicht auf 

Handlungen, die nach der Ratifikation des Friedensvertrags begangen werden. 


Artikel 32. 
Die vertragſchließenden Teile gewähren ihren eigenen Angehörigen Straf- 
freiheit nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen. 
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§ 1. 

Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Angehörigen ſeiner bewaffneten 
Macht in Anſehung der Arbeiten, die ſie als Kriegsgefangene des anderen Teiles 
geleiſtet haben. Das Gleiche gilt für die von den beiderſeitigen Zivilangehörigen 
während ihrer Internierung oder Verſchickung geleiſteten Arbeiten. 


§ 2. 

Rumänien gewährt volle Straffreiheit feinen Angehörigen für ihr politiſches 
oder auf politiſchen Gründen beruhendes militäriſches Verhalten während der 
Dauer des Krieges. 

5 Artikel 33. 

Soweit nach den Beſtimmungen der Artikel 31, 32 Straffreiheit gewährt 
wird, werden neue Strafverfahren nicht eingeleitet, die anhängigen Strafverfahren 
eingeſtellt und die erkannten Strafen nicht vollſtreckt. 

Kriegsgefangene, die ſich wegen Kriegs- oder Landesverrats, vorſätzlicher 
Tötung, Raubes, räuberiſcher Erpreſſung, vorſätzlicher Brandſtiftung oder Sitt- 
lichkeitsverbrechen in Unterfuchungs- oder Strafhaft befinden, können bis zu ihrer 
Entlaſſung, die möglichſt mit dem erſten Austauſch der Dienſttauglichen zu er⸗ 
folgen hat, in Haft behalten werden. Auch behält ſich Deutſchland bis zum 
Abſchluß des allgemeinen Friedens das Recht vor, gegenüber Perſonen, denen es 
Straffreiheit gewährt, die im Intereſſe ſeiner militäriſchen Sicherheit erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. jo. rg 

Über Perſonen, denen Straffreiheit gewährt wird, und über ihre Familien 
dürfen auch ſonſtige Rechtsnachteile nicht verhängt werden; ſoweit dies bereits 
geſchehen iſt, ſind ſie in den früheren Stand wiedereinzuſetzen. 


Neuntes Kapitel. 
Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Flußfahrzeuge 
und ſonſtigen Verkehrsmittel. . 
Artikel 34. 
Flußfahrzeuge, die ſich im Eigentum von Angehörigen eines vertrag— 


ſchließenden Teiles befinden und in die Gewalt des anderen Teiles geraten ſind, 
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jollen zurückgegeben oder, ſoweit fie nicht mehr vorhanden find, in Geld erſetzt 
werden; für die Zeit von der Entziehung des Fahrzeugs bis zur Rückgabe oder 
Erſatzleiſtung iſt Entſchädigung zu gewähren. 

Die Beſtimmungen des Abſatz 1 finden auch Anwendung auf die dem 
Warenverkehr dienenden ſtaatlichen Flußfahrzeuge eines Teiles, die ſich bei Aus- 
bruch des Krieges auf dem Gebiete des anderen Teiles befanden, ſowie auf alle 
für einen ſolchen Verkehr von einem Teile oder ſeinen Angehörigen unmittelbar 
oder mittelbar gemieteten Flußfahrzeuge. 

Die Koſten für die Hebung und Inſtandſetzung verſenkter Flußfahrzeuge 
der in Abſatz 1, 2 bezeichneten Art find von dem Teile zu erſtatten, in deſſen 
Intereſſe die Verſenkung erfolgt iſt. 


Artikel 35. 

Kauffahrteiſchiffe eines vertragſchließenden Teiles, die ſich bei Ausbruch des 
Krieges in einem Hafen des anderen Teiles befanden, ſowie deren Ladungen 
ſollen nach den im Artikel 34 für Flußfahrzeuge vorgeſehenen Beſtimmungen be— 
handelt werden. 

Artikel 36. 

Das im Eigentum eines vertragſchließenden Teiles oder ſeiner Angehörigen 
ſtehende Eiſenbahnmaterial, das ſich bei Ausbruch des Krieges auf dem Gebiete 
des anderen Teiles befand, ſoll unverſehrt zurückgegeben oder, ſoweit dies nicht 
möglich iſt, in Geld erſetzt werden; für die Zeit von der Entziehung des 
Materials bis zur Rückgabe oder Erſatzleiſtung iſt Entſchädigung zu gewähren. 


Artikel 37. 

Alsbald nach der Ratifikation des Friedensvertrags ſoll zur Durchführung 
der in den Artikeln 34 bis 36 enthaltenen Beſtimmungen eine Kommiſſion aus 
je einem Vertreter der beiden Teile und einem neutralen Obmann in Bukareſt 
zuſammentreten; um die Bezeichnung des Obmanns wird der Schweizeriſche 
Bundespräſident gebeten werden. 

Die Kommiſſion hat insbeſondere die Frage, ob im Einzelfall die Voraus— 
ſetzungen für die Rückgabe oder den Erſatz der Verkehrsmittel oder für die Zahlung 
einer Entſchädigung vorliegen, zu entſcheiden und die Höhe der zu zahlenden Be— 
träge, und zwar in der Währung des empfangenden Staates, feſtzuſetzen. Die 
Beträge ſind innerhalb eines Monats nach der Feſtſetzung der Regierung dieſes 
Staates für Rechnung der Berechtigten zur Verfügung zu ſtellen. 
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Zehntes Kapitel. 
Deutſche Kirchengemeinden und Schulen. 
Artikel 38. 

Die deutſchen Kirchengemeinden und die deutſchen Schulen in Rumänien 
ſollen dort als zu Recht beſtehend anerkannt und zur Verfolgung ihrer Rechte 
vor Gericht zugelaſſen werden; auch können ſie Grundſtücke in der für ihre 
Zwecke erforderlichen Ausdehnung erwerben. 


Artikel 39. 

Die im Artikel 38 bezeichneten Kirchengemeinden und Schulen ſollen alle 
Rechte behalten, die ihnen rumäniſcherſeits vor dem Kriege gewährt worden ſind; 
auch werden ſie auf dem Gebiete der Beſteuerung nicht ungünſtiger als rumäniſche 
Anſtalten behandelt werden. 

Unbeſchadet der von Rumänien ausgeübten Staatsaufſicht ſoll den Kirchen— 
gemeinden und Schulen das Recht zuſtehen, ihre Verwaltung ſowie die Anſtellung 
ihrer Geiſtlichen, Schulleiter und Lehrkräfte, und zwar ohne Rückſicht auf die 
Staatsangehörigkeit, ſelbſtändig zu regeln, den Schulen auch das Recht, über 
ihre Unterrichtsſprache, Unterrichtspläne und ſonſtigen Schuleinrichtungen nach 
eigenem Ermeſſen zu befinden. eG 


Artifel 40. 

Alle Rechte und Vergünſtigungen, die einer dritten Macht oder deren An— 
gehörigen hinſichtlich der Errichtung, der Unterhaltung und der Beſteuerung von 
Kirchengemeinden oder von Schulen und Lehranſtalten aller Art erteilt werden, 
ſollen ohne weiteres auch Deutſchland und ſeinen Angehörigen zuſtehen. In dieſer 
Beziehung ſollen die Zugeſtändniſſe, die dem einen Glaubensbekenntnis gemacht 
werden, in gleicher Weiſe für jedes andere Glaubensbekenntnis gelten. 


Artikel 41. 

Rumänien verpflichtet ſich, den deutſchen Kirchengemeinden und den deutſchen 
Schulen die ihnen weggenommenen Vermögenswerte zurückzugeben oder, ſoweit 
dies nicht möglich iſt, zu erſetzen. Auch ſind ihnen etwaige andere durch den 
Krieg entſtandene Schäden in gleichem Umfang wie Deutſchen zu vergüten. 
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Elftes Kapitel. | 
Sicherſtellung der finanziellen Verpflichtungen Rumäniens. 
Artikel 42. 

Rumänien erklärt ſich nach eingeholter Zuſtimmung der Rumanifehen National: - 
bank damit einverſtanden, daß die bei der Deutſchen Reichsbank eingezahlten Gut- 
haben und Depots der Nationalbank unter Aufrechterhaltung der darüber während 
der Zwangsverwaltung getroffenen Anordnungen und unter Ausſchluß von Schadens— 
erſatzanſprüchen als Sicherheit für den öffentlichen Schuldendienſt Rumäniens 
gegenüber den Angehörigen Deutſchlands auf die Dauer von fünf Jahren und, 
ſofern Rumänien mit einer Rate in Verzug gerät, auf die Dauer von zehn Jahren 
verhaftet bleiben, auch nötigenfalls zur Einlöſung fälliger Zinsſcheine und aus— 


geloſter Stücke herangezogen werden können. 


Artikel 43. 
Binnen vier Wochen nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags werden 
Vertreter der vertragſchließenden Teile in Berlin zuſammentreten, um wegen der 
Erfüllung und weiteren Sicherſtellung der finanziellen Verpflichtungen Rumäniens 


nähere Vereinbarungen zu treffen. 


Zwölftes Kapitel. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 44. 
Dieſer Zuſatzvertrag, der einen weſentlichen Beſtandteil des Friedensvertrags 
bildet, ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen zugleich mit den Rati— 
fikationsurkunden des Friedensvertrags ausgetauſcht werden. 


Artikel 45. 
Der Zuſatzvertrag tritt, ſoweit darin nicht ein Anderes beſtimmt iſt, 
gleichzeitig mit dem Friedensvertrag in Kraft. 
Zur Ergänzung des Zuſatzvertrags, insbeſondere zum Abſchluß der darin 
vorbehaltenen weiteren Vereinbarungen, werden binnen vier Monaten nach der 
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Ratifikation Vertreter der vertragſchließenden Teile in Berlin zuſammentreten. 
Dabei ſoll auch die Anwendung der Beſtimmungen des Zuſatzvertrags auf die 
deutſchen Schutzgebiete geregelt werden. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Zuſatzvertrag unter— 
zeichnet und mit amtlichen Siegeln verſehen. 


Ausgefertigt in doppelter Urſchrift in Bukareſt am 7. Mai 1918. 


R. v. Kühlmann. A. Marghiloman. 
von Koerner. C. C. Arion. 
Kriege. J. Papiniu. 

Hell. M. Burghele. 
Bene. 


Denkſchrift. 


Die mit der Ukraine und mit Rußland abgeſchloſſenen Waffenſtillſtands⸗ und 
Friedensverträge hatten zur Folge, daß auch das nunmehr völlig iſolierte Rumänien 
in entſprechende Verhandlungen mit den Zentralmächten eintreten mußte. Auf 
den am 9. Dezember 1917 in Focfani abgeſchloſſenen Waffenſtillſtandsvertrag 
folgten die in der Anlage 1 enthaltenen, in Buftea vereinbarten Friedens-Prä⸗ 
liminarien vom 5. März 1918, worin ſich Rumänien zur Abtretung der Dobrudſcha 
an die Zentralmächte, zur Annahme der von Oſterreich-Ungarn geforderten Grenz— 
berichtigungen, zur Demobiliſierung eines Teiles ſeiner Armee ſowie zum als— 
baldigen Abſchluß des endgültigen Friedens verpflichtete. 

Auf Grund dieſer Friedens⸗Präliminarien haben ſodann, nach Bildung eines 
deutſchfreundlichen rumäniſchen Miniſteriums, die Friedensverhandlungen zwiſchen 
den Zentralmächten und Rumänien in Bukareſt ſtattgefunden und am 7. Mai 1918 
zur Unterzeichnung des Friedens geführt. Die Verhandlungen haben einen Zeit- 
raum von über zwei Monaten in Anſpruch genommen, weil einerſeits der auf 
politiſchem, wirtſchaftlichem, rechtlichem und finanziellem Gebiete liegende Stoff 
beſonders umfangreich war, und weil andererſeits bei dieſer Gelegenheit auch die 
verſchiedenen Intereſſen der Verbündeten in Rumänien ausgeglichen werden mußten. 

Das Vertragswerk zerfällt in drei Teile: in den gemeinſam abgeſchloſſenen 
politiſchen Friedensvertrag, die wirtſchaftspolitiſchen Zuſatzverträge der einzelnen 
Mächte ſowie die rechtspolitiſchen Einzelverträge, die zugleich im weſentlichen die 
finanziellen Verpflichtungen Rumäniens enthalten. 

Im einzelnen iſt zu dem Friedensvertrag ſowie zu den deutſch-rumäniſchen 
wirtſchafts⸗ und rechtspolitiſchen Zuſatzverträgen nachſtehendes zu bemerken. 


Bussi. 
Der Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland, Öfterreich-Ungarn, 
Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänien andererſeits. 

Der Friedensvertrag behandelt die politiſchen Materien, die von den Ver— 

bündeten Mächten auf Grund des Bündnisverhältniſſes gemeinſam und einheitlich 
zu regeln waren. Dahin gehören zunächſt die Beendigung des Kriegszuſtandes 
ſowie die damit unmittelbar zuſammenhängenden Fragen der Demobiliſierung der 
rumäniſchen Streitkräfte und der Räumung der beſetzten Gebiete. Außerdem waren 
von den Verbündeten die Forderungen auf Gebietsabtretungen, auf Kriegsent— 
ſchädigungen, auf Regelung der Donauſchiffahrt und auf Gleichſtellung der Re— 
ligionsbekenntniſſe in Rumänien gemeinſam zu vertreten. Dagegen verweiſt der 
Friedensvertrag, ebenſo wie der Friedensvertrag mit der Ukraine und mit Ruß— 
land, die wirtſchaftlichen und rechtlichen Fragen, bei denen vielfach geſonderte In— 
tereſſen der Verbündeten in Betracht kommen, in die einzelnen Zuſatzverträge. 
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Erſtes Kapitel. 

Wie die Friedensverträge mit der Ukraine und mit Rußland wird auch der 
Friedensvertrag mit Rumänien durch eine Beſtimmung eingeleitet, worin die ver— 
tragſchließenden Teile den Kriegszuſtand zwiſchen ihnen für beendet erklären und 
zugleich ihre Abſicht bekunden, künftig in freundſchaftlichen Beziehungen miteinander 
zu leben. Als unmittelbare Folge der Beendigung des Kriegszuſtandes wird ſo— 
dann die Wiederaufnahme der diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen ver- 
einbart, wobei jedoch die Beſtimmungen über die Zulaſſung der konſulariſchen 
Vertreter den Zuſatzverträgen vorbehalten werden. 


Zweites Kapitel. 


Rumänien hatte ſich bereits in den Friedens-Präliminarien verpflichtet, 
mindeſtens acht Diviſionen ſofort zu demobiliſieren, auch die Demobiliſierung der 
übrigen Teile ſeiner Armee vorzunehmen, ſobald der Frieden zwiſchen Rumänien 
und Rußland hergeſtellt fein wird. Nähere Beſtimmungen über die Demobili- 
ſierung ſind ſodann am 8. März in Focſani durch ein Abkommen zwiſchen den 
beiderſeitigen Kommandoſtellen getroffen worden. Auf dieſer Grundlage wird die 
Durchführung der Demobilmachung nunmehr eingehend geregelt. Die Einzel— 
beſtimmungen, die bereits mit der Unterzeichnung des Friedensvertrags in Kraft 
treten, zielen darauf hin, eine militäriſche Aktion Rumäniens gegen die Verbün— 
deten Mächte für die Dauer des gegenwärtigen Krieges unmöglich zu machen, 
zugleich aber den aus der ungeklärten Lage in Beßarabien ſich ergebenden mili- - 
täriſchen Intereſſen Rumäniens Rechnung zu tragen. 

Dementſprechend wird Rumänien im Artikel IV das Recht eingeräumt, zwei 
Infanterie-Diviſionen ſowie zwei Kavallerie-Diviſionen vorläufig noch auf Kriegs— 
ſtärke zu belaſſen. Fünf Diviſionen ſind gemäß dem erwähnten Abkommen vom 
8. März auf den Stand von Kadre-Divifionen, acht Diviſionen auf verringerten 
Friedensſtand zurückzuführen; alle übrigen Teile der rumäniſchen Armee ſind 
aufzulöſen. 

Um die endgültige Durchführung der Demobilmachung oder Auflöſung der 
Truppenteile zu gewährleiſten, ſind die dabei verfügbar werdenden Ausrüſtungsbeſtände 
nach Artikel V aus der Moldau in das beſetzte rumäniſche Gebiet zu verbringen, 

wo ſie bis zum Abſchluß des allgemeinen Friedens unter der Aufſicht des Ober— 
kommandos des Beſetzungsheers von rumäniſchen Depot-Truppen aufbewahrt werden 
ſollen. Während der Zeit, wo noch Streitkräfte der Verbündeten Mächte in dem 
beſetzten Gebiete ſtehen, dürfen die demobiliſierten rumäniſchen Kadres dorthin 
nicht zurückkehren. Dagegen ſoll nach Artikel VI den demobiliſierten Mannſchaften 
und Reſerveoffizieren die Rückkehr in die Heimat geſtattet fein; das Gleiche 
gilt auch für die aktiven Offiziere, ſofern fic) das Oberkommando des Beſetzungs— 
heers damit einverſtanden erklärt. Für die Verbindung zwiſchen den Beſetzungs— 
truppen und den rumäniſchen Truppen in der Moldau wird durch die Beſtimmung 
des Artikel VII Sorge getragen. 
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Bei der Demobiliſierung der rumäniſchen Fluß- und Seeſtreitkräfte werden 
die rumäniſchen Intereſſen in der gleichen Weiſe wie bei der Demobiliſierung der 
Armee berückſichtigt, dergeſtalt, daß nach Artikel VIII Abſ. 1 die Demobiliſierung 
erſt nach weiterer Klärung der Verhältniſſe in Beßarabien zu erfolgen braucht. 
Im Intereſſe einer baldigen Wiederbelebung des Handelsverkehrs wird hiervon 
im Artikel VIII Abſ. 2 inſofern eine Ausnahme gemacht, als nach der Unter⸗ 
zeichnung des Friedensvertrags alle für Zwecke der Strompolizei erforderlichen 
Flußſtreitkräfte den Organen der Strompolizei und alle auf dem Schwarzen Meere 
zum Schutze der Handelsſchiffahrt oder zum Minenräumen verwendbaren See— 
ſtreitkräfte der Nautifch- Lechnifchen Schwarze Meer-Kommiſſion zur Verfügung 
zu ſtellen ſind. Den Intereſſen des Handelsverkehrs dient ferner die Beſtimmung 
des Artikel IX, wonach ſowohl in der Armee wie in der Marine bei der Demo— 
biliſierung in der Linie die früher im Hafenbetrieb oder in der Schiffahrt tätig 
geweſenen Mannſchaften entlaſſen werden ſollen. 


Drittes Kapitel. 

Die von Rumänien gemäß den Friedens-Präliminarien abzutretende Dobrudſcha 
wird im Artikel X des Friedensvertrags in einen ſüdlichen und einen nördlichen 
Teil zerlegt. Der ſüdliche Teil, der das im Bukareſter Friedensvertrag von 
1913 an Rumänien gefallene bulgariſche Gebiet nebſt einer im Norden bis an 
den Trajanswall heranreichenden Grenzerweiterung umfaßt, wird an Bulgarien 
abgetreten. Dagegen verbleibt der nördliche Teil, der im Norden durch den ſüd— 
lichen Arm der Donau, den St. Georgsarm, begrenzt wird, bis auf weiteres im 
gemeinſamen Beſitze der Verbündeten Mächte, die ſich nach Erledigung einiger 
zwiſchen ihnen noch ſchwebenden Fragen über das endgültige Schickſal dieſes Ge— 
biets auseinanderſetzen werden. Die Verbündeten übernehmen ihrerſeits die Ver— 
pflichtung, dafür zu ſorgen, daß Rumänien einen geſicherten Handelsweg nach 
dem Schwarzen Meere über Cernavoda-Konſtanza erhält. 

Im Artikel XT wird die von Rumänien ebenfalls in den Friedens-Prälimi— 
narien grundſätzlich zugeſtandene Grenzberichtigung zugunſten Oſterreich-Ungarns 
näher beſtimmt. Dieſe Grenzberichtigung bezweckt nicht einen eigentlichen Land— 
erwerb, ſondern eine ſtrategiſche Verbeſſerung der Grenzlinie, die das Gebiet der 
Monarchie vor einer Wiederholung des im Auguſt und September 1916 erfolgten 
Überfalls ſchützen ſoll. Die Grenze iſt im allgemeinen nur ſoweit vorgeſchoben 
worden, daß die beherrſchenden Höhen der Grenzgebirge Ungarn zufallen, und daß 
insbeſondere die wichtigſten Abergangspunkte militäriſch geſichert find. Ein größeres 
Landſtück wird lediglich durch die Abkürzung der Grenze in der ſogenannten Drei— 
länderecke von Rumänien abgetrennt. 

Nach Artikel XII geht das in den abgetretenen Gebieten befindliche Staats— 
eigentum laſtenfrei, aber unter Wahrung der darauf ruhenden Privatrechte, auf 
die erwerbenden Staaten über. Auch ſollen ſich aus der früheren Zugehörigkeit 
der abgetretenen Gebiete zu Rumänien weder für dieſe ſelbſt noch für die er— 
werbenden Staaten irgend welche Verpflichtungen ergeben, ſo daß insbeſondere die 
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rumäniſche Staatsſchuld unvermindert von dem Rumäniſchen Staate zu tragen iſt. 
Eine Reihe von Einzelfragen, die bei Gebietsabtretungen geregelt zu werden pflegen 
und die im Artikel XI Abſ. 3 aufgeführt ſind, bleiben beſonderen Vereinbarungen 
vorbehalten; nur wird Rumänien ſchon jetzt verpflichtet, alsbald nach der Unter- 
zeichnung des Friedensvertrags die aus den abgetretenen Gebieten ſtammenden Offi- 
ziere und Mannſchaften, wenn dieſe darum nachſuchen, in ihre Heimat zu entlaſſen. 


Viertes Kapitel. 


Ebenſo wie in den Friedensverträgen mit der Ukraine und mit Rußland wird 
auch Rumänien gegenüber im Artikel XIII auf die Zahlung von Kriegskoſten ver- 
zichtet. Dagegen wird der Verzicht nicht, wie dies gegenüber der Ukraine und Ruß— 
land geſchehen iſt, auch auf die Kriegsſchäden ausgedehnt; ihre Regelung bleibt 
vielmehr befonderen Vereinbarungen vorbehalten. Im Verhältnis zwiſchen Deutjch- 
land und Rumänien iſt dieſe Regelung im Zweiten Kapitel des rechtspolitiſchen 
Zuſatzvertrags erfolgt. 


Fünftes Kapitel. 

Bei den Verhandlungen über die Räumung der beſetzten Gebiete handelte 
es ſich darum, zwiſchen den durch die Fortdauer des Krieges mit den Weſtmächten 
bedingten Intereſſen der Verbündeten Mächte und den auf einen möglichſt baldigen 
Wiederaufbau der Landesverwaltung gerichteten Intereſſen Rumäniens einen Aus— 
gleich zu finden. Es verſtand ſich unter den obwaltenden Verhältniſſen von ſelbſt, 
daß die Verbündeten einſtweilen auf die militäriſche Beſetzung der eroberten Teile 
des Landes noch nicht verzichten können. Dagegen lag für fie nicht die Not- 
wendigkeit vor, während der Beſetzung des Landes auch die geſamte Zivilverwaltung 
in der Hand zu behalten; vielmehr kam es für ſie nur darauf an, bei der Über⸗ 
gabe der Zivilverwaltung an die rumäniſchen Behörden die Zwecke der Beſetzung 
durch eine genaue Abgrenzung der beiderſeitigen Befugniſſe ſicherzuſtellen und ins- 
beſondere auch Vorſorge dafür zu treffen, daß der ungeſtörte Bezug der für die 
Kriegführung wichtigen Landesprodukte gewährleiſtet bleibt. i 

Dementſprechend wird der Zeitpunkt der Räumung im Artikel XIV einer 
ſpäteren Vereinbarung vorbehalten, jedoch für die Stärke des Beſetzungsheers eine 
Höchſtgrenze feſtgeſetzt. Bis zur Räumung ſind zwei verſchiedene Zeiträume zu 
unterſcheiden: die Zeit von der Unterzeichnung bis zur Ratifikation des Friedens- 
vertrags und ſodann die Zeit von der Ratifikation bis zur Räumung. In der 
zuerſt bezeichneten Periode, wo das Inkrafttreten des Friedensvertrags noch in 
der Schwebe iſt, bleibt die gegenwärtige Okkupationsverwaltung mit den von ihr 
bisher ausgeübten Befugniſſen grundſätzlich beſtehen. Um indes der Rumäniſchen 
Regierung alsbald Gelegenheit zu geben, die ſpätere Wiederaufnahme der Zivil— 
verwaltung vorzubereiten, ift ihr im Artikel XV die Befugnis zugeſtanden worden, 
von der Unterzeichnung des Friedensvertrags an den Beamtenkörper der beſetzten 
Gebiete durch Neuernennungen und Entlaſſungen von Beamten zu ergänzen. 
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In der zweiten, zwiſchen der Ratifikation des Friedensvertrags und. der 
Räumung liegenden Periode wird die Zivilverwaltung im allgemeinen wieder von 
der Rumäniſchen Regierung ausgeübt. Dabei ſind indes eine Reihe wichtiger 
Vorbehalte gemacht worden. 

1. Zunächſt ſoll nach Artikel XVII Abſ. 1 auf den Wunſch der Rumäni⸗ 
ſchen Regierung den einzelnen Rumäniſchen Miniſterien je ein Zivilbeamter der 
gegenwärtigen Okkupationsverwaltung beigeordnet werden, der vermöge ſeiner 
Kenntnis der während der Beſetzung getroffenen Anordnungen in der Lage iſt, 
den Übergang der Zivilverwaltung zu erleichtern; dieſen Zivildelegierten muß 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe ſelbſtverſtändlich Gelegenheit gegeben werden, ſich 
über die von den rumäniſchen Zentralſtellen erlaſſenen allgemeinen Anordnungen 
zu unterrichten und gegebenenfalls ihre etwaigen Bedenken gegen ſolche An— 
ordnungen geltend zu machen. Ferner ſoll nach Artikel XVII Abſ. 2 in allen 
Fällen, wo es ſich um die Sicherheit des beſetzten Gebiets oder um die Sicher— 
heit, den Unterhalt und die Verteilung der Beſetzungstruppen handelt, die Be— 
fehlsgewalt der Organe des Beſetzungsheers der rumäniſchen Regierungsgewalt 
vorgehen, dergeſtalt, daß die rumäniſchen Behörden den in dieſer Hinſicht von 
den Befehlshabern des Beſetzungsheers erlaſſenen Anordnungen Folge zu leiſten 
haben. Eine weitere Beſchränkung der rumäniſchen Regierungsgewalt wird da— 
durch bedingt, daß die Intereſſen der Verbündeten Mächte es einſtweilen noch 
verbieten, die Verwaltung der Verkehrseinrichtungen, insbeſondere der Eiſenbahnen, 
der Poſt und der Telegraphen, aus der Hand zu geben; nach Artikel XVII Abſ. 3 
ſoll daher die gegenwärtige militäriſche Verwaltung dieſer Einrichtungen bis auf 
weiteres beſtehen bleiben und ihre Benutzung durch die Behörden und die Be— 
völkerung Rumäniens beſonders geregelt werden. Schließlich läßt die Steigerung 
des Geldumſatzes zwiſchen den Verbündeten Mächten und Rumänien, die einerſeits 
von der Ausfuhr der Landesprodukte, andererſeits von der Erfüllung der im Friedens— 
vertrag und feinen Zuſatzverträgen rumäniſcherſeits übernommenen finanziellen Ver— 
pflichtungen zu erwarten iſt, eine Mitwirkung des Oberkommandos des Beſetzungsheers 
bei der Regelung des rumäniſchen Geld- und Zahlungsverkehrs erwünſcht erſcheinen; 
dieſe gemäß Artikel XVII Abſ. 4 in einer beſonderen Vereinbarung zu regelnde 
Mitwirkung wird ſich in erſter Linie auf Valutafragen beziehen und ſoll nicht 
etwa die Unabhängigkeit der Finanzgebarung des Rumäniſchen Staates beeinträchtigen. 

2. Mit der Zivilverwaltung geht auch die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
in vollem Umfang wieder auf die rumäniſchen Behörden über. Aus der Er 
territorialität des Beſetzungsheers ergibt ſich aber die im Artikel XVIII Abſ. 2 
ausdrücklich anerkannte Folge, daß die Heeresangehörigen der Gerichtsbarkeit und 
ebenſo auch der Polizeigewalt der Verbündeten Mächte unterworfen bleiben. 
Im Intereſſe der Sicherheit und des Anſehens des Beſetzungsheers beſtimmt 
ferner der Artikel XVIII Abſ. 3 Satz 1, daß die gegen dieſes Heer gerichteten 
ſtrafbaren Handlungen von deſſen Militärgerichtsbarkeit und nicht von den rumä— 
niſchen Gerichten abgeurteilt werden; die gleiche Gerichtsbarkeit ſoll auch für die 
Beſtrafung von Zuwiderhandlungen gegen ſolche Anordnungen zuſtändig ſein, 
die von der Okkupationsverwaltung erlaſſen ſind und nach der im Artikel XXII 
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Abſ. 1 vorgeſehenen Vereinbarung über den Abbau dieſer Anordnungen einft- 
weilen noch in Kraft bleiben. Schließlich wird die rumäniſche Gerichtsbarkeit 
vorübergehend noch dadurch eingeſchränkt, daß die von der Okkupationsverwal⸗ 
tung zur Aufrechterhaltung einer geordneten Rechtspflege eingeſetzten beſonderen 
Gerichte ihre Tätigkeit nach Artikel XVIII Abſ. 3 Satz 2 noch ſo lange 
fortſetzen, bis ſie die vor der Ratifikation des Friedensvertrags übernommenen 
Angelegenheiten zu Ende geführt haben; die bereits ergangenen oder noch er— 
gehenden Entſcheidungen dieſer Gerichte werden ſelbſtverſtändlich in Anſehung ihrer 
Rechtskraft und ihrer Vollſtreckbarkeit die gleichen Wirkungen wie die Entfchei- 
dungen rumäniſcher Gerichte haben. 

3. Nach dem Fortfall der bisherigen Kampffront wird der Verkehr zwiſchen 
den beſetzten und den nichtbeſetzten Gebieten wieder aufleben; insbeſondere werden die 
Teile der Bevölkerung, die beim Herannahen der verbündeten Truppen in die Moldau ge- 
flüchtet waren, den Wunſch haben, tunlichſt bald in die Heimat zurückzukehren. Zur Ver— 
meidung von Unzuträglichkeiten bedarf dieſer Verkehr einer beſonderen Regelung, die nach 
Artikel XIX im Einvernehmen zwiſchen der Rumäniſchen Regierung und dem 
Oberkommando des Beſetzungsheers zu treffen iſt und ſomit eine Mitwirkung des 
Oberkommandos bei der Kontrolle über die Rückwanderer ermöglicht; auch ſoll, 
um eine übermäßige Inanſpruchnahme der Vorräte der beſetzten Gebiete zu ver— 
hindern, die Rückwanderung dahin nur in dem Maße zugelaſſen werden, als 
gleichzeitig eine entſprechende Einfuhr von Lebensmitteln aus der Moldau oder 
aus Beßarabien erfolgt. 

4. Nach Artikel XX verzichten die Verbündeten Mächte mit der Über— 
gabe der Zivilverwaltung an die rumäniſchen Behörden im allgemeinen auf die 
Vornahme von Requifitionen, behalten aber dem Oberkommando des Beſetzungs— 
heers das Requiſitionsrecht für diejenigen Landesprodukte vor, deren Erwerb im 
Intereſſe ihrer Kriegswirtſchaft unbedingt ſichergeſtellt werden muß. Es handelt 
ſich hierbei in erſter Linie um die wichtigſten landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe des 
laufenden Jahres ſowie um die Holz: und Petroleumproduktion während der 
ganzen Dauer der Beſetzung; dieſe Gegenſtände unterliegen nach Artikel XX Abſ. 2, 
ebenſo wie bisher, dem unmittelbaren militäriſchen Requiſitionsrecht, wobei dem 
Oberkommando zugleich die Befugnis zuſteht, ihre Gewinnung, Verarbeitung, Be: 
förderung und Verteilung unter gebührender Berückſichtigung des rumäniſchen 
Inlandsbedarfs ſelbſtändig zu regeln. Daneben hat das Oberkommando nach 
Artikel XX Abſ. 3 ein mittelbares, d. h. durch Vermittelung der rumäniſchen 
Behörden auszuübendes Requiſitionsrecht für alle Gegenſtände, die den Bedürf— 
niſſen des Beſetzungsheers dienen oder von Rumänien nach den mit ihm ge— 
troffenen anderweitigen Vereinbarungen, insbeſondere dem Wirtſchaftsabkommen 
(vgl. S. 58), an die Verbündeten Mächte zu liefern find; ſollten die rumäniſchen 
Behörden dem Erſuchen des Oberkommandos um die Vornahme ſolcher Requi- 
ſitionen nicht nachkommen, fo müßte naturgemäß das bisherige unmittelbare mi- 
litäriſche Requiſitionsrecht wieder eintreten. Die nach der Ratifikation des Friedens- 
vertrags requirierten, für die Ausfuhr aus Rumänien beſtimmten Gegenſtände 
werden, wie der Artikel XXI ausdrücklich beſtimmt, von den Verbündeten Mächten 
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aus eigenen Mitteln bezahlt werden. Dagegen erfolgen die für das Beſetzungs— 
heer vorgenommenen Requiſitionen auf Koſten Rumäniens, da dieſem alle Koſten 
des Unterhalts des Beſetzungsheers zur Laſt fallen. 

Die Wiedereinführung der rumäniſchen Zivilverwaltung erfordert, abgeſehen 
von den vorſtehend aufgeführten Vorbehalten, noch die Regelung einer derart 
großen Anzahl von Einzelfragen, daß eine beſondere Vereinbarung hierüber vorbehalten 8 
bleiben mußte, dabei wird es ſich namentlich um eine Auseinanderſetzung wegen 
der Aufhebung oder der weiteren Geltung der von der Okkupationsverwaltung 
erlaſſenen Anordnungen handeln. Nur einige beſonders wichtige Punkte werden 
im Artikel XXII bereits endgültig geregelt; unter anderem wird hier die all— 
gemeine Beſtimmung getroffen, daß die auf Grund von Anordnungen der Okkupations— 
verwaltung erworbenen Rechte Dritter aufrechterhalten bleiben. Hieraus ergibt ſich 
beiſpielsweiſe, daß alle Perſonen, die bei der im beſetzten Gebiete zur Vergeltung 
angeordneten Liquidation feindlicher Unternehmungen Vermögenswerte erworben 
haben, dieſe Vermögenswerte behalten. 

Nach der Beſetzung des Landes ſind aus Mitteln der Verbündeten Mächte er— 
hebliche Aufwendungen für öffentliche Arbeiten, wie Eiſenbahn-, Wege- und Brücken— 
bau, gemacht worden, die dem Lande dauernd zugute kommen; ebenſo ſind eine 
Reihe gewerblicher Unternehmungen, insbeſondere ſolche zur Verwertung von Landes— 
produkten, für öffentliche Zwecke eingerichtet worden. Die hierdurch entſtandenen 
Koſten muß Rumänien nach Artikel XXIII erſetzen. Zugleich wird beſtimmt, daß 
die gewerblichen Unternehmungen der bezeichneten Art bis zur Räumung der be— 
ſetzten Gebiete in militäriſcher Verwaltung bleiben. 


Sechſtes Kapitel. 

An der zwiſchen Oſterreich, Bayern, der Türkei und Württemberg ge— 
ſchloſſenen Donauſchiffahrtsakte vom 7. November 1857, die für Oſterreich-Ungarn, 
Bayern und Württemberg Geſetzeskraft erlangt hat, aber von der Türkei wegen 
Einſpruchs der übrigen Großmächte nicht ratifiziert worden iſt, hatte Rumänien 
bisher nicht teilgenommen. Durch Artikel XXIV verpflichtet es ſich, mit den 
vier Verbündeten eine neue Donauſchiffahrtsakte abzuſchließen, worüber die Ver— 
handlungen auf deutſchem Boden geführt werden ſollen. Gleichzeitig iſt ver— 
einbart, daß bis zum Abſchluß der neuen Donauſchiffahrtsakte die Beſtimmungen 
der alten Akte auch für den rumäniſchen Teil der Donau maßgebend ſein ſollen. 
Folgende Grundſätze für die neue Donauſchiffahrtsakte werden ſchon jetzt feſtgelegt. 
a A. Für das Mündungsgebiet der Donau wird die »Europäiſche Donau— 

kommiſſion«, die ſeinerzeit auf Grund einer Reihe zwiſchenſtaatlicher Verträge 
(Pariſer Friedensvertrag von 1856 uſw.) begründet worden iſt, um die Donau— 
mündungen und die angrenzenden Teile des Schwarzen Meeres von Sand und 
anderen Hinderniſſen frei zu halten und in den beſtmöglichen Stand der Schiff— 
barkeit zu ſetzen, in ihren bisherigen Befugniſſen, Vorrechten und Verpflichtun— 
gen unter dem Namen »Donaumündungskommiſſion« als dauernde, d. h. nicht 
mehr der Kündbarkeit unterworfene Einrichtung aufrechterhalten. Dabei wird 
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beſtimmt, daß der Kreis der zur Teilnahme berechtigten Staaten nicht mehr 
wie früher alle europäiſchen Großmächte umfaſſen, ſich vielmehr auf Staaten be- 
ſchränken ſoll, die an der Donau oder an der europäiſchen Küſte des Schwarzen 
Meeres gelegen ſind. Welche von dieſen Staaten außer den vier Verbündeten 
und Rumänien zuzulaſſen ſind, bleibt ſpäterer Entſcheidung vorbehalten. Ferner 
wird beſtimmt, daß die Zuſtändigkeit der Kommiſſion ſich künftig auf ſämtliche 
Arme und Mündungen der Donau, alſo auch auf den bisher ihr nicht unter- 
ſtellten Kiligarm mit feinen Verzweigungen zu erſtrecken hat. 

B. Rumänien gewährleiſtet den Schiffen der vier Verbündeten auf ſeiner 
Donauſtrecke den freien Verkehr und gibt Gewähr gegen die Erhebung unzu- 
läſſiger Schiffahrtsabgaben. 

C. Rumänien hat bisher eine Hafenabgabe in Höhe von einhalb vom 
Hundert des Wertes der in den Landeshäfen eingeführten oder ausgeführten Waren 
erhoben; dieſe Abgabe nimmt auf die Höhe der auf die Hafeneinrichtungen uſw. 
wirklich verwendeten Koſten keine Rückſicht und ſteht daher mit den Grundſätzen 
in Widerſpruch, die für eine gerechte Bemeſſung ſolcher Abgaben maßgebend ſein 
müſſen. Rumänien verpflichtet ſich nunmehr, dieſe prozentuale Abgabe binnen 
angemeſſener Friſt aufzuheben. Ferner übernimmt Rumänien die Verpflichtung, 
den Donauverkehr nicht mit einer Verkehrsſteuer zu belegen. 

D. Durch den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 (Reichs-Geſetzbl. S. 307) 
in Verbindung mit dem Londoner Vertrag vom 13. März 1871 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 104) iſt Oſterreich-Ungarn das Mandat übertragen worden, die erforderlichen 
Arbeiten zur Beſeitigung der Hinderniſſe vorzunehmen, die ſich der Schiffahrt »am 
Eiſernen Tor und bei den Katarakten« entgegenftellen. Auf Grund dieſes Mandats 
hat Ungarn die Regulierung des Eiſernen Tores ausgeführt und dadurch die Mög— 
lichkeit für einen großen Donauverkehr geſchaffen. Aus der Unbeſtimmtheit der 
örtlichen Abgrenzung haben ſich mehrfach Schwierigkeiten ergeben. Nunmehr wird 
feſtgeſetzt, daß ſich das Mandat Oſterreich-Ungarns auf die Stromſtrecke von O-Mol- 
dava bis Turn⸗Severin zu erſtrecken hat. 

Im Artikel XXV wird Rumänien die Verpflichtung auferlegt, für die 
Erhaltung des Eigentums der bisherigen Europäiſchen Donaukommiſſion zu ſorgen. 

Der Artikel XXVI endlich regelt das in gewiſſem Umfang bereits durch 
die zwiſchenſtaatlichen Verträge begründete Recht der am Friedensvertrag be— 
teiligten Mächte, auf der Donau Kriegsſchiffe zu halten. 

Die im ſechſten Kapitel für die vier Verbündeten und Rumänien getvoffe- 
nen Beſtimmungen über die Donauſchiffahrt finden für Deutſchland und Oſter⸗ 
reich-Ungarn einerſeits und Rumänien andererſeits eine Ergänzung in dem »Schiff— 
fahrtsabkommen«, welches im dritten Teile des »Deutſch— Oſterreichiſch-Ungariſch— 
Rumäniſchen . über wirtſchaftliche Einzelfragen« enthalten iſt 
(vergl. S. 46). 


Siebentes Kapitel. 
Bereits im Artikel 44 des Berliner Vertrags von 1878 iſt für Rumänien 
der Grundſatz der Gleichberechtigung aller Religionsbekenntniſſe aufgeſtellt und als 
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beſondere Folge dieſes Satzes hervorgehoben worden, daß die Verſchiedenheit des 
religiöſen Bekenntniſſes keinen Einfluß auf die politiſchen und bürgerlichen Rechte 
der Einwohner des Landes ausüben ſoll. Dieſe Beſtimmungen werden im Friedens- 
vertrag wiederholt, zugleich aber in doppelter Hinſicht näher ausgeführt. Einmal 
wird im Artikel XXVII ausdrücklich beſtimmt, daß allen Bekenntniſſen gleich— 
mäßig das Recht zur Errichtung von Pfarreien, Kultusgemeinden und Schulen zu— 
ſteht. Sodann ſoll nach Artikel XXVIII der Grundſatz der Gleichberechtigung 
auch inſoweit zur Durchführung gebracht werden, als es ſich um die Einbürge— 
rung der ſtaatloſen Bevölkerung Rumäniens mit Einſchluß der dort bisher als 
Fremde angeſehenen Juden handelt. 

Damit wird die ſeit vielen Jahrzehnten erörterte rumäniſche Judenfrage 
einer befriedigenden Löſung zugeführt. Schon die erwähnten Beſtimmungen des 
Berliner Vertrags verfolgten den Zweck, den Klagen über die Rechtloſigkeit der 
rumäniſchen Juden ein Ende zu machen; fie haben dieſen Zweck aber nicht erreicht, 
weil einerſeits die Rumäniſche Regierung die jüdiſchen Landeseinwohner nur in ſehr 
geringem Umfang zur Naturaliſation zuließ, andererſeits die rumäniſche Geſetzgebung 
die Staatloſen ebenſo wie Fremde in der Freiheit der Berufswahl beſchränkte 
und von der Teilnahme am öffentlichen Leben ausſchloß. Die Gelegenheit des 
Friedensſchluſſes iſt benutzt worden, um dieſe Umgehung des Berliner Vertrags 
zu beſeitigen. Zu dieſem Zwecke wird Rumänien im Artikel XXVIII die Ver- 
pflichtung auferlegt, bis zur Ratifikation des Friedensvertrags ein Geſetz zu er— 
laſſen, wonach jedenfalls beſtimmte Kategorien der bisher ſtaatloſen Landeseinwohner 
ohne weiteres als vollberechtigte rumäniſche Staatsangehörige angeſehen werden 
ſollen. Bei der Feſtſetzung dieſer Kategorien iſt der Gedanke maßgebend geweſen, 
daß die wirklich in Rumänien bodenſtändigen Elemente und außerdem ſolche 
Perſonen, die der höchſten Staatsbürgerpflicht, nämlich der Wehrpflicht im Kriege, 
genügt haben, berückſichtigt werden müſſen; deshalb iſt die Einbürgerung auf alle 
in der zweiten Generation im Lande anſäſſigen Staatloſen ſowie auf alle Kriegs— 
teilnehmer erſtreckt worden. Entſprechend den in der Staatsangehörigkeitsgeſetz— 
gebung allgemein befolgten Regeln ſollen mit den Berechtigten zugleich deren 
Ehefrauen und minderjährigen Kinder eingebürgert werden; ihre Einbürgerung 
erfolgt auch dann, wenn der Berechtigte vor dem Inkrafttreten des Geſetzes, 
z. B. als Kriegsteilnehmer, geſtorben iſt. Das zu erlaſſende Geſetz wird auch 
nähere Beſtimmungen darüber enthalten, in welcher Weiſe die Vorausſetzungen 
der Einbürgerung nachzuweiſen ſind, insbeſondere in ſolchen Fällen, wo der 
Nachweis der im Lande erfolgten Geburt durch Perſonenſtandsurkunden nicht 
erbracht werden kann. 


Achtes Kapitel. 

Im Artikel XXIX wird die Regelung der wirtſchaftlichen und rechtlichen 
Beziehungen zwiſchen den einzelnen Verbündeten Mächten und Rumänien aus 
den im Eingang erwähnten Gründen in die Zuſatzverträge zum Friedensvertrag 
verwieſen. 
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Die Beſtimmungen der Artikel XXX, XXXI über die Vertragsſprachen, 
über die Ratifikation ſowie über das Inkrafttreten der Vertragsbeſtimmungen 
entſprechen den Schlußartikeln der Friedensverträge mit der Ukraine und mit 
Rußland. 


B. 
Die deutſchen Sonderabmachungen auf wirtſchaſtlichem Gebiete. 


Die bei den Friedensverhandlungen mit Rumänien auf handelspolitiſchem 
Gebiet einſchließlich des Verkehrsweſens und der Donauſchiffahrt getroffenen Ver- 
einbarungen finden ſich in zwei beſonderen, integrierende Beſtandteile des Friedens- 
vertrags bildenden Abkommen, von denen das eine nur zwiſchen Deutſchland und 
Rumänien, das andere zwiſchen Deutſchland und Oſterreich-Ungarn einerſeits und 
Rumänien andererſeits abgeſchloſſen iſt. Daneben ſind in einem beſonderen Pro— 
tokoll noch einige auf beide Abkommen bezügliche Einzelfragen geregelt. Ferner 
iſt mit Oſterreich-Ungarn ein Abkommen über die Beteiligung an der rumäniſchen 
Petroleuminduſtrie vereinbart. f 


I. 

Das erſte der beiden vorerwähnten Abkommen, der wirtſchaftspolitiſche Zu- 
jagvertrag zum Friedensvertrag, enthält die allgemeine Grundlage für die künf— 
tigen handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Rumänien. Durch 
dasſelbe wird der bis zum Ausbruch des Krieges zwiſchen beiden Ländern in 
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nebſt zugehörigem Schlußprotokoll in der durch den Zuſatzvertrag vom - m ee. 


1904 geſchaffenen Geſtalt wieder in Kraft geſetzt und bis zum 18 Dezember 1930 


verlängert. Vom letzteren Zeitpunkt an gilt er weiter bis zum Ablauf eines 
Jahres nach der von einem der beiden vertragſchl ießenden Teile ausgeſprochenen 
Kündigung. 

Dabei iſt jedoch neben anderen weiterhin zu beſprechenden Anderungen des 
früheren Vertrags in bezug auf die Fortgeltung der beiderſeitigen Vertragstarife 
eine weſentliche Neuerung vereinbart worden. Während nämlich Rumänien ſeiner⸗ 
ſeits den bisherigen Vertragstarif für die geſamte Dauer des neuen Vertrags 
aufrechterhalten und dazu noch ſeinen allgemeinen Zolltarif für die gleiche Zeit⸗ 
dauer gebunden hat, haben wir uns das Recht vorbehalten, unſern Vertragstarif 
jederzeit mit dreimonatiger Friſt zu kündigen. Dadurch haben wir die Möglich- 
keit gewahrt, auch während der Dauer des Handelsvertrags unſern Zolltarif nach 
Maßgabe unſeres Bedürfniſſes zu geſtalten. Gegenüber dieſem wichtigen Rechte 
kommt nicht in Betracht, daß wir Rumänien dafür die Möglichkeit eingeräumt 
haben, im Falle der Kündigung unſeres Vertragstarifs einige für unſere ba 
nach Rumänien nicht beſonders weſentliche Zölle zu erhöhen. 
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Unter der Herrſchaft des früheren Handelsvertrags hat ſich der Waren⸗ 
austauſch zwiſchen Deutſchland und Rumänien günſtig entwickelt. Es darf ev- 
wartet werden, daß auch unter dem neuen Vertrag der Handelsverkehr zwiſchen 
Deutſchland und Rumänien ſich wieder entſprechend geſtalten wird, ſobald das 
Wirtſchaftsleben in Rumänien wieder in normale Bahnen eingelenkt haben wird. 
. Im einzelnen iſt zu dem Abkommen über die Regelung der wirtſchaftlichen 

Beziehungen folgendes zu bemerken: 


Zu Abſchnitt A. 


In Ziffer 1 haben ſich die vertragſchließenden Teile — wie das auch beim 
ruſſiſchen und ukrainiſchen Vertrage geſchehen ijt — darüber verſtändigt, daß mit 
dem Friedensſchluß der Krieg auf wirtſchaftlichem Gebiete ſein Ende finden ſolle 
und deshalb alle Maßnahmen zu ergreifen ſeien, um die Weiterführung der Feind⸗ 
ſeligkeiten auf wirtſchaftlichem Gebiete zu verhindern. Für die Übergangszeit haben 
beide Teile die Verpflichtung übernommen, möglichſt alle Schwierigkeiten für die 
Beſchaffung der notwendigen Güter zu beſeitigen und alsbald in Verhandlungen 
einzutreten, um, ſoweit tunlich, die während des Krieges feſtgeſetzten Zollbefreiungen 
vorübergehend noch länger aufrechtzuerhalten. Hiermit ſteht nicht im Wider⸗ 
ſpruch die weiter unten zu beſprechende Vereinbarung zu Artikel 5 des Handels— 
vertrags, wonach zur Überwindung der Kriegsfolgen für die Übergangszeit Ver⸗ 
kehrsbeſchränkungen zuläſſig ſind. Beide Beſtimmungen ergänzen ſich gegenſeitig 
und ſollen uns möglichſt freie Hand gewähren in der Überleitung unſerer wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe aus dem Kriegs- in den Friedenszuſtand. 

In Ziffer 2 ijt die im ruſſiſchen und ukrainiſchen Vertrag enthaltene Be⸗ 
ſtimmung wiederholt, daß die in neutralen Staaten lagernden, aus Deutſchland 
oder Rumänien ſtammenden Waren, denen die Beſchränkung auferlegt iſt, weder 
mittelbar noch unmittelbar nach dem Gebiete des anderen vertragſchließenden Teiles 
ausgeführt zu werden, von dieſer Beſchränkung befreit werden ſollen. 

Die Beſtimmung in Ziffer 3, nach welcher während des Krieges anderen 
Ländern durch Konzeſſionserteilungen und dgl. gewährte Bevorzungen aufgehoben 
oder auf den anderen Teil ausgedehnt werden ſollen, iſt zwar nach Angabe der 
rumäniſchen Bevollmächtigten inſofern gegenſtandslos, als ſolche Bevorzugungen 
in Rumänien nicht gewährt worden find; es erſchien aber doch zweckmäßig, ſie 
auch. in den rumäniſchen Vertrag aufzunehmen. ; 

In Ziffer 4 findet ſich die ebenfalls in dem ruſſiſchen und ukrainischen 
Friedensvertrag enthaltene Zuſage, daß Rumänien diejenigen Begünſtigungen nicht 
für ſich in Anſpruch nehmen wird, welche Deutſchland an Oſterreich-Ungarn oder 
an ein anderes mit ihm durch Zollbündnis verbundenes Land gewähren ſollte. 

Dadurch iſt die Grundlage für die wirtſchaftliche Annäherung zwiſchen Deutfch- 
land und Oſterreich— Ungarn weiter ausgebaut. Die entſprechende von Deutſch⸗ 
land gegebene Zuſage iſt deshalb ohne weſentliche Bedeutung, weil nach Lage der 
Dinge Rumänien nicht imſtande fein wird, mit anderen Ländern als Deutfch- 
land oder Oſterreich— Ungarn ein Zollbündnis abzuſchließen. 
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Ziffer 5 ſichert uns die Möglichkeit der Anwerbung von löndlichen Arbeitern 
und Handarbeitern in Rumänien. Die Beſtimmung iſt gegenſeitig gefaßt, kommt 
aber tatſächlich nur uns zu Gute. Gewerbliche Facharbeiter ſind auf Verlangen 
der Rumäniſchen Regierung von der Vereinbarung ausgeſchloſſen worden. 

Ziffer 6 ſchützt uns vor der Erhebung von Ausfuhrzöllen und vor der 
Beſchränkung der Ausfuhr in bezug auf Petroleum und Petroleumerzeugniſſe für 
die Zeit bis zum Inkrafttreten des Petroleumabkommens, in dem eine entſpre— 
chende Beſtimmung enthalten iſt. 

Ziffer 7 ſichert den Reichsangehörigen und den deutſchen Aktiengeſellſchaften 
und anderen Handelserwerbs- oder Finanzgeſellſchaften mit Einſchluß der Ver— 
ſicherungsgeſellſchaften das Recht, in Rumänien bewegliches Vermögen jeder Art 
und unbewegliches Vermögen in den Städten zu erwerben. Da es nach der 
rumäniſchen Verfaſſung ausgeſchloſſen iſt, für fremde Unternehmungen die Zu— 
laſſung zum Grunderwerb in ländlichen Gemeinden zu erlangen, und eine An— 
derung dieſer Beſtimmung nicht erreicht werden konnte, iſt den bezeichneten Ge— 
ſellſchaften die Möglichkeit eingeräumt worden, ländliche Grundſtücke für eine 
Dauer von 30 Jahren und bei Einverſtändnis von Pächter und Verpächter auch 
für längere Zeit zu pachten. Ferner findet ſich in dieſer Ziffer die Gleichſtellung 
der Reichsangehörigen und der oben bezeichneten Geſellſchaften in bezug auf ihren 
Geſchäftsbetrieb mit den am günſtigſten geſtellten Klaſſen der rumäniſchen Etaats- 
angehörigen oder Geſellſchaften. Außerdem iſt noch die Meiſtbegünſtigung gegen— 
über Angehörigen oder Geſellſchaften dritter Länder vereinbart. Der letzte Abſatz 
der Ziffer 7 ſichert allen deutſchen Staatsangehörigen, die in Rumänien unbe- 
wegliches Eigentum zur Zeit des Friedensſchluſſes beſeſſen haben, die Möglichkeit 
der Erhaltung dieſes Beſitzes und ſeiner Vererbung. 

Zu Ziffer 8. In Rumänien ſind zur Zeit Auswanderungsunternehmungen 
nicht zugelaſſen. Unſer Wunſch, im Intereſſe unſerer großen Schiffahrtsunter- 
nehmungen eine Anderung in dieſer Beziehung herbeizuführen, iſt von den rumä— 
niſchen Unterhändlern abgelehnt worden; dagegen iſt uns wenigſtens für den Fall, 
daß rumäniſche oder andere Auswanderungsgeſellſchaften zum Betrieb in Rumä— 
nien ſpäter zugelaſſen werden ſollten, für unſere Auswanderungsgeſellſchaften die 
gleiche Behandlung zugeſagt worden, wie ſie rumäniſchen oder anderen ausländi— 
ſchen Auswanderungsgeſellſchaften gewährt werden ſollte. 

Ziffer 9 enthält die einzelnen Anderungen und Ergänzungen des Handels— 
vertrags, die bei der Wiederinkraftſetzung desſelben in Geltung treten ſollen. 

Als Artikel 2a iſt eine Beſtimmung eingefügt worden, welche die gegen- 
ſeitige Zulaſſung von Aktien- und anderen Handels-, Erwerbs- und Finanzgeſell⸗ 
ſchaften zum Geſchäftsbetrieb zum Gegenſtand hat. Die Beſtimmung entſpricht 
den in anderen Handelsverträgen enthaltenen gleichlautenden Veſtimmungen. 

Wegen der neuen Beſtimmung zu Artikel 5 wird auf die Bemerkung im 
Eingang der Begründung verwieſen. 

Artikel 7 bindet den allgemeinen rumäniſchen Zolltarif für die Dauer des 
Handelsvertrags und enthält ſomit eine weit über den früheren Zuſtand hinaus— 
gehende Sicherung unſerer Wareneinfuhr. 
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Der erſte Abſatz des Artikel 12 iſt in ſeiner Faſſung dahin ergänzt worden, 
daß innere Abgaben, die auf Rohſtoffe oder Halbfabrikate gelegt ſind, auch dann 
bei der Einfuhr der Fertigfabrikate erhoben werden können, wenn die gleichartigen 
inländiſchen Erzeugniſſe nicht unmittelbar den Gegenſtand der Abgabe bilden. 

Die Artikel 19a bis e enthalten Eiſenbahnbeſtimmungen, die nachſtehend 
im Zuſammenhang mit dem Abſchnitt B erläutert werden. 

Zu Artikel 19. Die Rumäniſche Regierung hat ſich bereit erklärt, der 
Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur und Kunſt beizu— 
treten oder, wenn dies nicht möglich ſein ſollte, innerhalb einer Friſt von einem 
Jahre mit uns über den Abſchluß eines beſonderen Abkommens zum Schutze des 
Urheberrechts zu verhandeln. 

In dem Schlußprotokoll zu Artikel 7 iſt der ſchon oben erwähnte Vor— 
behalt ausgeſprochen, wonach wir unſeren Vertragszolltarif auch während der 
Dauer des Handelsvertrags mit dreimonatiger Friſt kündigen können. Die 
für dieſen Fall der Rumäniſchen Regierung zugeſtandene Möglichkeit der Er— 


höhung von Zollſätzen ihres allgemeinen Zolltarifs — nicht des rumäniſchen 
Vertragstarifs — bezieht ſich auf Artikel, deren Einfuhr nach Rumänien für 


uns von keiner großen wirtſchaftlichen Bedeutung iſt. 

Derſelben Schlußprotokollbeſtimmung iſt ein weiterer Abſatz beigefügt, nach 
welchem die Zölle entweder in Gold oder in Papier zum Goldwert erhoben 
werden dürfen. Dieſe Beſtimmung erſchien mit Rückſicht auf die gegenwärtigen 
Valutaverhältniſſe notwendig. 

Zum Artikel 8 des Handelsvertrags iſt eine neue Schlußprotokollbeſtimmung 
aufgenommen worden, welche die bisherigen Ausfuhrzölle für rohes oder mit der 
Axt oder Säge bearbeitetes Holz ſowie von Häuten bindet. Ferner iſt dort be— 
ſtimmt, daß Ausfuhrzölle von den im Wirtſchaftsabkommen aufgeführten Artikeln 
bis zum Ablauf des Handelsvertrags nur in der Weiſe erhoben werden dürfen, 
daß fie zu Laſten des Verkäufers gehen. Für Eier und Walnüſſe iſt die Er- 
hebung von Ausfuhrzöllen auf einen Höchſtbetrag von 5 v. H. des Durchſchnitts— 
werts beſchränkt. Wegen der Ausfuhrzölle auf Petroleum und Petroleum— 
erzeugniſſe wird auf die Bemerkung zu Ziffer 6 verwieſen. Im übrigen iſt 
Rumänien für die Erhebung von Ausfuhrzöllen freie Hand gelaſſen worden. Bei 
der ungünſtigen Finanzlage, in der Rumänien ſich infolge des Krieges befindet 
und bei der Unmöglichkeit, die direkte Beſteuerung in einer für die Bedürf— 
niſſe des rumäniſchen Staates ausreichenden Weiſe auszubilden oder aus dem 
Ertrage von Monopolen dieſe Bedürfniſſe zu decken, erſchien es in unſerem Inter— 
eſſe geboten, Rumänien die Möglichkeit der Erhebung von Ausfuhrzöllen wenigſtens 
in einem gewiſſen Umfang zu belaſſen, nachdem durch die Bindung des all— 
gemeinen Zolltarifs die Möglichkeit der Erhöhung der Eingangszölle zum größten 
Teil beſeitigt worden iſt. 

Wegen der von Deutſchland übernommenen Bindung der Ausfuhrzollfreiheit 
für gewiſſe Waren vergleiche das »Protokoll« zu dem wirtſchaftspolitiſchen Zuſatz⸗ 
vertrag und dem Sonderabkommen über wirtſchaftliche Einzelfragen Wiebe 
S. 69). 
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Zu Artikel 12 des Handelsvertrags iſt noch eine Schlußprotokollbeſtimmung 
eingefügt worden, welche die innere Beſteuerung eingeführter Waren einigen 
Beſchränkungen unterfbirft und insbeſondere die allgemeine Beſtimmung enthält, 
daß Rumänien von ſolchen Artikeln, die nicht ſchon am 1. Auguſt 1914 mit 
inneren Steuern belegt waren, keine ſolchen erheben darf, die 10 v. H. der 
autonomen oder vertragsmäßigen Einfuhrzölle überſteigen. 

Das Schlußprotokoll zu Artikel 19a und b betrifft wiederum Eiſenbahn⸗ 
fragen. Auf dieſe bezieht ſich auch der Abſchnitt B des vorliegenden wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſatzvertrags. Die Verteilung auf dieſen Abſchnitt B einerſeits und auf 
den Handelsvertrag nebſt Schlußprotokoll andererſeits iſt in der Weiſe erfolgt, 
daß in den letzteren Beſtimmungen eingeſtellt worden ſind, die ſich mit ähnlichem 
Inhalt und in ähnlicher Form auch in anderen Handelsverträgen finden und 
durch deren Aufuahme eine fühlbare Lücke in unſeren bisherigen handelsvertrag— 
lichen Abmachungen mit Rumänien geſchloſſen wird, während im Abſchnitt B 
beſondere Beſtimmungen getroffen find, die außerhalb des ſonſt üblichen Handels- 
vertragsrechts in Eiſenbahnſachen liegen. Im einzelnen iſt zu bemerken: 

Nach den ergänzenden Beſtimmungen des Handelsvertrags (Artikel 19a bis e) 
darf Rumänien in Zukunft aus Deutſchland kommende Waren bei der Cine und 
Durchfuhr und nach Deutſchland gehende Waren bei der Aus- und Durchfuhr 
auf ſeinen Eiſenbahnen auf derſelben Strecke und in derſelben Richtung nicht 
ungünſtiger behandeln, als einheimiſche Waren oder Waren eines dritten Staates. 
Einer Bevorzugung der Ein- und Ausfuhr über See iſt durch die Vorſchrift 
begegnet, daß die von und nach den Seehäfen geltenden Ermäßigungen der normalen 
Tarife auch dem Verkehr von und nach den Binnenumſchlagsplätzen und der 
Landgrenze zur Verfügung geſtellt werden müſſen. Endlich iſt feſtgelegt, daß 
Waren, die mit deutſchen Schiffen in rumäniſchen Seehäfen und Donauumſchlags⸗ 
plätzen ankommen oder von dort mit ſolchen Schiffen abgehen, bei der folgenden 
oder der vorhergehenden Beförderung auf den rumäniſchen Eiſenbahnen nicht 
ungünſtiger behandelt werden dürfen als Waren, die mit rumäniſchen Schiffen 
oder Schiffen eines dritten Staates ankommen oder mit ſolchen abgehen. 

Rumäniſche Waren ſollen auf den deutſchen Bahnen auf derſelben Strecke 
und in derſelben Richtung den einheimiſchen Waren gleichgeſtellt werden. Auch 
ſollen rumäniſche Waren bei der Einfuhr nach Deutſchland über die Landgrenze 
und die deutſchen Donauumſchlagsplätze und deutſche Waren bei der Ausfuhr nach 
Rumänien über die genannten Übergänge nicht ungünſtiger behandelt. werden als 
die entſprechenden Waren im Verkehr mit Oſterreich, Ungarn oder den Balkan⸗ 
ländern. Bei der Einfuhr über See ſollen rumäniſche Waren überhaupt aus⸗ 
ländiſchen Waren gleichgeſtellt werden. Waren, die in deutſchen Donauumſchlags⸗ 
plätzen mit rumäniſchen Schiffen ankommen oder abgehen, werden bei der folgenden 
oder vorhergehenden Eiſenbahnbeförderung nicht ungünſtiger behandelt werden als 
Waren, die mit deutſchen Schiffen oder Schiffen eines dritten Staates. ankommen 
oder abgehen. Be, 

Im Abſchnitt B iſt zunächſt feſtgelegt, d daß die aus dem Perſonen-, Gepäck⸗ 
und Güterverkehr bis zum Ausbruch des Krieges ſich ergebenden Zahlungs— 
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verpflichtungen der Eiſenbahnen untereinander zu erfüllen find, Dieſe Verpflichtung 
ergibt ſich bereits aus dem Artikel 14 des rechtspolitiſchen Zuſatzvertrags, der die 
privatrechtlichen Schuldverhältniſſe allgemein wiederherſtellt. Es erſchien jedoch 
zweckmäßig, dieſe Beſtimmung hier nochmals beſonders hervorzuheben, um jedem 
Einwand zu begegnen, daß es ſich bei den Forderungen der Staatsbahnen 1 
einander nicht um privatrechtliche Schuldverhältniſſe handele. 


Artikel 2 gewährt den deutſchen Eiſenbahnen die Möglichkeit, Frachter⸗ 
ſtattungs⸗ und Entſchädigungsanſprüche, die von den Angehörigen des Deutſchen 
Reichs auch während des Krieges bei den deutſchen Eiſenbahnen hätten geltend— 
gemacht werden können und inſoweit der Verjährung unterlegen wären, u 
weiter den rumäniſchen Eiſenbahnen gegenüber zu vertreten. 

Auf Grund des Artikel 3 kann Deutſchland die zahlreichen Wagen, die fc 
bei Ausbruch des Krieges zur Abbeförderung des rumäniſchen Getreides nach 
Deutſchland in Rumänien befanden, zurückfordern oder den Erſatz nach den 
heutigen Beſchaffungskoſten verlangen. Für die Zeit vom Beginn des Krieges 
bis zur Rückgabe oder Erſatzleiſtung muß Entſchädigung gezahlt werden. Die 
erbeuteten rumäniſchen Wagen werden nicht herausgegeben. 

Artikel 4 gibt der Deutſchen Regierung die Möglichkeit, durch einen Fachmann 
als Vertreter die Verwendung deutſchen Eiſenbahnmaterials, das nach Rumänien 
für die Ausfuhr rumäniſcher Waren nach Deutſchland geſandt wird, in Rumänien 
zu beaufſichtigen. Darüber hinaus wird der Vertreter ſich mit allen der Übung 
des Eiſenbahnverkehrs zwiſchen . und Rumänien dienenden Fragen zu 
beſchäftigen haben. 

Auf Grund des Berliner Vertrags vom 13. Juli 1878 hat ſeinerzeit 
Oſterreich⸗Ungarn mit Serbien, Bulgarien und der Türkei ein Eiſenbahnabkommen, 
die ſogenannte Convention à quatre abgeſchloſſen, worin fic) die vertrag 
ſchließenden Teile neben dem Bau beſtimmter Eiſenbahnen insbeſondere verpflichtet 
haben, die Güter der einzelnen vertragſchließenden Teile auf den in Frage 
kommenden Eiſenbahnſtrecken nicht ſchlechter als die eigenen Güter oder Güter 
fremder Staaten zu behandeln, auch über gewiſſe Höchſtſätze hinaus die Frachtſätze 
nicht zu erhöhen. Oſterreich⸗Ungarn hat den Wunſch, in dieſe Convention à quatre 
auch Rumänien einzubeziehen. Da Deutſchland bisher an dieſem Abkommen 
nicht beteiligt iſt, hat es ſich im Artikel 5 dahin geſichert, daß Rumänien, falls 
es Oſterreich⸗-Ungarn oder den Balkanſtaaten in einer neuen Konvention Rechte 
einräumt, dieſe jedenfalls auch Deutſchland gewähren wird. 

Artikel 6 ſichert der deutſchen Einfuhr und der Ausfuhr nach Deutſchland 
auf den rumäniſchen Eiſenbahnen bis zum 31. Dezember 1930 die Sätze des 
rumäniſchen Lokalgütertarifs vom 1. Juli 1916. Für die Durchfuhr ſind noch 
weitere Ermäßigungen zur Verfügung geſtellt. Dieſe Verpflichtung der rumäniſchen 
Eiſenbahnen iſt beſonders von Bedeutung für das Petroleum- und das Wirtſchafts— 
abkommen mit Rumänien. Mit Rückſicht auf erſteres hat Rumänien weiter die 
Verpflichtung übernommen, auch nach 1930 die Sätze zur Ausfuhr für Erdöl 
und deſſen Derivate keinesfalls in einem größeren prozentuellen Verhältnis zu 
erhöhen als die am 1. Juli 1916 in Kraft geweſenen Frachtſätze für Steinkohle. 
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Die zwiſchen Deutſchland und Rumänien getroffenen Beſtimmungen ſind 
im allgemeinen gleichlautend mit denen zwiſchen Oſterreich-Ungarn und Rumänien. 


Zu Abſchnitt . 
Abkommen über den Poſt- und Telegraphenverkehr. 

Artikel! nimmt den Abſchluß eines Sonderabkommens für den rumäniſch⸗ 
deutſchen Poſtverkehr in Ausſicht, dem der Artikel XXI des Weltpoſtvertrags 
zugrunde liegen ſoll und in dem für Deutſchland ſolche Ermäßigungen und 
Erleichterungen der Gebühren zuzugeſtehen ſind, daß wir nicht ungünſtiger als 
irgendein nicht unmittelbar an Rumänien angrenzendes Land geſtellt werden. 
Eine Ausnahme iſt nur für gewiſſe Vergünſtigungen gemacht, die Rumänien 
zur Zeit an Griechenland und Montenegro gewährt hat, die aber unter den 
gegenwärtigen Umſtänden keine Bedeutung haben. Da Rumänien dieſe Be— 
günſtigungen zu beſeitigen wünſcht, zur Zeit aber keine Möglichkeit hat, die mit 
den genannten Staaten beſtehenden Abkommen zu kündigen, ſo mußte eine ſolche 
Ausnahme gemacht werden. Ferner iſt in dieſem Artikel die Zulaſſung des Poſt— 
überweiſungsverkehrs zwiſchen Deutſchland und Rumänien für den Fall vorgeſehen, 
daß er im inneren rumäniſchen Verkehr eingeführt werden ſollte. 

Zu Artikel 2, 3 und 4. Die in dieſen Artikeln enthaltenen Vereinbarungen 
bezwecken die Entwickelung des Telegraphen-, Fernſprech- und Funkverkehrs von 
Deutſchland nach Rumänien und durch Rumänien nach dritten Ländern. Sie 
knüpfen teils an frühere Pläne, teils an die während der Okkupationszeit in 
Rumänien geſchaffenen Verhältniſſe an. Im Artikel 3 iſt bis Ende 1950 und 
auf Verlangen der Deutſchen Regierung bis Ende 1970 die Verpflichtung der 
Rumäniſchen Regierung feſtgelegt, den Dienſt auf der Telegraphenverbindung 
Berlin-Bukareſt-Konſtanza-Konſtantinopel der Oſteuropäiſchen Telegraphengeſell— 
ſchaft zu übertragen. 

Artikel 5 räumt der Deutſchen Regierung das ausſchließliche Recht ein, bis 
Ende 1950 und auf ihr Verlangen für eine weitere Friſt von 20 Jahren, an der 
rumäniſchen Küſte einſchließlich der neu hinzutretenden Landesteile Kabel zu landen 
und im Anſchluß das rumäniſche Telegraphen- und Fernſprechnetz zu betreiben. 
Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß es von großem Werte iſt, an 
geeigneten Stellen ausſchließliche Kabellandungsrechte zu beſitzen. So haben die 
von Großbritannien erworbenen Alleinrechte der Ausdehnung unſeres Kabelnetzes 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Es war deshalb für uns von größter Bedeutung, 
für die geſamte rumäniſche Küſte ein ausſchließliches Landungsrecht zu erhalten. 
Die für innere rumäniſche Kabel im zweiten Abſatz gemachte Aufnahme iſt 
ohne Bedeutung. 

— 
Zu Abſchnitt D. 
Abkommen über die Werftanlage in Giurgiu. 

Zur Sicherung unſerer Schiffahrt auf der Donau iſt es von beſonderem 
Werte, auf rumäniſchem Gebiet eine Werft zu beſitzen, auf der havarierte 
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Schiffe ausgebeffert werden können. Eine ſolche Anlage beſaß die Rumäniſche 
Regierung für ihre Strombauverwaltung (Serviciul hydraulic) in Giurgiu. 
Dieſe den Kriegsereigniſſen zum Opfer gefallene Anlage haben wir ſchon während 
der Okkupation angefangen wieder herzuſtellen und auszubauen. Wir haben nun 
mit der Rumäniſchen Regierung ein Abkommen getroffen, wonach die Rumä— 
Regierung einer von der Deutſchen Regierung zu bezeichnenden Geſellſchaft 
den größten Teil dieſes am Winterhafen von Giurgiu gelegenen Werftge— 
ländes mit Baulichkeiten zum Betrieb einer Werftanlage pachtweiſe überläßt. 
Als Pachtdauer iſt zunächſt die Zeit von 40 Jahren in Ausſicht genommen, 
jedoch mit dem Vorbehalt einer weiteren Verlängerung. Außerdem iſt die 
Möglichkeit einer Erweiterung der Anlage durch Erpachtung eines angrenzen— 
den Geländeſtücks vorgeſehen. Der Rumäniſchen Regierung iſt eine Kapital— 
beteiligung an der Geſellſchaft zugeſichert worden. Als Pachtzins ſind 
20 Bani für den Quadratmeter Bodenfläche und 8000 Lei für das 
Nutzungsrecht an der Waſſerfront zu entrichten. Außerdem haben wir 
uns bereit erklärt, der Rumäniſchen Regierung die nötigen Bau— 
materialien für die Herſtellung derjenigen Gebäude zu liefern, die ſie als 
Erſatz für die uns überlaſſenen Gebäude auf dem ihr verbleibenden Teile der 
Werft zu errichten beabſichtigt. Außerdem haben wir der Rumäniſchen Regierung 
einen Bauzuſchuß von 50 000 Lei bewilligt. Außer der Reparatur von Schiffen 
iſt auch eine Anlage zur Reparatur landwirtſchaftlicher Maſchinen beabſichtigt. 
Dieſe Reparaturwerkſtätte ſoll den Abſatz deutſcher landwirtſchaftlicher Maſchinen 
nach Rumänien fördern und kann vielleicht ſpäter noch weiter nutzbar gemacht 
werden. 

Außer in Giurgiu haben wir uns auch in Turn-Severin eine Werft— 


anlage geſichert, und zwar durch das in der Anlage 2 beigefügte Abkommen mit 


Oſterreich-Ungarn, zu deſſen Erläuterung folgendes zu bemerken iſt: 

Im Zuſammenhang mit den Friedensverhandlungen iſt von Oſterreich— 
Ungarn mit Rumänien über die in Turn-Severin beſtehende Schiffswerft ein Pacht— 
vertrag für 30 Jahre abgeſchloſſen worden, in dem die Verlängerung für weitere 
10 Jahre vorgeſehen iſt. Auf dem Werftgelände befindet ſich ſeit dem vorigen 
Jahre ein deutſcher Werftbetrieb. Um den ſelbſtändigen deutſchen Werftbetrieb 
auch für die Zukunft zu erhalten, iſt mit Oſterreich-Ungarn eine Vereinbarung 
getroffen worden, die bis zum Ablauf von 3. Jahren nach dem allgemeinen 
Frieden den Weiterbetrieb der jetzigen deutſchen Unternehmung ſicherſtellt. Bis 
zum Ablauf dieſer Zeit ſoll auf einem von der Ungariſchen Regierung zur Ver- 
fügung zu ſtellenden Gelände oberhalb der jetzigen Werft ein deutſcher Werft— 
betrieb eingerichtet werden, der für die Dauer des Pachtverhältniſſes zwiſchen 
Oſterreich⸗AUngarn und Rumänien aufrecht erhalten werden ſoll. Die deutſche 
Donauſchiffahrt hat an einer ſolchen Werftanlage ein erhebliches Intereſſe, indem 
einerſeits die ſtromab aus dem Eiſernen Tor kommenden Schiffe häufig derartig 
havariert ſind, daß ihre ſofortige Reparatur notwendig iſt und ſie nicht in der 
Lage find, die Reiſe bis zu der deutſchen Werft in Giurgiu ohne vorhergehende 
Reparatur fortzuſetzen. Andererſeits kommen auch die ſtromauf fahrenden Schiffe 
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nicht ſelten in Turn-Severin in einem Zuſtand an, daß die Paſſierung des 
Eiſernen Tores ohne vorgängige Reparaturen nicht zugelaſſen werden kann. Die 
öſterreichiſch-ungariſche Werft in Turn-Severin, die unter militäriſcher Leitung 
ſteht und überwiegend militäriſche Zwecke verfolgen ſoll, würde die Reparatur 
deutſcher Schiffe nicht in einer für unſere Intereſſen genügenden Weiſe ausüben 
können. Es war daher notwendig, eine deutſche Reparaturſtätte mit eigenem 
Betrieb in Turn-Severin einzurichten. Solange für den öſterreichiſch-ungariſchen 
Teil der Werft die militäriſche Oberleitung beſteht, wird auch der deutſche Betrieb 
unter militäriſche Oberleitung geſtellt werden. Sollte die öſterreichiſche Werft an 
eine Privatgeſellſchaft überlaſſen werden, ſo wird auch bei der deutſchen Werft 
das Gleiche zuläſſig ſein. - 5 5 
| II. . 
Das deutſch-öſterreichiſch-ungariſche Sonderabfomnten über wirt- 
e Einzelfragen zerfällt in drei Teile: das Petroleumabtommen, das 
Wirtſchaftsabkommen und das Schiffahrtsabkommen. 
Das 
Petroleumabkommen 
verfolgt den Zweck, uns den Bezug des für Rumänien ſelbſt nicht unbedingt 
benötigten Erdöls einſchließlich der Erdölerzeugniſſe zu ſichern. Dieſer Zweck ſoll 
dadurch erreicht werden, daß einerſeits die Ausbeutung der noch nicht anderweit 
vergebenen ölführenden Staatsländereien, einſchließlich der bisher in feindlichem 
Betriebe geweſenen und von der Militärverwaltung der Zwangsliquidation unter⸗ 
worfenen Ländereien, einer überwiegend unter deutſcher Kontrolle ſtehenden Ge- 
ſellſchaft übertragen wird, an der jedoch auch Oſterreich-Ungarn und Rumänien 
beteiligt werden ſollen, und daß andererſeits ein Rohölhandelsmonopol begründet 
wird, dem die Verwertung des geſamten in Rumänien gewonnenen Rohöls 
ſowie die Ausfuhr der den Inlandsbedarf überſteigenden Mengen von Rohöl und 
Erdölerzeugniſſen obliegt und deſſen Ausübung ebenfalls einer überwiegend von 
Deutſchland beeinflußten Geſellſchaft überkragen wird. Auf dieſe Weiſe wird 
erreicht, daß die bereits im Privatbetrieb befindlichen Ländereien von den Kon— 
zeſſionsinhabern unbehindert weiter betrieben werden können, ſoweit ſie nicht in 
feindlichen Händen geweſen ſind, daß die in Rumänien beſtehenden Raffinerien 
ebenſo weiter arbeiten können und daß die Verfügung über den nicht für Ru- 
mänien ſelbſt erforderlichen Überfchuß an Rohöl und Erdölerzeugniſſen für uns 
geſichert iſt. Als Träger des Ausbeutungsrechts iſt zunächſt die ſchon beſtehende, 
von der deutſchen Militärverwaltung begründete Olländereien-Pacht⸗Geſellſchaft 
beſtimmt, jedoch mit der Maßgabe, daß ihre Rechte und Pflichten auf eine 
von der Deutſchen und der Oſterreichiſch-Ungariſchen Regierung zu benennende 
Geſellſchaft übertragen werden können. Dabei hat die Rumäniſche Re⸗ 
gierung gemäß dem im Artikel XXII Abſ. 1 Satz 2 des Friedensvertrags 
aufgeſtellten Grundſatz die Rechtsgültigkeit und Rechtsbeſtändigkeit der von 
der Militärverwaltung im beſetzten Gebiet über die Überlaſſung von Staats- 
ländereien zur Ausbeutung mit der Olländereien⸗ Pachtgeſellſchaft abgeſchloſſenen 
Verträge anerkannt und ſich damit einverſtanden. erklärt, d daß dieſe Ländereien 
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von einem noch zu beſtimmenden Zeitpunkt an unter die gleichen Beſtimmungen 
fallen wie die neu hinzutretenden Staatsländereien. Ebenſo hat die Rumäniſche 
Regierung die im Wege der Zwangsliquidation erfolgte und etwa weiter noch 
erfolgende Übertragung der Rechte anderer (feindlicher) Geſellſchaften auf die 
Erdöl⸗Induſtrieanlagen⸗Geſellſchaft anerkannt und zugleich der Verlängerung der 
von dieſer Geſellſchaft erworbenen Konzeſſionen um eine Friſt zugeſtimmt, die 
dem Zeitraum vom Eintritt Rumäniens in den Krieg bis zum Ablauf eines 
Jahres nach dem allgemeinen Friedensſchluß gleichkommt. 

Für die Ausübung des Rohölhandelsmonopols iſt eine Geſellſchaft in Aus— 
ſicht genommen, die von einer von Deutſchland und Oſterreich-Ungarn zu be— 
zeichnenden Finanzgruppe zu begründen iſt und worin ebenfalls Deutſchland 
den überwiegenden Einfluß beſitzen ſoll. 

Zu den einzelnen Abſchnitten des Abkommens iſt folgendes zu bemerken: 

Zu J. Die Verpachtung der Olländereien an die Pachtgeſellſchaft erfolgt 
zunächſt auf 30 Jahre, muß jedoch auf Verlangen der Geſellſchaft um zweimal 
30 Jahre verlängert werden. 

Das Ausnutzungsrecht erſtreckt ſich auf die Aufſuchung, Gewinnung und Verar— 
beitung von Erdölen, Erdgas, Erdwachs, Aſphalt und anderen Bitumina und umfaßt 
das Recht zur Errichtung und Benutzung der für die Gewinnung, Beförderung, Lage— 
rung und Bearbeitung der vorerwähnten Produkte erforderlichen Anlagen, Gebäude und 
Wohnungen. Die Geſellſchaft darf in bezug auf Laſten und Abgaben nicht ungünſtiger 
geftellt werden als irgend ein in Rumänien tätiges anderes Unternehmen. Für dieſes 
Ausbeutungsrecht hat die Geſellſchaft dem rumäniſchen Staate während der erſten 
30 jährigen Vertragsperiode eine Vergütung von 8 Prozent des rumäniſchen 
Marktpreiſes des im verfloſſenen Jahre gewonnenen Rohöls zu entrichten, die 
ſich bei der vorgeſehenen Verlängerung für jede weitere Periode von 30 Jahren 
um je 1 Prozent erhöht. Neben dieſer Vergütung (Redevenz) iſt dem rumäniſchen 

Staate ein Gewinnanteil zu gewähren, der ſich nach dem Betrage berechnet, 
den die Geſellſchaft über den Betrag von 8 Prozent als Dividende verteilt. Er 
iſt abgeſtuft nach der Höhe der Dividende und ſteigt von 25 bis 40 Prozent. Die 
Pachtgeſellſchaft iſt verpflichtet, während der erſten 15 Jahre des Pachtverhält— 
niſſes in je 5 Jahren 100 Sonden, alſo durchſchnittlich im Jahre 20 Sonden, 
anzuſetzen und im Betriebe zu erhalten. Nach Ablauf der erſten 15 Jahre 
hat die Geſellſchaft den nach der durchſchnittlichen Jahresausbeute ſich berechnenden 
Redevenzbetrag ohne Rückſicht auf die Zahl der tatſächlich niedergebrachten Sonden 
an die Rumäniſche Regierung abzuführen. Die Geſellſchaft darf in bezug 
auf Steuern und Abgaben nicht ungünſtiger behandelt werden als irgendeine 
andere in Rumänien arbeitende Erdölunternehmung, auch ſoll- fie die im rumä— 
niſchen Nationalinduſtrieförderungsgeſetz vorgeſehenen Vergünſtigungen ohne Rück— 
ſicht auf die Erfüllung der hierfür im allgemeinen vorgeſchriebenen Bedingungen 
genießen. Sie unterliegt hinſichtlich der Staatsangehörigkeit ihrer Leiter, der 
Mitglieder ihrer Organe, ihrer Angeſtellten und Arbeiter keinerlei Beſchränkungen. 
Die Befähigungsnachweiſe für die Baumeiſter, Betriebsleiter uſw., die für 
Deutſchland, Oſterreich oder Ungarn gelten, müſſen auch in Rumänien anerkannt 
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werden. Das Stammkapital der Geſellſchaft zerfällt in Stammanteile mit ein- 
fachem und Vorzugsanteile mit fünfzigfachem Stimmrecht. Die Vorzugsaktien 
find der ausſchließlichen Kontrolle Deutſchlands vorbehalten, während die Stamm⸗ 
anteile bis zu ½ des geſamten Betrags der Rumäniſchen Regierung mit der 
Maßgabe angeboten werden ſollen, daß ſie von dieſer auch an weitere Intereſſenten 
abgegeben werden können. Die verbleibenden Stammanteile werden nach dem Ver— 
hältnis von 2 zu 1 zwiſchen Deutſchland und Oſterreich-Ungarn verteilt. Für 
Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und der Rumäniſchen Regierung iſt ein 
Schiedsgericht mit einem neutralen Obmann vorgeſehen. 

In bezug auf die Ziffern II und III iſt bereits oben das Erforderliche 
bemerkt worden. 

Zu Ziffer IV: Das Stammkapital der Handelsmonopolgeſellſchaft ſoll 
ebenfalls aus Vorzugsanteilen mit fünfzigfachem Stimmrecht und einfachen An— 
teilen mit einfachem Stimmrecht zuſammengeſetzt fein. Die Verfügung über die 
Vorzugsanteile ſteht ausſchließlich Deutſchland, Oſterreich und Ungarn nach Maß— 
gabe der zwiſchen den Regierungen zu treffenden Vereinbarungen zu. Von den 
Stammanteilen ſoll auch hier der Rumäniſchen Regierung der vierte Teil zum 
Bezuge angeboten werden, dergeſtalt, daß ſie dieſe Anteile auch an private Intereſſenten 
abgeben kann. Gegenſtand des Monopols iſt das ausſchließliche Recht zum Bezuge 
von Rohölen. Alles in Rumänien erzeugte Rohöl iſt der Handelsmonopol— 
geſellſchaft zu überlaſſen und von dieſer zu übernehmen, ſoweit ſie es nicht für 
den Betrieb der Produzenten ſelbſt freigibt. Der Preis für die Übernahme des Roh— 
öls wird von der Handelsmonopolgeſellſchaft halbjährlich feſtgeſetzt. Die Handels- 
monopolgeſellſchaft hat für die Verarbeitung des gewonnenen Rohöls und für die 
Ausfuhr derjenigen Mengen von Rohöl und Rohöldeſtillaten Vorſorge zu treffen, 
die nicht zur Deckung des rumäniſchen Inlandsbedarfs erforderlich ſind. Die 
Sicherung dafür, daß die nicht für Rumänien erforderlichen Mengen in erſter 
Linie nach Deutſchland und Oſterreich-Ungarn ausgeführt werden, iſt durch den 
Einfluß geſichert, den Deutſchland und Oſterreich-Ungarn auf die Leitung der 
Monopolgeſellſchaft auszuüben in der Lage ſind. Von den ins Ausland aus— 
geführten Olmengen wird dem Rumäniſchen Staate eine Abgabe von 4 Lei für 
Petroleumdeſtillate und von 3,60 Lei für Rohöle gewährt. Die Einfuhr von 
Rohöl und Rohölerzeugniſſen nach Rumänien iſt verboten und bedarf in Aus— 
nahmefällen der Zuſtimmung der Monopolgeſellſchaft. 

Abſchnitt trifft über die Anwendbarkeit der Abſchnitte ! und III auf 
andere in Rumänien beſtehende Erdölunternehmungen Beſtimmung und ſieht ein 
ſchiedsgerichtliches Verfahren für die Fälle vor, in denen die zum Nachweis der 
Rechte ſolcher Geſellſchaften erforderlichen Urkunden uſw. infolge des Krieges 
verloren gegangen ſind. 

Nach der im Anſchluß an das Petroleumabkommen abgedruckten, zwiſchen 
der Deutſchen und der Oſterreichiſch-Ungariſchen Regierung einerſeits und der 
Rumäniſchen Regierung andererſeits getroffenen beſonderen Vereinbarung treten 
die Beſtimmungen über die Errichtung des Rohölhandelsmonopols nur inſoweit 
in Kraft, als nicht bis zum 1. Dezember 1918 eine anderweite Verſtändigung 
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zwiſchen den vertragſchließenden Teilen zuftande gekommen ſein ſollte. Dieſer 
Vorbehalt beruht auf einem dringenden Verlangen der Rumäniſchen Regierung. 
Ohne ſein Zugeſtändnis wäre es nicht möglich geweſen, das Abkommen über die 
Regelung des Petroleumverkehrs zuſtande zu bringen. Dadurch, daß es zu jeder 
Anderung des Abkommens unſerer Zuſtimmung bedarf, ſind unſere Intereſſen 
ausreichend geſichert. . r 

In dem den zweiten Teil des Sonderabkommens bildenden 

Wirtſchaftsabkommen 

verpflichtet fic) Rumänien, feine Überſchüſſe an Getreide aller Art, einſchließlich 
Olſaaten, Futtermitteln, Hülſenfrüchten, Geflügel, Vieh, Fleiſch, Geſpinſtpflanzen 
und Wolle an Deutſchland und Oſterreich-Ungarn zu verkaufen. Für die Jahre 
1918 und 1919 iſt dieſer Verkauf feſt vereinbart zu beſtimmten Preiſen. Für 
weitere ſieben Jahre beſteht für Deutſchland und Oſterreich-Ungarn keine Ver- 
pflichtung, ſondern nur das Recht zur Abnahme des rumäniſchen Überſchuſſes. 
Für dieſe Jahre ſind die Preiſe alljährlich von einer Kommiſſion feſtzuſetzen, 
die aus je einem Vertreter von Deutſchland, Oſterreich und Ungarn und einer 
gleichen Anzahl von Vertretern Rumäniens gebildet wird. Der Feſtſetzung ſoll 
der Weltmarktpreis oder, fo lange ein ſolcher nicht beſteht, der freie Markt- 
preis in benachbarten Ländern mit ähnlichen Produktionsverhältniſſen, näm⸗ 
lich in Deutſchland, Oſterreich, Ungarn, Bulgarien, der Ukraine und dem 
übrigen europäiſchen Teile des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreichs zugrunde ge— 
legt werden. Wenn Rumänien von den ausgeführten landwirtſchaftlichen Pro— 
dukten Ausfuhrzölle oder andere Abgaben erhebt, ſo müſſen dieſe zu Laſten 
des Verkäufers in den Preis eingerechnet werden. Eine Ausfuhr der im Ab— 
kommen bezeichneten Produkte nach anderen Ländern als Deutſchland, Oſterreich 
und Ungarn iſt nur inſoweit zuläſſig, als der von dieſen Ländern beanſpruchte 
Anteil an den rumäniſchen Überſchüſſen gedeckt ijt. Die Feſtſtellung des Über— 
ſchuſſes erfolgt durch die Rumäniſche Regierung unter Mitwirkung von Vertretern 
des Deutſchen Reichs und Oſterreich-Ungarns, ſoweit nicht für die Dauer und 
den Bereich der Okkupation weitere Beſtimmungen getroffen ſind. Ihr ſoll das 
Verhältnis der durchſchnittlichen Ausfuhr während der Jahre 1908 bis 1913 zur 
geſamten Erzeugung des Landes zugrunde gelegt werden. Zur Durchführung dieſes 
Abkommens iſt die Errichtung von Zentralſtellen von ſeiten der vertragſchließenden 
Teile vorgeſehen. Deutſchland und Oſterreich-Ungarn haben ihrerſeits die Bereit⸗ 
willigkeit zugeſagt, die Ausfuhr aller in Rumänien benötigten Waren, Ganz- und 
Halbfabrikate, Rohſtoffe uſw. nach Rumänien, insbeſondere der zur Hebung der 
Landwirtſchaft notwendigen Gegenſtände, möglichſt zu fördern. Zur Erleichterung 
der Saldierung der aus dieſem Warenaustauſch hervorgehenden Zahlungsverpflich— 
tungen werden ſich Deutſchland und Rumänien ſowie Oſterreich-Ungarn und Ru— 
mänien gegenſeitig die notwendigen Zahlungsmittel gegen Einräumung von Gut- 
haben des anderen Landes zur Verfügung ſtellen. Streitigkeiten, die ſich aus dem 
Wirtſchaftsabkommen ergeben, unterliegen dem Schiedsgericht zur Entſcheidung. 

Die in der Anlage zum Wirtſchaftsabkommen für die Jahre 1918 und 1919 
feſtgeſetzten Preiſe gründen ſich auf das Urteil bewährter Kenner der rumäniſchen 
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wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Wenn ſie im Vergleich zu den deutſchen Höchſt— 
preiſen verhältnismäßig hoch erſcheinen, ſo iſt einerſeits der vorausſichtlich noch 
länger als zwei Jahre dauernde niedrige Stand der rumäniſchen Währung, anderer— 
ſeits der Umſtand in Betracht zu ziehen, daß die Preiſe in Rumänien durch die 
weſentlich höheren Preiſe in den von den Zentralmächten in den beſetzten rumä— 
niſchen Gebieten und in den angrenzenden Ländern beeinflußt werden, und es 
nicht angängig war, die Preiſe ſo niedrig zu halten, daß ein Anreiz zum Anbau 
für den rumäniſchen Landwirt nicht mehr beſtanden hätte. In dieſem Falle 
würde der Zweck des Abkommens, die Verſorgung von Deutſchland und Oſter— 
veich-Ungarn mit dem erforderlichen Brotgetreide und den anderen notwendigen 
landwirtſchaftlichen Produkten, vereitelt worden ſein. 
Der dritte Teil des Abkommens enthält 


das Schiffahrtsabkommen, 
d. h. die Beſtimmungen für die Schiffahrt auf der Donau, ſoweit ſie nicht in 
den Friedensvertrag aufgenommen worden ſind. 

Artikel 1 dieſes Abkommens ſichert die Gleichbehandlung der deutſchen, öſter— 
reichiſchen und ungariſchen Schiffe, Schiffahrtsunternehmer und ihrer Angeſtellten 
mit den rumäniſchen Schiffen, Schiffahrtsunternehmungen und ihren Angeſtellten. 
Außerdem iſt in dieſer Beziehung die Meiſtbegünſtigung gegenüber dritten Staaten 
vereinbart. Ebenſo iſt die Meiſtbegünſtigung vereinbart bezüglich deutſcher, öſter— 
reichiſcher und ungariſcher Güter, welche auf Schiffen fremder Staaten befördert 
werden, hinſichtlich aller Gebühren und öffentlichen Abgaben ſowie hinſichtlich 
aller Abgaben und der Abfertigung und Behandlung in rumäniſchen Häfen und 
Umſchlagsplätzen. Die gleichen Beſtimmungen ſind auf der deutſchen, öſterreichi— 
ſchen und ungariſchen Donauſtrecke für rumäniſche Schiffe, Schiffahrtsunternehmer 
und ihre Angeſtellten ſowie Ladungen' und Güter vereinbart. 

Zu Artikel 2. Die vertragſchließenden Teile ſichern ſich für die Uferplätze 
ihrer Gebiete die Bereitſtellung ihrer Lande- und Ladeplätze ſowie ihrer Nieder— 
lageplätze zu. Ebenſo ſichern ſich beide vertragſchließenden Teile die Zulaſſung der 
Verpachtung von Uferſtreifen zum Zwecke der Anlegung von Magazinen, Anlege⸗, 
Niederlageplätzen, Lade-, Löſch- und Umſchlagsvorrichtungen, Reparaturplätzen ſowie 
der für dieſe Betriebe erforderlichen Gebäude zu. Von Rumänien iſt die Verpflichtung 
übernommen worden, ſolche Uferſtreifen den deutſchen, öſterreichiſchen und ungariſchen 
Binnenſchiffahrtsunternehmung gen pachtweiſe auf 30 Jahre zur Verfügung zu ſtellen. 
Bei der Ausführung dieſer Verpflichtung hat die Rumäniſche Regierung deutſche, 
öſterreichiſche und ungariſche Kommiſſare zur Wahrnehmung der Intereſſen der 
deutſchen, öſterreichiſchen und ungariſchen Schiffahrtsgeſellſchaften hinzuzuziehen. 

Weiter iſt die Fortbenutzung der von Deutſchland in einzelnen rumäniſchen 
Donauhäfen errichteten Getreide- und Kohlenelevatoren für die Dauer des Wirt— 
ſchaftsabkommens vorgeſehen. Nach dieſer Zeit ſollen für die Überlaffung dieſer 
Einrichtungen an den Rumäniſchen Staat Vereinbarungen getroffen werden. 
Andere von Deutſchland und Oſterreich-Ungarn in rumäniſchen Donauhäfen 
während des Krieges geſchaffene Anlagen ſollen, ſoweit nicht Abweichendes ver— 
einbart iſt, Rumänien gegen Erſtattung ihrer Koſten überlaſſen werden. 
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In dem eingangs erwähnten beſonderen Protokoll zu dem wirtſchafts— 
politiſchen Zuſatzvertrag und zu dem deutſch⸗öſterreichiſch-ungariſch-rumäniſchen 
Sonderabkommen iſt, abgeſehen von einer auf die Gleichberechtigung der religiöſen 
Bekenntniſſe bei Reichsangehörigen bezüglichen Beſtimmung, auf Verlangen Rumäniens 
eine Zuſage gegeben worden, nach welcher Deutſchland während der Dauer des 
Handelsvertrags bei der Ausfuhr von landwirtſchaftlichen Maſchinen und Werk— 
zeugen, Roheiſen, Kupfervitriol, Schwefelſäure und Soda keine Ausfuhrzölle er— 
heben wird. Da in Deutſchland Ausfuhrzölle nicht beſtehen und für die er— 
wähnten Artikel jedenfalls auch in Zukunft nicht werden eingeführt werden, ſo 
konnte dieſe Zuſage unbedenklich gegeben werden. Das Verlangen Rumäniens, 
eine gleiche Zuſage für die Ausfuhr von Kohle zu geben, mußte abgelehnt wer— 
den. An ſeiner Stelle iſt auf rumäniſchen Wunſch die an ſich ſelbſtverſtändliche 
Beſtimmung aufgenommen worden, daß die in Artikel 8 des Handelsvertrags ver— 
einbarten Grundſätze auch auf die Ausfuhr von Kohle von Deutſchland nach Ru— 
mänien Anwendung finden. Endlich iſt auf rumäniſchen Wunſch für die Zeit, 
zu der Artikel XX des Friedensvertrags nicht mehr anwendbar fein wird, eine 
beſondere Vereinbarung vorbehalten worden über diejenigen Maßnahmen, welche 
die Befriedigung des rumäniſchen Inlandbedarfs an Rohöl und an 
ſicherſtellen ſollen. 


IV. 

Zur Ausführung des zwiſchen Deutſchland und Oſterreich-Ungarn einerſeits 
und Rumänien andererſeits abgeſchloſſenen Petroleumabkommens iſt zwiſchen 
Deutſchland und Öfterreich-Ungarn das »Abkommen über die Beteiligung 
Deutſchlands und Oſterreich-Ungarns an der rumäniſchen Petroleum— 
Induſtrie« geſchloſſen worden. In dieſem iſt, wie ſchon oben erwähnt, der 
Deutſchen Regierung die Kontrolle über die geſamten Vorzugsanteile der im 
Petroleumabkommen vorgeſehenen Geſellſchaft vorbehalten. Dagegen iſt Oſterreich— 
Ungarn von den Stammanteilen der Geſellſchaft, ſoweit ſie nicht von Rumänien 
übernommen werden, eine Beteiligung im Verhältnis von 1 zu 2 und die Be— 
teiligung am Aufſichts- und Verwaltungsrat der Geſellſchaft mit einem Drittel 
der Mitglieder zugeſagt. Aus dieſen Mitgliedern ſollen je zwei als Kommiſſare 
Oſterreichs und Ungarns beſtellt werden, die bei wichtigen Entſcheidungen der 
Geſellſchaftsorgane zu hören ſind. Ferner iſt Oſterreich-Ungarn für jedes Jahr der 
Anſpruch auf den Bezug einer Rohölmenge eingeräumt, die gleich iſt 25 Prozent 
der in den betreffenden Jahren insgeſamt zur Ausfuhr gelangenden Menge an Roh— 
ölen und Erdölerzeugniſſen Weiter iſt beſtimmt, daß rumäniſche Raffinerien, die 
bereits vor dem Kriege in Betriebe geweſen ſind und an denen deutſches oder 
öſterreichiſch-ungariſches Kapital vorwiegend beteiligt iſt, ihrer Leiſtungsfähigkeit 
entfprechend gleichmäßig an der bei der etwaigen Zulaſſung von Erweiterungen 
beſtehender Raffinerien oder der Errichtung neuer Raffinerien im Verhältnis von 
1 zu 4 zu beteiligen find. Bei der Aufſtellung des Wirtſchaftsprogramms ſoll 
die genügende Deckung des Rohölbedarfs der Raffinerien Oſterreich-Ungarns 
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tunlichſt berückſichtigt werden. Für den Fall, daß die Beſtimmungen des Petroleum— 
abkommens über das Rohölhandelsmonopol bei der vorbehaltenen Reviſion eine 
weſentliche Abänderung erfahren ſollten, iſt eine anderweite Verſtändigung mit 
Oſterreich⸗Angarn vorbehalten. Endlich iſt noch beſtimmt, daß der Durchfuhr 
von Erdölen und Erdölerzeugniſſen aus Rumänien durch Öfterreich-Ungarn nach 
Deutſchland und aus Oſterreich-Ungarn durch Deutſchland keine Hinderniſſe in 
den Weg gelegt und keine Erſchwerungen bereitet werden ſollen, die dem 
geltenden deutſch⸗öſterreichiſch-ungariſchen Handelsvertrag zuwiderlaufen würden. 


C. 
Der deutſche rechtspolitiſche Zuſatzvertrag. 


In dem Deutſch-Rumäniſchen rechtspolitiſchen Zuſatzvertrag zum Friedens— 
vertrag waren zum großen Teile dieſelben Materien zu regeln, die den Gegenſtand 
des Deutſch⸗Ukrainiſchen und des Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrags bilden; ebenſo 
wie die Zuſatzverträge mit der Ukraine und Rußland enthält daher auch der rechts— 
politiſche Zuſatzvertrag mit Rumänien je ein Kapitel über die Wiederaufnahme der 
diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen, über die Wiederherſtellung der Staats— 
verträge, über die Wiederherſtellung der Privatrechte, über den Erſatz von Zivil— 
ſchäden, über den Austauſch der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten, über die 
Fürſorge für Rückwanderer ſowie über die Amneſtie. An die Stelle des Kapitels 
der beiden früheren Verträge über die Behandlung der in die Gewalt des Gegners 
geratenen Kauffahrteiſchiffe und Schiffsladungen iſt im Vertrage mit Rumänien 
ein Kapitel über die Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Fluß— 
fahrzeuge und ſonſtigen Verkehrsmittel getreten. Eine bedeutſame Erweiterung 
hat aber dieſer Vertrag durch drei neue Kapitel erfahren, worin die Kriegsſchäden, 
die Stellung der deutſchen Kirchengemeinden und der deutſchen Schulen in Rumänien 
ſowie die Sicherſtellung der rumäniſcherſeits übernommenen finanziellen Verpflich- 
tungen geregelt werden. 

Soweit die in den drei Verträgen behandelten Materien die gleichen ſind, 
werden im Vertrage mit Rumänien die einzelnen Beſtimmungen der beiden früheren 
Verträge zum Teil wörtlich wiederholt. In den nachſtehenden Ausführungen werden 
deshalb bei den ſich hierauf beziehenden Kapiteln nur die Abweichungen und Zu⸗ 
ſätze hervorgehoben werden, während ſich im übrigen die Begründung der Be— 
ſtimmungen dieſer Kapitel aus den Denkſchriften zum RN Ukrainiſchen und 
zum Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrag ergibt. 

Zu bemerken iſt noch, daß im Sinne des vorliegenden Vertrags, ebenſo wie 
im Sinne der beiden früheren Zuſatzverträge, überall da, wo von Rechten und 
Pflichten der vertragſchließenden Teile die Rede ijt, auf deutſcher Seite die Bundes⸗ 
ſtaaten einbegriffen find, ſoweit dieſe als Träger ſolcher Rechte und Pflichten tiber- 
haupt in Betracht kommen. 
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Erſtes Kapitel. 


Der Artikel 1 regelt den Umfang, in dem die konſulariſchen Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Rumänien wiederaufgenommen werden ſollen, im 
gleichen Sinne wie der Deutſch⸗Ukrainiſche und der Deutſch-Ruſſiſche Zuſatzvertrag, 
dergeſtalt, daß überall da, wo früher Konſuln zugelaſſen waren, dieſe auch künftig 
wieder zuzulaſſen ſind. Doch lag hier kein Anlaß vor, die Ausnahme von der 
Zulaſſung auf gemiſchtſprachige Plätze oder Gebietsteile zu beſchränken, da in 
Rumänien vor dem Kriege deutſche Konſularvertreter für das geſamte Staatsgebiet 
zugelaſſen waren, demnach die Ausnahme für Rumänien überhaupt keine Bedeutung hat. 

Bei Regelung der Wiederaufnahme der konſulariſchen Beziehungen mußte 
berückſichtigt werden, daß ein Konſularvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
Rumänien nicht beſtand, daß vielmehr die Grundlage für die Stellung unſerer Konſuln 
in Rumänien immer noch das auf Artikel 49 des Berliner Vertrags von 1878 be— 
ruhende Syſtem der Kapitulationen bildete, die bereits ſeit Jahren von den be— 
teiligten Mächten nur noch in ganz beſchränktem Umfange aufrechterhalten wurden. 
Es erſchien daher geboten, die Tätigkeit unſerer Konſuln möglichſt bald auf 
eine neue Rechtsgrundlage zu ſtellen, wie dies für Bulgarien durch den Deutſch— 
Bulgariſchen Konſularvertrag vom 29. September 1911 eichs-Geſetzbl. 1913 
S. 435) und für die Türkei durch den Deutſch⸗Türkiſchen Konſularvertrag vom 
11. Januar 1917 eichs-Geſetzbl. 1918 S. 192) geſchehen iſt. Im Rahmen 
der Friedensverhandlungen war die Fertigſtellung eines Konſularvertrags ſelbſt— 
verſtändlich nicht möglich, es konnte ſich deshalb nur darum handeln, im Ar— 
tikel 2 die Verpflichtung Rumäniens zum Abſchluß eines ſolchen Vertrags ſicher— 
zuſtellen. Bis zum Abſchluß des Konſularvertrags ſichern ſich beide Teile hin— 
ſichtlich der Stellung ihrer Konſuln die Rechte der meiſtbegünſtigten Nation zu, 
und zwar unter dem Vorbehalt der Gegenſeitigkeit, ſo daß jeder Teil für ſeine 
Konſuln auf Grund der Meiſtbegünſtigungsklauſel nur ſolche Rechte in Anſpruch 
nehmen kann, die er ſeinerſeits den Konſuln des anderen Teiles gewährt. 

Nach den vorliegenden Nachrichten haben die deutſchen Konſularvertreter 
auch in Rumänien aus Anlaß des Krieges unter mancherlei Unbilden zu leiden 
gehabt, wenngleich dies nicht in ſolchem Umfang wie beiſpielsweiſe in Rußland 
der Fall geweſen iſt. Im Hinblick hierauf iſt im Artikel 3 eine beſondere Be— 
ſtimmung über die Verpflichtung zum Schadenserſatz für derartige Unbilden auch 
gegenüber Rumänien vorgeſehen, deren Feſtſtellung gegebenenfalls durch eine ge— 
miſchte Kommiſſion erfolgen ſoll. 


Zweites Kapitel. 


Wie bereits in den Bemerkungen zum Friedensvertrag hervorgehoben 
wurde, hat Deutſchland Rumänien gegenüber zwar auf den Erſatz der Kriegs— 
koſten, nicht aber, wie dies gegenüber der Ukraine und Rußland geſchehen iſt, 
auch auf den Erſatz der Kriegsſchäden verzichtet. Die Vorgeſchichte und der 
Verlauf des Krieges mit Rumänien ſowie die Umſtände, unter denen es zu den 
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Friedensverhandlungen gekommen iſt, geben zu einem ſolchen Verzichte keinerlei 
Anlaß; ſie laſſen es vielmehr als billig erſcheinen, einerſeits jede Verpflichtung 
Deutſchlands zum Erſatz von Kriegsſchäden auszuſchließen, andererſeits von Ru— 
mänien die völlige Schadloshaltung der von ſolchen Schäden betroffenen Deutſchen 
zu fordern. Dabei iſt der Begriff der Kriegsſchäden im weiteſten Sinne ange— 
wendet worden, dergeſtalt, daß darunter alle Schäden fallen, die Deutſchland oder 
ſeinen Angehörigen im Kriege mit Rumänien durch irgendwelche militäriſchen Maß 
nahmen einer kriegführenden Macht, ſei es Deutſchlands, Rumäniens oder der 
beiderſeitigen Verbündeten, entſtanden find. . 

Diementſprechend verzichtet Rumänien im Artikel 4 Abſ. 1 auf den Erſatz 
der Kriegsſchäden, die Deutſchland durch ſeine militäriſchen Maßnahmen auf ru— 
mäniſchem Gebiete, mit Einſchluß aller dort vorgenommenen Requifitionen und 
Kontributionen, veranlaßt hat, ſo daß die Vergütung, die rumäniſche Staatsange— 
hörige für ſolche Schäden zu beanſpruchen haben, von Rumänien ſelbſt über— 
nommen werden muß. Aus dieſem Verzichte Rumäniens wird im Artikel 4 Abſ. 2 
die Folgerung gezogen, daß Deutſchland, ſoweit es die von ihm angerichteten 
Kriegsſchäden etwa bereits aus eigenen Mitteln bezahlt hat, hierfür von Rumänien 
Erſatz verlangen kann; daß eine ſolche Bezahlung rumäniſcherſeits dann nicht zu— 
rückvergütet zu werden braucht, wenn fie in Noten der Banca Generala Romani 
(Notenausgabeſtelle) erfolgt iſt, erklärt ſich aus der ſpäter zu erörternden Beſtim⸗ 
mung des Artikel 5, wonach Rumänien dieſe Noten einzulöſen hat. 

Sodann wird im Artikel 6 poſitiv beſtimmt, daß Rumänien alle auf ſeinem 
Gebiet entſtandenen Kriegsſchäden, von denen Deutſche betroffen worden ſind, zu 
erſetzen hat, und zwar auch dann, wenn Deutſche ſolche Schäden nicht unmittelbar, 
ſondern infolge ihrer Beteiligung an Unternehmungen in Rumänien erlitten haben, 
die nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen nicht ohne weiteres als deutſche 
Rechtsſubjekte anzuſehen ſind. Selbſtverſtändlich haftet Rumänien nicht für die 
Vermögensſchaden, die Deutſche als Angehörige der deutſchen Streitmacht durch 
Kampfhandlungen erlitten haben, wohl aber für ſolche Verluſte, die deutſchen 
Kriegsgefangenen durch ihre rechtswidrige Behandlung zugefügt worden ſind; im 
Hinblick auf die große Zahl der Fälle, wo eine derartige Behandlung außer 
Zweifel ſteht, iſt ausdrücklich feſtgeſtellt worden, daß die Kriegsgefangenen, oder, 
ſofern ſie verſtorben ſind, ihre Hinterbliebenen Erſatz für alle Nachteile erhalten, 
die auf ungerechtfertigte Handlungen oder Unterlaſſungen der mit ihrer Unter- 
bringung, Verpflegung oder Bewachung beauftragten Organe oder auf ihre Ab- 
beförderung nach Rußland und ihre dortige Behandlung zurückzuführen find. 
Schließlich war noch zu berückſichtigen, daß der von Rumänien ausgeſprochene 
Verzicht auf den Erſatz der Kriegsſchäden Deutſchland nicht von den ihm nach 
allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen etwa obliegenden Erſatzverpflichtungen 
gegenüber Neutralen befreit, da dieſe durch die Abmachungen zwiſchen Deutſchland 
und Rumänien nicht gebunden werden; Rumänien iſt deshalb im Artikel 8 ver— 
pflichtet worden, auch die Bezahlung ſolcher neutraler Schäden zu übernehmen. 

Die Durchführung des den betroffenen Deutſchen hiernach zu leiſtenden 
Schadenerſatzes iſt in der gleichen Weiſe, wie dies im Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatz⸗ 
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vertrage hinſichtlich der Zivilſchäden beſtimmt wird, einer Entſchädigungskommiſſion 
übertragen worden; denn auch hier würde es zweifellos zu den größten Unzu— 
träglichkeiten führen, wenn die Erſatzberechtigten mit der Geltendmachung ihrer 
Anſprüche auf den gerichtlichen oder diplomatiſchen Weg verwieſen werden müßten. 

Im Zuſammenhang mit den Kriegsſchäden iſt im Artikel 5 eine Frage von 
großer finanzieller Tragweite geregelt worden, die ſich auf die Verwaltung der 
beſetzten rumäniſchen Gebiete bezieht. Nach der Beſetzung des Landes durch die 
verbündeten Streitkräfte ſtellte ſich heraus, daß die Rumäniſche Regierung 
bei der Überſiedelung nach Jaſſy die Barmittel aller Miniſterien und Ver— 
waltungsbehörden mit ſich genommen und die Abbeförderung faſt aller Be— 
ſtände der größeren Banken veranlaßt hatte. Um die den Okkupationsmächten 
nach den Beſtimmungen der Haager Landkriegsordnung obliegende Verpflichtung 
zur Wiederherſtellung und Aufrechterhaltung des öffentlichen Lebens in den beſetzten 
Gebieten zu erfüllen, ſah ſich die Okkupationsverwaltung vor die Aufgabe geſtellt, 
das Land mit genügenden Zahlungsmitteln zu verſehen. Zu dieſem Zwecke iſt bei 
der Banca Generala Romänä in Bukareſt eine Notenausgabeſtelle eingerichtet 
worden, welche die Aufgabe hat, auf Grund eines Bardepots bei der Reichsbank 
in Berlin Lei-Noten auszugeben; die Noten dienen in erſter Linie zur Beſtreitung 
der Koſten des Beſetzungsheers und der Okkupationsverwaltung, werden aber außer— 
dem auch zur Bezahlung der von den Verbündeten Mächten für den eigenen Be— 
darf ihrer Länder in Rumänien vorgenommenen Warenankäufe verwendet. Zur 
Entnahme der Noten ſind nur beſtimmte amtliche Stellen der Verbündeten Mächte 
befugt, die den in Mark berechneten Gegenwert bei der Reichsbank einzuzahlen 
haben. Ende März belief ſich der Betrag der ausgegebenen Noten auf etwa 
1 Milliarde Lei. 

Bei den Friedensverhandlungen kam es darauf an, dieſes Finanzſyſtem 
das ſich als ein durch die Verhältniſſe des Okkupationsgebiets erforderlich ge— 
wordener Notbehelf darſtellt, endgültig zu liquidieren. Dabei war von vorn— 
herein beabſichtigt, daß Rumänien nicht nur die für die Bedürfniſſe des Be— 
ſetzungsheers und der Landesverwaltung, ſondern auch die für andere Zwecke, 
insbeſondere für Warenkäufe zu Gunſten der verbündeten Länder, veraus— 
gabten Noten einlöſen ſollte. Denn es war zu berückſichtigen, daß die von 
Rumänien zu tragenden Koſten des Beſetzungsheers nicht ausſchließlich durch 
die Ausgabe von Lei-Noten, ſondern zum Teil auch durch Beſchaffungen aus 
der Heimat gedeckt worden ſind, und daß die durch den Krieg mit Rumänien 
entſtandenen Lücken in der Verſorgung Deutſchlands billigerweiſe durch rumäniſche 
Vorräte zu erſetzen waren. Bis zur Übergabe der Zivilverwaltung an die rumäni— 
ſchen Behörden, d. h. bis zur Ratifikation des Friedensvertrags, muß das Noten— 
ſyſtem mangels einer anderen Finanzierungsmöglichkeit noch in Kraft bleiben; es 
verſteht ſich indes, daß ſich die bis dahin noch erfolgenden Notenanforderungen, 
insbeſondere die Anforderungen für die zur Abbeförderung in die verbündeten Länder 
vorgenommenen Requifitionen, in den bisher üblichen Grenzen halten werden. 

Die Einlöfung der von der Banca Generala Romana ausgegebenen Noten, 
die damit endgültig aus dem Verkehr verſchwinden ſollen, hat zur Folge, daß die 
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bei der Reichsbank liegenden Deckungsbeträge zugunſten der Verbündeten Mächte 
frei werden. Die Verrechnung der Notendeckung wird nach Maßgabe der zwiſchen 
den Verbündeten getroffenen Vereinbarungen erfolgen. f 


Drittes Kapitel. 

Die Beſtimmungen über die Wiederherſtellung der Staatsverträge weiſen im 
Vergleich mit den entſprechenden Beſtimmungen des Deutfch-Ruffifchen Zuſatzvertrags 
zunächſt den Unterſchied auf, daß ein Recht zum Rücktritt von den grundſätzlich wieder— 
herzuſtellenden, aber von einem Teile als veraltet angeſehenen Verträgen nicht verein- 
bart worden iſt. Ein derartiges Rücktrittsrecht erſchien nach der Art der vor dem 
Kriege zwiſchen Deutſchland und Rumänien in Geltung geweſenen Staatsverträge nicht 
erforderlich, ein Verzeichnis dieſer Verträge iſt in der Anlage 3 enthalten. Anderer- 
ſeits iſt im Artikel 11 der in den beiden früheren Zuſatzverträgen wegen der Kollektiv— 
verträge politiſchen Inhalts gemachte Vorbehalt Rumänien gegenüber auch auf Einzel- 
verträge politiſchen Inhalts ausgedehnt worden, um Deutſchland für die Neuge— 
ſtaltung ſeiner politiſchen Beziehungen zu Rumänien völlig freie Hand zu geben. 
Schließlich iſt im Artikel 12 vorgeſehen, daß die geſamten Rechtsbeziehungen 
zwiſchen beiden Ländern, insbeſondere der Auslieferungsverkehr, demnächſt durch 
moderne Rechtsverträge geregelt werden ſollen. 


Viertes Kapitel. 


Die Wiederherſtellung der Privatrechte wird durch Beſtimmungen geregelt, 
die im weſentlichen wortgetreu aus dem Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrag über— 
nommen worden ſind. Da die Eingriffe in die deutſchen Privatrechte in Rumänien 
nicht ſo weit gegangen ſind wie in Rußland, und da überdies viele dieſer Eingriffe 
infolge der Beſetzung des größten Teiles des Landes bereits wieder haben beſeitigt 
werden können, haben manche Beſtimmungen, insbeſondere die des Artikel 19 über die 
Rückgabe veräußerter Immobilien, nicht die gleiche Tragweite wie im Deutſch— 
Ukrainiſchen und im Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrag. Immerhin erſchien die 
Aufnahme ſolcher Beſtimmungen auch hier ratſam, zumal da es an eingehenderen 
Nachrichten über die dem deutſchen Vermögen in der Moldau zuteil gewordene 
Behandlung fehlt. Soweit ſich die Beſtimmungen des entſprechenden Kapitels des 
Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrags auf die ruſſiſchen kommuniſtiſchen Enteignungs— 
geſetze beziehen, brauchten fie naturgemäß in den Vertrag mit Rumänien nicht über- 
nommen zu werden. Im übrigen ſind noch folgende Beſonderheiten hervorzuheben. 

Da die in Rumänien von der Okkupationsverwaltung auf privatrechtlichem 
Gebiet erlaſſenen Ausnahmegeſetze bereits im Artikel XXII des Friedensvertrags 
behandelt werden, hat ſich der rechtspolitiſche Zuſatzvertrag lediglich mit ſolchen 
Ausnahmebeſtimmungen zu befaſſen, die jeder Teil für fein eigenes Gebiet er— 
laſſen hat; dies wird dureh die im Artikel 13 Abſ. 1 enthaltene Erklärung des 
Begriffs »Kriegsgeſetze« klargeſtellt. 

Während ferner in dem Deutſch⸗Ukrainiſchen und in dem Deutſch-Ruſſiſchen 
Zuſatzvertrag Sonderbeſtimmungen über Wechſel- und Scheckrechte ſtillſchweigend 
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oder ausdrücklich einer beſonderen Vereinbarung vorbehalten find, hat die Regelung 
dieſer Rechte im Vertrage mit Rumänien bereits ſtattgefunden; denn der Artikel 14 
§ 3 Abſ. 2 dieſes Vertrags beſtimmt, daß die Vorlegung von Wechſeln oder 
Schecks innerhalb des vierten Monats nach der Ratifikation des Friedensvertrags 
oder, ſofern die Vorlegung innerhalb dieſer Friſt infolge von Kriegsereigniſſen 
nicht möglich iſt, innerhalb eines Monats nach dem Wegfall des Hinderniſſes, 
jedoch ſpäteſtens innerhalb eines Jahres nach der Ratifikation zu erfolgen hat. 

Endlich ſind im Artikel 16, der von den ſogenannten abſoluten Rechten 
handelt, die im Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrag enthaltenen Beſtimmungen über 
die während der Entziehung der Rechte fällig gewordenen Gebühren und über 
die ſtaatliche Ausbeutung der Rechte fortgefallen, weil im Verhältnis zwiſchen 
Deutſchland und Rumänien derartige Maßnahmen nicht in Betracht kommen. 
Ebenſo erſchien für die im Artikel 18 vorgeſehene Abwickelung der Tätigkeit der 
Aufſichtsperſonen, Zwangsverwalter und Liquidatoren die Beſtimmung des Deutſch— 
Ruſſiſchen Zuſatzvertrags entbehrlich, wonach die bei zentralen Hinterlegungs- und 
Sammelſtellen befindlichen Gelder und Wertpapiere dem Berechtigten innerhalb 
einer beſtimmten Friſt herauszugeben und bis dahin nach einem beſonderen Zins— 
ſatze zu verzinſen ſind. 


Fünftes Kapitel. , 

Die Regelung des Erſatzes der Zivilſchäden iſt nach den gleichen Grundſätzen wie im 
Deutſch⸗Ruſſiſchen Zuſatzvertrag erfolgt. Danach den vorliegenden Nachrichten eine Aus— 
ſchließung deutſcher Aktionäre von einem Bezugsrecht auf neu ausgegebene Aktien in 
Rumänien nicht vorgekommen iſt, brauchte die zum Schutze ſolcher Aktionäre dienende 
Beſtimmung des deutſch⸗xuſſiſchen Vertrags im Vertrage mit Rumänien nicht auf- 
genommen zu werden. Andererſeits ſind im Artikel 14 nicht nur, wie im Vertrage 
mit Rußland, die völkerrechtswidrigen Gewaltakte gegen Leben, Geſundheit und Ver- 
mögen, ſondern auch die gegen die Freiheit unter die Verpflichtung zum Schadenserſatz 
geſtellt worden; infolgedeſſen iſt die für die Kriegsſchäden eingeſetzte Entſchädigungs— 
kommiſſion, die nach Artikel 22 auch die Zivilſchäden feſtzuſtellen hat, in der 
Lage, den in Rumänien völkerrechtswidrig internierten Deutſchen, die an ihrem 
Leben, ihrer Geſundheit oder ihrem Vermögen einen Schaden nicht erlitten haben, 
eine angemeſſene Vergütung für den Verluſt ihrer Freiheit zuzuſprechen. Eine 
beſondere Verpflichtung iſt Rumänien im Artikel 24 zu Gunſten der Deutſchen 
auferlegt worden, die anläßlich des Kriegsausbruchs aus rumäniſchen Dienſten 
entlaſſen worden ſind; es handelt ſich dabei namentlich um zahlreiche Perſonen, 
die bis zum Kriege im rumäniſchen Eiſenbahndienſt tätig waren. 


Sechſtes Kapitel. 

Für den Austauſch der beiderſeitigen Kriegsgefangenen und die Heimkehr 
der beiderſeitigen internierten oder verſchickten Zivilangehörigen ſind gleichfalls 
dieſelben Grundſätze wie zwiſchen Deutſchland und Rußland aufgeſtellt worden. 
Eine abweichende Regelung hat nur die Erſtattung der Aufwendungen für die 
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Kriegsgefangenen erfahren. Im Intereſſe einer möglichſt einfachen und ſchnellen 
Abwickelung der Zahlungen werden nämlich im Artikel 25 § 3 für beide Teile 
gleichwertige Durchſchnittsſätze feſtgeſtellt, bei deren Bemeſſung die in Abzug zu 
bringenden Vergütungen für die Arbeitsleiſtungen der Kriegsgefangenen berück— 
ſichtigt worden ſind. Neu iſt auch die für Deutſchland günſtige Beſtimmung, 
wonach die Koſten der Heimbeförderung der Gefangenen bis zur Grenze ihres 
Heimatſtaats von dieſem getragen werden müſſen. 

Zu der im Vertrage mit Rußland vorgeſehenen Entſendung beſonderer deutſcher 
Kommiſſionen, denen die Fürſorge für die deutſchen Kriegsgefangenen und Zivilan— 
gehörigen bis zu deren Heimkehr obliegt, beſtand gegenüber Rumänien kein Anlaß, 
da die Heimkehr vorausſichtlich binnen kürzeſter Zeit erfolgen wird. 


Siebentes Kapitel. 

Von den nach Rußland ausgewanderten deutſchen Koloniſten hat ſich eine 
nicht unerheb iche Anzahl ſpäter auf rumäniſchem Gebiet angeſiedelt. Es empfahl ſich 
daher, die Beſtimmungen der früheren Zuſatzverträge über die Fürſorge für die Rück— 
wanderer, einſchließlich der im Vertrage mit Rußland enhaltenen Entſchädigungspflicht, 
auch in den Vertrag mit Rumänjen aufzunehmen. Die Mehrzahl der deutſchen 
Koloniſten iſt allerdings in der von Rumänien jetzt abgetretenen Dobrudſcha an— 
ſäſſig. Auch dieſen Koloniſten werden aber die vereinbarten Vergünſtigungen zu— 
teil werden, weil die Verpflichtung Rumäniens zum Erſatz der den Koloniſten 
zugefügten Unbilden durch die Abtretung der Dobrudſcha nicht berührt wird und 
die übrigen in dieſem Kapitel feſtgeſetzten Verpflichtungen für das Gebiet der 
Dobrudſcha von Bulgarien übernommen werden ſollen. 

Die Beſtimmungen dieſes Kapitels würden noch erhöhte Bedeutung ge⸗ 
winnen, wenn Beßarabien, wo ebenfalls zahlreiche deutſche Koloniſten angeſiedelt 
ſind, in Rumänien einverleibt oder ihm ſonſt angegliedert wird; denn in dieſem 
Falle würden ſich die von Rumänien in Anſehung der Rückwanderer übernommenen 
Verpflichtungen auch auf Beßarabien erſtrecken. 


Achtes Kapitel. . 

Die Beſtimmungen des Artikel 31 über die von Deutſchland und Ru— 
mänien den Angehörigen des anderen Teiles zu gewährende Straffreiheit ſind 
wörtlich aus dem Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrage übernommen worden; das 
Gleiche gilt für die Beſtimmung des Artikel 32 § 1 über die Straffreiheit, 
die beide Teile ihren eigenen Angehörigen für die während der Kriegsgefangen— 
ſchaft, der Internierung oder Verſchickung geleiſteten Arbeiten zu gewähren haben. 

Dagegen iſt an die Stelle der Beſtimmung des Deutſch-Ruſſiſchen Vertrags 
über die Straffreiheit der Bewohner der beſetzten Gebiete im Artikel 32 § 2 
des Deutſch-Rumäniſchen Vertrags eine Beſtimmung getreten, die ſich nicht nur auf 
die Bewohner der beſetzten rumäniſchen Gebiete, ſondern auf alle rumäniſchen 
Staatsangehörigen bezieht. Bekanntlich haben viele Rumänen, und zwar ſo— 
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wohl Angehörige der Armee als auch Beamte und ſonſtige Zivilperſonen, nach 
dem Eintritt ihres Landes in den Krieg nicht gezögert, ihre Gegnerſchaft zu der 
Politik der damaligen Rumäniſchen Regierung und ihre Anhänglichkeit an Deutſch— 
land in Wort und Tat zu bekunden. Um dieſe Perſonen vor einer ſtrafrecht— 
lichen Verfolgung wegen der Betätigung ihrer deutſchfreundlichen Geſinnung zu 
ſchützen, war es erforderlich, eine Amneſtie ohne Rückſicht auf den Aufent⸗ 
haltsort der Beteiligten zu vereinbaren. Aus, dieſer Verallgemeinerung er 
gab ſich andererſeits die Notwendigkeit, das militäriſche Verhalten rumäniſcher 
Staatsangehörigen nicht ſchlechthin, ſondern nur inſoweit unter Straffreiheit zu 
ſtellen, als dieſes Verhalten aus politiſchen Beweggründen irgendwelcher Art zu 
erklären iſt; denn ſelbſtverſtändlich will Deutſchland von Rumänien nicht etwa 
die Begnadigung ſolcher Heeresangehörigen verlangen, die ſich ohne politiſche 
Beweggründe gewöhnlicher militäriſcher Straftaten ſchuldig gemacht haben. 

Der in dem Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrag aufgenommene Vorbehalt 
wegen der Ausdehnung der Amneſtie auf weitere Klaſſen von Perſonen war 
Rumänien gegenüber im Hinblick auf die weitgehende Faſſung des erwähnten 
Artikel 32 § 2 entbehrlich. 


Neuntes Kapitel. 

Bei Ausbruch des Krieges ſind in Rumänien zahlreiche Donaufahrzeuge, 
die für die Ausfuhr von Landesprodukten nach den Ländern der Mittelmächte 
verwendet wurden, in die Gewalt der Rumänen geraten. Zum Teil gehören 
dieſe Fahrzeuge Angehörigen der Mittelmächte, zum Teil ſind ſie ſtaatliches Eigen— 
tum; zum Teil ſind ſie zwar Eigentum von Angehörigen dritter Staaten, aber 
von den Regierungen der Mittelmächte oder deren Angehörigen unmittelbar oder 
mittelbar, z. B. unter Mitwirkung neutraler Firmen, gemietet worden. Anderer— 
ſeits wurden rumäniſche Donaufahrzeuge bei der Eroberung des Landes von den 
verbündeten Streitkräften erbeutet. 

In Übereinſtimmung mit den in der Haager Landkriegsordnung für be— 
ſchlagnahmte Verkehrsmittel aufgeſtellten Grundſätzen wird im Artikel 34 Abſ. 1 
beſtimmt, daß die im Eigentum von Angehörigen eines vertragſchließenden Teiles 
befindlichen und in die Gewalt des anderen Teiles geratenen Flußfahrzeuge zurück— 
zugeben ſind. Dieſen Flußfahrzeugen werden im Artikel 34 Abſ. 2 die im 
Eigentum von Angehörigen dritter Staaten ſtehenden, aber von einem Vertrags— 
ſtaat oder ſeinen Angehörigen gemieteten Flußfahrzeuge gleichgeſtellt, um die 
Mieter vor etwaigen Schadenserſatzanſprüchen der Vermieter zu ſichern. 

Was die ſtaatlichen Flußfahrzeuge betrifft, ſo würden ſie mangels einer 
ausdrücklichen Abrede nach einem allgemeinen, auch in der Haager Landkriegs— 
ordnung anerkannten Grundſatze des Völkerrechts als feindliches Staatseigentum 
ausnahmslos dem Staate verbleiben, in deſſen Gewalt ſie durch den Krieg ge— 
raten ſind. Dieſer Grundſatz ſoll indes nach Artikel 34 Abſ. 2 nicht für 
ſolche ſtaatlichen Fahrzeuge gelten, die dem Warenverkehr dienten und ſich 
bei Kriegsausbruch auf dem Gebiete des anderen Teiles befanden. Denn es er— 
ſcheint nach Lage der Umſtände billig, daß dieſe Fahrzeuge, die im friedlichen 
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Verkehr dem Beſtimmungsland gleichſam anvertraut worden find, ebenſo wie 
private Fahrzeuge zurückgegeben werden, während es bei den übrigen ſtaatlichen 
Fahrzeugen bei dem allgemeinen Aneignungsrecht des gegneriſchen Staates ſein Be- 
wenden behält. 

Soweit die hiernach zurückzugebenden privaten oder ſtaatlichen Flußfahr— 
zeuge nicht mehr vorhanden ſind, iſt für ſie Erſatz in Geld zu leiſten. Neben 
der Rückgabe- oder Erſatzpflicht muß der Staat, in deſſen Beſitz die Flußfahr— 
zeuge gekommen find, dem Berechtigten eine Entſchädigung für den Zeitraum ge- 
währen, wo dieſem das Fahrzeug nicht zur Verfügung ftand; außerdem iſt die 
Erſtattung der Koſten vorgeſehen, die durch die Hebung und Inſtandſetzung ver— 
ſenkter, nunmehr zurückzugebender Flußfahrzeuge entſtanden ſind. 

Nach Artikel 35 ſollen die ſogenannten Embargoſchiffe und ihre Ladungen 
ebenſo wie die Flußfahrzeuge behandelt werden. Soweit bisher bekannt geworden 
iſt, kommt vorausſichtlich nur ein Fall dieſer Art, nämlich ein im gemeinſamen 
Eigentum einer deutſchen und einer öſterreichiſchen Firma ſtehendes, im Hafen von 
Braila feſtgehaltenes Schiff in Betracht; von einer eingehenderen Regelung konnte 
deshalb e werden. 

Die deutſchen Eiſenbahnverwaltungen haben, Rumänien vor dem Kriege 
eine erhebliche Anzahl von Eiſenbahnwagen gegen Vergütung zur Verfügung 
geſtellt, die in Ermangelung einer anderen Regelung Eigentum des rumäniſchen 
Staates bleiben würden; umgekehrt würden die bei Kriegsausbruch etwa in 
Deutſchland befindlich geweſenen rumäniſchen Eiſenbahnwagen dem Reiche zu 
fallen. Auf Grund derſelben Erwägung, wie ſie für die Behandlung der zur 
Zeit des Kriegsausbruchs auf dem Gebiete des anderen Teiles befindlichen 
ſtaatlichen Flußfahrzeuge maßgebend geweſen iſt, ſchreibt der Artikel 36 auch 
für derartiges ſtaatliches Eiſenbahnmaterial die gegenſeitige Rückgabe vor. 
Das im Privateigentum von Angehörigen des einen Teiles ſtehende Eiſen— 
bahnmaterial, das ſich zur Zeit des Kriegsausbruchs auf dem Gebiete des 
anderen Teiles befand, muß nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Artikel 36 
ebenfalls zurückgegeben werden. Im übrigen wird für das zurückzugebende Material 
noch beſtimmt, daß, ſoweit eine Rückgabe in unverſehrtem Zuſtand nicht möglich 
iſt, der Geldwert erſetzt und daß für die Zeit von der Entziehung bis zur Rück⸗— 
gabe oder Erſatzleiſtung Entſchädigung gewährt werden muß. 

Die Entſcheidung der Fragen, ob im Einzelfall die Vorausſetzungen für 
die Rückgabe oder den Erſatz der bezeichneten Verkehrsmittel oder für die Zahlung 
einer Entſchädigung vorliegen und wie hoch die Entſchädigungen zu bemeſſen ſind, 
iſt ebenſo wie in den beiden früheren Zuſatzverträgen einer gemiſchten Kommiſſion 
unter neutralem Vorſitz übertragen worden. Da ſich die bei weitem größte Zahl 
dieſer Verkehrsmittel in Rumänien befindet, ſoll die Kommiſſion in Bukareſt zu— 
ſammentreten. 


Zehntes Kapitel. 


Die zahlreichen deutſchen Kirchengemeinden und deutſchen Schulen in Ru— 
mänien ſind vor dem Kriege von den Landesbehörden im allgemeinen liberal 
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behandelt und in der Verfolgung ihrer kulturellen Ziele nicht behindert worden. 
Es handelte ſich dabei aber um ein mehr tatſächliches Verhältnis, das mangels 
einer vertraglichen Bindung Rumäniens jederzeit hätte geändert werden können. 
Daher erſchien es angebracht, die Gelegenheit des Friedensſchluſſes zu benutzen, 
um die Rechtsſtellung der bezeichneten Anſtalten zu regeln und ihnen dadurch die 
gedeihliche Weiterentwickelung zu gewährleiſten. Die allgemeine Befugnis zur 
freien religiöſen Betätigung ſowie zur Gründung und zum Betriebe von Schulen 
in Rumänien wird den beteiligten deutſchen Kreiſen ſchon durch den Artikel XXVII. 
des Friedensvertrags zugeſichert; im rechtspolitiſchen Zuſatzvertrag kam es darauf 
an, dieſen Grundſatz in einer den Bedürfniſſen der deutſchen Anſtalten entſprechenden 
Weiſe weiter auszubauen. 

Zu dieſem Zwecke wird zunächſt im Artikel 38 feſtgeſtellt, daß die Anſtalten 
Rechtsperſönlichkeit beſitzen, daß ſie demnach prozeßfähig ſind und zum Erwerbe von 
Grundeigentum zugelaſſen werden müſſen; dementſprechend ſollen ſie zur Wahrung 
ihres deutſchen Charakters auf ihren Antrag die Rechtsfähigkeit nach Maßgabe des 
deutſchen Rechtes (§ 23 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) durch Verleihung ſeitens 
des Bundesrats erhalten. Im Artikel 39 Abſ. 1 wird ſodann beſtimmt, daß 
die Kirchengemeinden und Schulen im Genuß aller Rechte bleiben ſollen, die 
ihnen rumäniſcherſeits vor dem Kriege, ſei es auf Grund förmlicher oder ſtill— 
ſchweigender Zugeſtändniſſe, gewährt worden ſind, ſo daß z. B. der Beſuch deutſcher 
Schulen durch rumäniſche Kinder nach wie vor zu geſtatten iſt, und daß den 
Inhabern von Zeugniſſen dieſer Schulen künftig die gleichen Berechtigungen zu— 
ſtehen, wie ſie den Inhabern ſolcher Zeugniſſe früher zuerkannt wurden; ferner 
ſollen die Anſtalten auf dem Gebiete der Beſteuerung mit den rumäniſchen An— 
ſtalten auf gleichem Fuße behandelt werden. Der Artikel 39 Abſ. 2 zählt außerdem 
eine Reihe wichtiger Einzelbefugniſſe auf, die den Anſtalten die Möglichkeit geben, ihre 
Verwaltung und ihre Tätigkeit ſelbſtändig und im Sinne ihrer deutſch-nationalen 
Ziele zu regeln; die rumäniſchen Behörden dürfen ſich danach in den Betrieb der 
Anſtalten nur einmiſchen, ſoweit dies die von ihnen ausgeübte allgemeine Staats— 
aufſicht rechtfertigt, als deren Grenzen im Artikel XXVII des Friedensvertrags 
die Wahrung der ſtaatlichen Sicherheit und der öffentlichen Ordnung bezeichnet werden. 
Schließlich wird im Artikel 40 noch Vorſorge dafür getroffen, daß, falls den 
Anſtalten dritter Mächte etwa weitergehende Rechte und Vergünſtigungen als die 
vorerwähnten erteilt werden, dieſe ohne weiteres auch den deutſchen Anſtalten 
zuſtehen. 

Bei Ausbruch und im Verlaufe des Krieges haben die deutſchen Kirchen— 
gemeinden und Schulen in Rumänien unter mannigfachen Eingriffen in ihre 
Vermögensrechte gelitten; insbeſondere ſind ihre zum Teil erheblichen Bankdepots 
fortgebracht worden. Da dieſe Gemeinden und Schulen nicht ohne weiteres als 
Deutſche im Sinne der Beſtimmungen über die Kriegs- und Zivilſchäden anzu— 
ſehen ſind, empfahl es ſich, die Rückgabe der ihnen entzogenen Vermögenswerte 
ſowie ihre ſonſtige Schadloshaltung ausdrücklich zu vereinbaren; dies iſt im Ar— 
tikel 41] geſchehen. 
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Elftes Kapitel. N 

Aus den Beſtimmungen der vorſtehenden Kapitel ergeben ſich für Rumänien 
eine Reihe finanzieller Verpflichtungen, die im Hinblick auf die einſtweilen noch 
beſtehende Ungewißheit über die Entwickelung der Finanzlage des Landes die 
Schaffung realer Sicherheiten erwünſcht erſcheinen laſſen. Dies gilt in erſter 
Linie von dem öffentlichen Anleihedienſt, der gemäß Artikel 15 den Angehörigen 
Deutſchlands gegenüber ſofort nach der Ratifikation des Friedensvertrags wieder- 
aufzunehmen iſt. Bekanntlich befinden ſich bedeutende Beträge der rumäniſchen 
Staatsanleihen in deutſchen Händen, und zwar namentlich in Händen minder- 
bemittelter Kreiſe. Nachdem die Inhaber, die ſeinerzeit die Schuldtitel des be— 
freundeten Königreichs als ſichere Anlagewerte anſehen durften, lange Zeit auf 
die Einlöſung der fälligen Zinsſcheine haben verzichten müſſen, war dafür Sorge 
zu tragen, daß ſie in Zukunft im Genuß ihrer Erſparniſſe nicht mehr gefährdet 
werden. Als greifbares Pfand hierfür kamen die bei der Deutſchen Reichsbank 
befindlichen Guthaben und Depots der Rumäniſchen Nationalbank in Betracht, 
die zwar nicht dem Rumäniſchen Staate gehören, aber von der unter ſeinem 
Einfluß ſtehenden Nationalbank, der Zentralnotenbank des Landes, für den er— 
wähnten Zweck zur Verfügung geſtellt worden ſind. 

Demgemäß beſtimmt der Artikel 42, daß die bezeichneten Guthaben 
und Depots für den öffentlichen Schuldendienſt Rumäniens auf die Dauer 
von fünf Jahren und, ſofern Rumänien während dieſer Zeit mit einer 
Rate in Verzug gerät, auf die Dauer von zehn Jahren verhaftet bleiben. 
Gleichzeitig iſt vereinbart, daß die während der Zwangsverwaltung der Gut— 
haben und Depots getroffenen Anordnungen aufrechterhalten bleiben und zu 
keinen Schadenserſatzanſprüchen Anlaß geben ſollen. Ein Teil der Guthaben und 
Depots iſt nämlich von den Zwangsverwaltern gegen Übernahme von Obligationen 
der rumäniſchen Diſtrikte, die von dieſen zur Begleichung einer ihnen auferlegten 
Kontribution ausgeſtellt waren, dem Guthaben der Banca Generala Romänä 
zu Gunſten der Okkupationsverwaltung überwieſen worden; außerdem hat die 
Zwangsverwaltung einen Teil der ſeinerzeit hinterlegten Golddepots zur Begrün— 
dung eines verzinslichen Markguthabens im gleichen Nennbetrag verwendet. Daß 
dieſe Verfügungen ihre Gültigkeit behalten, folgt an ſich ſchon aus der allgemeinen 
Beſtimmung des Artikel 18 § 2, iſt aber zur Vermeidung von Zweifeln in 
der Sonderbeſtimmung des Artikel 42 nochmals ausdrücklich hervorgehoben worden; 
andererſeits war die ausdrückliche Ausſchließung von Schadenserſatzanſprüchen not— 
wendig, da ſolche Anſprüche ſonſt unter Umftänden auf Grund der Beſtimmung 
des Artikel 20 hätten geltend gemacht werden können. Schließlich iſt noch darauf 
hinzuweiſen, daß die Guthaben und Depots nicht etwa von vornherein zur Til— 
gung der rumäniſchen Anleiheſchulden verwendet werden ſollen, daß Rumänien 
vielmehr zur Zahlung aus anderen Mitteln verpflichtet iſt, und daß das Pfand 
erſt dann in Anſpruch genommen werden würde, wenn es letzten Endes nicht ge⸗ 
lingen ſollte, die Erfüllung dieſer Verpflichtung durchzuſetzen. 

Der gegenwärtige Betrag der Guthaben und Depots würde ausreichen, 
um den geſamten rumäniſchen Anleihedienſt in Deutſchland für etwa vier Jahre 
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zu decken. Der Wert des Pfandes wird auch dadurch kaum vermindert, daß 
eine dem Artikel 42 entſprechende Beſtimmung im Einvernehmen mit Deutſchland 
auch zwiſchen Oſterreich-Ungarn und Rumänien vereinbart worden ift; denn es 
iſt feſtgeſtellt worden, daß ſich der Betrag der in Oſterreich-Ungarn unter— 
gebrachten rumäniſchen Anleihewerte in ſehr engen Grenzen hält. 

Für die übrigen finanziellen Verpflichtungen Rumäniens find im Zuſatz— 
vertrag ähnliche Sicherheiten noch nicht endgültig beſtellt worden. Hierzu werden 
weitere finanzielle Transaktionen erforderlich ſein, die ſich im Rahmen der Friedens— 
verhandlungen nicht durchführen ließen. Im Artikel 43 iſt aber beſtimmt, daß 
binnen vier Wochen nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags, alſo jedenfalls 
noch vor ſeiner Ratifikation, deutſche und rumäniſche Vertreter in Berlin zu— 
ſammentreten ſollen, um über die zu beſtellenden Sicherheiten nähere Vereinbarungen 
zu treffen. . 


Zwölftes Kapitel. 


Die Beſtimmungen des Schlußkapitels entſprechen wörtlich den Beſtimmungen 
des Schlußkapitels im Deutſch-Ruſſiſchen Zuſatzvertrag. 
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Anlage 1. 


Beſeelt von dem gemeinſamen Wunſche, den Kriegszuſtand zwiſchen Deutſch— 
land, Oſterreich-Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänien 
andererſeits zu beenden und den Frieden wiederherzuſtellen, find die Unterzeichneten, 
und zwar: 

der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer 
Rat, Herr Richard von Kühlmann als Bevollmächtigter Deutſchlands, 


der Miniſter des Kaiſerlichen und Königlichen Hauſes und des Außern, 
Seiner K. u. K. Apoſtoliſchen Majeſtät Geheimer Rat, Ottokar Graf Czernin 
von und zu Chudenitz als Bevollmächtigter Oſterreich-Ungarns, 

der Vizepräſident der Sobranje Herr Dr. Momtſchiloff als Bevoll— 
mächtigter Bulgariens, 
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Seine Hoheit der Großweſir Talaat Paſcha als Bevollmächtigter der 
Türkei einerſeits 5 
und Herr C. Argetobiano als Bevollmächtigter Rumäniens andererſeits 


nach Prüfung ihrer Vollmachten dahin übereingekommen, daß, nachdem der zu 
Focſani am 9. Dezember 1917 unterzeichnete Waffenſtillſtands-Vertrag am 2. März 
1918 gekündigt und am 5. März 1918 12 Uhr mittags abgelaufen iſt, vom 
5. März 1918 Mitternacht an eine vierzehntägige Waffenruhe mit dreitägiger 
Kündigungsfriſt laufen ſoll. Zwiſehen den Unterzeichneten beſteht vollkommene 
Übereinſtimmung darüber, daß innerhalb dieſes Zeitraums der endgültige Frieden 
abzuſchließen iſt, und zwar auf Grundlage nachſtehender Vereinbarung: 

J. Rumänien tritt an die Verbündeten Mächte die Dobrudſcha bis zur 
Donau ab. 

2. Die Mächte des Vierbundes werden für die Erhaltung eines Handels— 
wegs für Rumänien über Konſtanza nach dem Schwarzen Meere Sorge tragen. 

3. Die von Oſterreich-Ungarn geforderten Grenzberichtigungen an der 
öſterreichiſch-ungariſch-rumäniſchen Grenze werden rumäniſcherſeits grundſätzlich an— 
genommen. 8 

4. Ebenſo werden der Lage entſprechende Maßnahmen auf wirtſchaftlichem 
Gebiete grundſätzlich zugeſtanden. 

5. Die Rumäniſche Regierung verpflichtet ſich, ſofort mindeſtens acht 
Diviſionen der rumäniſchen Armee zu demobiliſieren. Die Leitung der Demobil— 
machung wird gemeinſam durch das Oberkommando der Heeresgruppe Mackenſen 
und die rumäniſche Oberſte Heeresleitung erfolgen. 
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Sobald zwifchen Rußland und Rumänien der Frieden wiederhergeſtellt ift, 
werden auch die übrigen Teile der rumäniſchen Armee zu demobiliſieren ſein, 
ſoweit ſie nicht zum Sicherheitsdienſt an der ruſſiſch-rumäniſchen Grenze benötigt 
werden. 

6. Die rumäniſchen Truppen haben ſofort das von ihnen beſetzte Gebiet 
der Ofterreichifch-Ungarifchen Monarchie zu räumen. ; 

7. Die Rumäniſche Regierung verpflichtet fich, den Transport von Truppen 
der Verbündeten Mächte durch die Moldau und Beßarabien nach Odeſſa eiſen— 
bahntechniſch mit allen Kräften zu unterſtützen. 

8. Rumänien verpflichtet ſich, die noch in rumäniſchen Dienſten ſtehenden 
Offiziere der mit dem Vierbund im Kriege befindlichen Mächte ſofort zu ent— 
laſſen; dieſen Offizieren wird ſeitens der Vierbundmächte freies Geleit zugeſichert. 

9. Dieſer Vertrag tritt ſofort in Kraft. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet 
und mit ihren Siegeln verſehen. 


Ausgefertigt in fünffacher Urſchrift in Buftea am 5. März 1918. 


(Unterſchriften.) 


As re 


Anlage 2. 


Zwiſchen der Deutſchen und der Oſterreichiſch-Ungariſchen Regierung wird 
folgendes vereinbart: 


| Ä § . N 

Oſterreich-Ungarn wird ſpäteſtens 4 Wochen nach Unterzeichnung des Friedens 
mit Rumänien dem Deutſchen Reiche oberhalb der Schiffswerft Turn-Severin, 
innerhalb des Pachtſtreifens zwiſchen der Werft und der neuen öſterreichiſch— 
ungarifchen Grenze ein am Waſſer liegendes Gelände — (im Umfang der Öfterreich- 
Ungarn auf Grund des Pachtvertrags vom 7. Mai 1918 zuſtehenden Rechte) — 
zur Verfügung ſtellen, welches die gleiche Größe beſitzt wie der jetzige deutſche 
Sonderbetrieb nach der Vereinbarung vom 10. September 1917, und welches ebenſo 
geeignet wie dieſer für eine Werftanlage mit Aufſchleppe iſt. 

Das Gelände für den neuen deutſchen Betrieb wird gemeinſam von öſter— 
reichiſch-ungariſcher und deutſcher Seite ausgeſucht werden, wobei der Grundſatz 
gilt, daß das Gelände gegen Eisgang, Strom- und Weſtwind nicht ſchlechter liegt 
als die jetzige Werft. Der neuen Werft wird die Möglichkeit eines Gleis- 
anſchluſſes an die rumäniſche Staatsbahn auf kürzeſtem Wege gewährt werden. 
Die Linienführung des Bahnanſchluſſes wird bei der Beſtimmung des Geländes 
mit feſtgelegt. 

Die Fertigſtellung der neuen deutſchen Werft und Übergabe des jetzigen 
deutſchen Sonderbetriebs an Oſterreich-Ungarn ir ſpäteſtens mit Ablauf des 
unter § 2 feſtgelegten Pachtrechts. 

Für die Aufgabe des deutſchen Sonderbetriebs an jetziger Stelle wird 
Deutſchland von Oſterreich-Ungarn in der Weiſe entſchädigt werden, daß es von 
Oſterreich-Ungarn eine einmalige Abfindung von Mark 350000 (dreihundertfünfzig⸗ 
tauſend) erhält, womit bezahlt ſein werden: 

J. Aufſchleppe mit Winden, Wagen und Stahltroſſen in brauchbarem 
Zuſtand. 

2. Das Recht an den jetzt dem deutſchen Sonderbetrieb angehörigen, 
geſchloſſenen und überdeckten Baulichkeiten. 

3. Die Gleisanlage auf der Werft. 

4. Der Zuſchuß für die Verlegungskoſten des deutſchen Betriebs. 

Nicht einbegriffen in dieſer Zahlung ſind alle beweglichen Teile ſowie alle 
Maſchinen und Transmiſſionen, welche deutſcherſeits auf die Werft gebracht wor— 
den ſind 

Neue Inveſtitionen, darunter auch die im Bau befindliche Schiff bauhalle, 
find in dieſem Ablöſungsbetrag nicht einbegriffen. Falls ſolche bei Überſiedelung 
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des deutſchen Betriebs durch den k. u. k. Werftbetrieb zu übernehmen gewünſcht 
werden, jo unterliegt der Übernahmepreis beſonderer Vereinbarung.“ 5 

Deutſchland iſt berechtigt, den Betrieb der neuen deutſchen Werft, welche 
ausſchließlich der Schiffahrt dienen ſoll, einer Privatperſon oder Geſellſchaft zu 
übertragen. Der Bau ſelbſt wird deutſcherſeits unter eine . 1 
geſtellt werden. | 

§ 2. fr 

Die Übergabe des neuen Geländes zur Bearbeitung erfolgt ſofort Die 

Übergabe des jetzigen deutſchen Sonderbetriebs erfolgt bis zur Fertigſtellung dieſer 
Werft, und zwar ſpäteſtens 3 Jahre nach Mieberherſtellung des ee 
zwiſchen den Großmächten. 

Gelingt es Deutſchland, den neuen Betrieb zu einem früheren Seitpuntt 
fertigzuſtellen und in Betrieb zu bringen, ſo wird das Deutſche Reich den jetzigen 
Sonderbetrieb der Werft Turn-Severin ſchon früher zurückgeben. Wird deutſcher— 
ſeits die Fertigſtellung erklärt, ſo wird Oſterreich-Ungarn die Abſtandsſumme 
bereits zum Zeitpunkt der völligen Räumung des jetzigen Geländes zahlen. 

Bis zur Räumung nach dieſen Beſtimmungen beläßt Oſterreich-Ungarn den- 
jenigen Teil des Pachtgeländes, welcher nach der Vereinbarung zwiſchen der Deut— 
ſchen und der Oſterreichiſch-Ungariſchen Oberſten Heeresleitung vom September 1917 
der deutſchen Heeresverwaltung überwieſen und in dem beiliegenden Plane mit 
einer roten Linie umgrenzt iſt, nebſt allen auf ihm befindlichen Baulichkeiten und 
Anlagen ſowie dem davorliegenden Donauufer und Gewäſſer dem Deutſchen 
Reiche zur freien Benutzung für den Betrieb einer deutſchen Werft. 

Auf den dem Deutſchen Reiche überlaſſenen Teile des Pachtgeländes und 
ſeinen Betrieb finden alle Beſtimmungen ſinngemäße Anwendung, welche in dem 
Vertrage zwiſchen Oſterreich-Angarn und Rumänien über die Geſamtpachtung ver— 
einbart worden ſind. 

Der Betrieb des an Deutſchland überlaſſenen Teiles der Werftanlage bleibt 
unter deutſcher militäriſcher Oberleitung ſo lange, als der Betrieb der öſterreichiſch— 
ungariſchen Werft unter militäriſcher Leitung ſteht. Geht die k. u. k. Werft an 
eine Privatgeſellſchaft über, ſo darf auch der deutſche Werftteil einer Privatgeſell— 
ſchaft übertragen werden. 

Der Betrieb der deutſchen Werft iſt von dem k. u. k. Werftbetrieb unab— 
hängig und unterſteht deſſen Leitung nicht. Kraft und Licht werden dem deutſchen 
Betriebe gegen Koſtenerſtattung wie bisher weiter gewährt. 

Der deutſche und der öſterreichiſch-ungariſche Werftteil werden ſich in ihren 
Betrieben nach Möglichkeit unterſtützen und Aufträge füreinander zu den gleichen 
Bedingungen ausführen wie eigene Staatsangehörige, ſolange, als beide Betriebe 
militäriſch geleitet werden. 

d § 3. | 

Ofterveich-Ungarn überläßt dem Deutſchen Reiche die freie Mitbenutzung des 
als »Winterſtand« bezeichneten Waſſergeländes oberhalb der Schiffswerft Turn— 
Severin nach Maßgabe der zwiſchen der öſterreichiſch-ungariſchen und der deutſchen 
Verwaltung zu treffenden Vereinbarungen. 
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Die Deutſche Regierung beziehungsweiſe die deutſche Privatgeſellſchaft 
wird für die in $ bis 3 benannten Pachtrechte einen jährlichen Zins von 
100 (einhundert) Lei zahlen. 

Außerdem verpflichtet ſich die Deutſche Regierung, Oſterreich⸗Ungarn an der 
deutſchen Schiffswerft in Giurgiu eine Kapitalbeteiligung von 10 Prozent anzu— 
bieten. Dem öſterreichiſchen und ungariſchen Kapital wird, entſprechend dieſer 
Beteiligung, Sitz und Stimme im Aufſichtsrat der deutſchen Schiffswerft Giurgin 
gewährt werden. 

Auch wird die Werft Giurgiu verpflichtet werden, öſterreichiſche und unga- 
riſche Aufträge ebenſo zu behandeln und zu denſelben Bedingungen auszuführen 
wie deutſche Aufträge. 

§ 5. 

Die Deutſche und die Oſterreichiſch-Ungariſche Regierung werden die Zu— 
ſtimmung der Rumäniſchen Regierung zu dieſen Abmachungen alsbald nach deren 
Unterzeichnung gemeinſam herbeiführen. 


Bukareſt, am 7. Mai 1918. 
v. Kühlmann. Burian. 
von Koerner. 
Die Rumäniſche Regierung hat von dem vorſtehenden Vertrage Kenntnis 
genommen und erteilt zu demſelben in allen Punkten ihre Zuſtimmung. 
Bukareſt, 7. Mai 1918. 


A. Marghiloman. 
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Anlage 3. 


Verzeichnis der deutſch⸗rumäniſchen Verträge. 


1 


Nr.] Bezeichnung des Vertrags 


Fe Stelle, wo der 
Datum des es ‘Becca ; u nden i 


1 Erklärung, betreffend den Schutz 19./7. Januar 1882] Sammlung der Ver— 
der Fabrik- und Handels⸗ . träge mit anderen 
marken. Staaten, herausge— 

geben im Auftrag 
des Miniſteriums 
des Außern in fran- 
zöſiſcher und rumä— 
niſcher Sprache von 
Djuvara S. 510. 


2 [Handels-, Zoll- und Schiff- 121./9. Oktober 1893 Reichs-Geſetzbl. 1894 
fahrtsvertrag nebſt einem Sa. 
Schlußprotokoll und einem 
Protokoll vom gleichen Tage. 


3 [Abkommen, betreffend Ge— 20. Juli 1896 . 
bührenfeſtſetzung für den 
deutſch-rumäniſchen Tele— 
grammverkehr. 


4 Abkommen, betreffend Her- | 10. Juli / 28. Juni 
ſtellung einer neuen Tele— 1898 
graphenleitung zwiſchen 
Berlin und Bukareſt. 


5 | Übereinkunft, betreffend die Ein— 1, März / 17. Februar] Martens N. R. G. 2. 
richtung eines direkten Poſt— 1899 Serie XXX S. 232. 
und Telegraphendienſtes 
nebſt einem Schlußprotokoll 
vom gleichen Tage. 


6 | Sufagvertrag zum Handels-, 8. Oktober / 25. Sep-] Reichs-Geſetzbl. 1905 
Zoll⸗ und Schiffahrtsver⸗ tember 1904 S. 253. 
trage vom 21./9. Oktober 
1893. 


ref FS 4, 
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Geltungsdauer 


Einjährige Kündigungsfriſt (Ar— 
tikel 3). 


Bis 31/18. Dezember 1917, ſo— 
dann zwölfmonatige Kündi— 
gungsfriſt (Artikel 4 des Zu: 
jagvertrags vom 8. Oktober / 
25. September 1904), 


Sechsmonatige Kündigungsfriſt 
(Artikel 3). 


Entſprechend dem Hauptvertrag 
(Artikel 4). 


Bemerkungen 


Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend 
die Übereinkunft mit Rumänien wegen gegen— 
ſeitigen Markenſchutzes, vom 27. Januar 1882 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 7); 

Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend 
den Schutz deutſcher Warenbezeichnungen in 
auswärtigen Staaten, vom 22. September 
1894 eichs⸗Geſetzbl. S. 521). 


Vgl. den Zuſatzvertrag vom 8. Oktober / 25. Sep⸗ 
tember 1904 (Nr. 6). 


Vom 1. Juli 1897 ab find die Telegramm— 
gebühren im Wege des Schriftwechſels teil— 
weiſe geändert worden. 

Vgl. Nr. 4 und 5. 


Vgl. Nr. 3 und 5. 


Geſchloſſen zwiſchen dem Deutſchen Staatsſekretär 
des Auswärtigen Amtes und dem Rumäni— 
ſchen Geſandten in Berlin. Die Übereinkunft 
betrifft auch das Kabel Konſtanza-Konſtan⸗ 
tinopel. 

Vgl. Nr. 3 und 4. 


Vgl. den Handels-, Zoll- und Schiffahrtsvertrag 
vom 21./9. Oktober 1893 (Nr. 2). 
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